
Suchergebnisse: Stimmung

306 – Die ersten rechtlichen Bestimmungen zur „Ehelosigkeit“

Elvira: Im 4. Jahrhundert hat man die ersten rechtlichen Bestimmungen zur „Ehelosigkeit“ und zur

„Sexuel„sexuellentsamkeit von Priestern“ erlassen.&nbsp;

10. Juni 1098 – Visionen eines den Sieg verheißenden Christus

Antiochia * In der Nacht vom 10. zum 11. Juni ist die Kampfmoral der in Antiochia

belagerten Christen derart gesunken, dass Panik entsteht und die Befehlshaber der

Kreuzfahrer einen Massenausbruch verhindern müssen.    Kurz darauf kommt es zu Visionen

eines erschienenen, den Sieg verheißenden Christus und der Entdeckung einer Lanze, die

angeblich den Gekreuzigten durchbohrt hat. Die Stimmung verbessert sich dadurch erheblich.

1139 – Die Tempel-Rittern erhalten eine umfangreiche Ordensregel

Rom-Vatikan * In der Bulle „Omne datum optimum“ gibt Papst Innozenz II. den

Tempel-Rittern eine umfangreiche Ordensregel, die mit Ergänzungen im Jahr 1230 und 1260 auf

insgesamt 678 Artikel anwachsen wird.    Durch die päpstliche Bulle werden die Tempelherren als

„extemt“ erklärt, also aus dem kirchlichen Gesamtorganismus heraus genommen. Sie sind damit

die erste Gemeinschaft von Rittermönchen, die jeglicher bischöflicher Jurisdiktion entnommen

und alleine und direkt dem Heiligen Stuhl unterstellt sind. Er erklärt die Templer auch zu

„Vorkämpfer der Christenheit“ und hebt sie damit über alle anderen Orden. Dadurch nehmen die

Templer in der Gesamtkirche eine elitäre Ausnahmestellung ein, die von den Folgepäpsten

fortgeschrieben und durch eine Vielzahl von Privilegien erhärtet wird.        So darf kein

Kirchenmann oder Laie, lediglich der Templer-Meister mit Zustimmung des Kapitels, die

Ordens-Statuten ändern.    Das Recht der Tempel-Ritter eigene Priester zu haben, wird in der

Bulle ebenso festgeschrieben wie die Freistellung vom Zehent.    Die Templer-Kapläne sind

berechtigt Spenden zu sammeln, um Almosen zu bitten und einmal im Jahr in jeder Kirche die

Kollekte für sich zu behalten.   Einmal jährlich dürfen sie in den unter Interdikt, dem Verbot

gottesdienstlicher Handlungen, gestellten Regionen die Messe halten.   Die Kirche macht - nicht

nur aus Sicht der Templer - viel zu viel Gebrauch von dieser Strafmaßnahme, die darauf abzielt,

jede religiöse Aktivität, ob das nun Messen oder die Segnungen der Sakramente sind, in einer
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Ortschaft, einer Region oder einem ganzen Königreich zeitweilig zu verbieten. Damit wollen die

Kirchenmänner die Sünden eines Herren, einer Gemeinde oder eines Königs bestrafen.  

Gottesdienste, die in solchen vernachlässigten und teilweise auch vollkommen ungerechtfertigt

bestraften Regionen abgehalten werden, ziehen freilich viele Gläubige an und bringen schon

deshalb außergewöhnlich hohe Einnahmen von Almosen und Opfergaben.    Darüber hinaus

dürfen die Tempelherren eigene Kirchen und Friedhöfe besitzen, worin sie auch

Exkommunizierte beerdigen können, was ihnen häufig großzügigst gedankt wird.   Schließlich

ergänzt Papst Coelestin II. die Privilegien der Templer indem er die Ritter-Brüder, ihre

Vasallen und Grundholden von den durch die Bischöfe ausgesprochenen

Exkommunizierungen und Interdikten als ausgeschlossen erklärt.   Dies geschieht sehr zum

Ärgernis des Weltklerus und vergiftet das eh schon angespannte Verhältnis zwischen dem

Ritterorden und den Weltpriestern.      Dennoch hält der Heilige Stuhl beständig seine schützende

Hand über die geistlichen Ordensritter und stellt die gewährten Privilegien nie in Frage.    Seit

Hugo von Payns den Tempelherren seine Besitzungen schenkte, folgte jeder, der in den

Orden eintritt oder sich ihm anschloss, diesem Beispiel.    Durch Schenkungen von Land und

Vermögen sind die Ordensritter sehr schnell reich geworden. Und nachdem heimgekehrte

Kreuzfahrer Wunderdinge über das Heldentum der Templer berichten, führt dies in ganz Europa

zu einer großzügigen Spendentätigkeit für die Ordensgemeinschaft.

14. Juni 1158 – Der Augsburger Schied  - Münchens Geburtsurkunde

Augsburg - München * Ein vergilbtes Pergament im Format 34 × 44 Zentimeter gilt als die

Geburtsurkunde der bayerischen Landeshauptstadt. Die von Kaiser Friedrich I. Barbarossa auf

dem Reichstag in Augsburg unterzeichnete Urkunde ging als „Augsburger Schied“ in die

Geschichte ein. In dem Kaiserdiplom, das als „conventio“ – also als Übereinkunft – bezeichnet

wird, werden die Streitpunkte verbindlich geregelt.   „Mit Zustimmung und Willen der beiden

streitenden Parteien“ wird festgelegt:    Der Markt, der bislang in Föhring abgehalten wurde,

ebenso die Zollbrücke und die Münzstätte, werden dort künftig nicht mehr bestehen.  Als Ersatz

hat Herzog Heinrich der Kirche von Freising ein Drittel des Gesamteinkommens aus seinem

Marktzoll zu München übertragen, sei es aus Abgaben für Salz, sei es für andere dort ein- und

ausgehende Groß- und Kleinstückwaren.    Bezüglich des Zöllners wird vereinbart, dass jede

Partei einen eigenen einsetzen kann oder – falls gewünscht – beide gemeinsam einen

bestimmen, der beiden verantwortlich ist.  Ähnlich verhält es sich mit der Münze: Ein Drittel der

Einkünfte erhält der Bischof, zwei Drittel stehen dem Herzog zu. Eine Münzstätte soll nach

Ermessen des Herzogs errichtet werden. Zudem darf auch der Bischof von Freising eine eigene

Münzstätte gründen, wenn er es wünscht. Von deren Erträgen erhält der Herzog lediglich ein
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Drittel, das er – unabhängig von dessen Höhe – nach dem Willen des Bischofs als Lehen

weitergeben soll, wie es offenbar bereits geschehen ist.    Von einem Unrecht oder gar einer

Freveltat des Welfenherzogs findet sich in dieser kaiserlichen Urkunde kein Wort. Als Zeugen für

die Richtigkeit des Rechtsspruchs werden vier hohe geistliche Würdenträger und vier weltliche

Herrscher benannt.   Doch auch wenn die Kaiserurkunde den Charakter einer gütlichen

Einigung in sich trägt, so ist sie in ihrem Kern doch ein regalienrechtlicher Spruch des Kaisers.

Mit diesem Kompromiss kann Kaiser Friedrich I. Barbarossa einen Interessenausgleich zwischen

dem Bischof von Freising und dem baierischen Herzog erzielen und damit beide zufrieden

stellen.  

12. Oktober 1285 – Ein Münchner Jude soll einen christlichen Knaben ermordet haben

München * In München ereignet sich ein Judenpogrom, bei dem nach Angaben des

zeitgenössischen „Nürnberger Marmorbuchs“ 67 Menschen ums Leben kommen. Auslöser ist der

Vorwurf eines Ritualmords: Den Juden wird unterstellt, sie hätten „von einem alten Weib“ ein

christliches Kind gekauft, anschließend ermordet und sein Blut für rituale Zwecke missbraucht.  

Daraufhin erschlägt ein aufgebrachter Mob zahlreiche Mitglieder der jüdischen Gemeinde. Die

übrigen suchen Schutz in einem Haus, einem Betsaal oder einer Synagoge, die von der Menge in

Brand gesetzt wird.   Ob damals tatsächlich bewusst ein Feuer gelegt wurde ist fragwürdig, da

das die ganze - in der Regel aus Holz erbaute - Stadt gefährdet hätte. Andererseits ist vorstellbar,

dass die antisemitisch aufgeheizte Stimmung und die Dynamik kollektiver Gewalt die

bestehenden Hemmschwellen erheblich gesenkt haben. 

31. März 1294 – Bischof Emicho muss der Ansiedelung der Augustiner-Eremiten zustimmen

Freising - München-Kreuzviertel * Zähneknirschend und auf Druck von Herzog Rudolf

I.&nbsp;muss der Freisinger Bischof Emicho seine Zustimmung zur Ansiedelung der

Augustiner-Eremiten&nbsp;in München geben.&nbsp;Der Bischof fürchet die Konkurrenz und

Schmälerung seiner Einkünfte durch die „Parvenü-Kleriker“.

1. Mai 1316 – Ludwig der Baier erlässt für die Siechen am Gasteig eine Hausordnung

Haidhausen * König Ludwig der Baier&nbsp;erlässt für die Siechen am Gasteig&nbsp;eine

Hausordnung. Die Ordnung enthält unter anderem eine Vorschrift, wonach „aus der ganzen

Versammlung der siechen Menschen” ein Hausmeister&nbsp;und eine
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Hausmeisterin&nbsp;benennen sind, die auf die Einhaltung der Hausordnung&nbsp;zu achten

haben. Die Spital-Insassen&nbsp;müssen ihnen Gehorsam leisten.    Übertretungen einzelner

Bestimmungen haben zum Teil sehr empfindliche Strafen für die Kranken&nbsp;zur

Folge.&nbsp;Disziplinierungsmittel&nbsp;sind vorgesehen. Sie reichen von Geldstrafen&nbsp;bis

zu Fasten bei Wasser und Brot, dem Essen auf dem Stubenboden, der Verrichtung von

vorgeschriebenen Gebeten&nbsp;- kniend auf dem Stubenboden - in Anwesenheit der anderen

Spitalinsassen.&nbsp;Selbst Strafen in der Kheichen, dem Kerker, bei Wasser und Brot, sind

unter bestimmten Umständen möglich.       Mit vier Stunden nehmen die religiösen Übungen und

Gebete den größten Teil des Tages ein.   Die Arbeitszeiten&nbsp;zugunsten des

Leprosenheims&nbsp;werden auf dreieinhalb Stunden pro Tag begrenzt.  

Commissionäre&nbsp;überwachen die Arbeit im Siechen-Spital. &nbsp;      Mittelalterliche

Spendentätigkeit&nbsp;hat sehr viel mit dem Seelenheil des Geldgebers&nbsp;zu tun. Je größer

deren Spendierfreudigkeit&nbsp;ausfällt, desto länger sind die Gebete der

Almosenempfänger&nbsp;und desto schneller kommen die Reichen dem „Paradies“ ein

Stückchen näher.    Das Leprosenhaus&nbsp;ist vornehmlich für Münchner Bürger und die in der

Stadt Dienenden bestimmt. &nbsp;  Nur sie erhalten hier unentgeltliche Aufnahme und

Verpflegung. Für die „Auswärtigen Siechen” müssen die zuständigen Landgerichte&nbsp;die

anfallenden Kosten übernehmen.

1340 – Im Stadtrechtsbuch finden sich Bestimmungen für den Brandfall

München * Im Münchner Stadtrechtsbuch finden sich Bestimmungen über den Umgang im

Brandfall. Dort heißt es: „Wenn es in der Stadt brennt, müssen zu dem Feuer kommen, sobald

die Sturmglocke läutet, alle Bader und ihre Gehilfen, die Amt haben, und ihre Badergeräte

mitbringen, die Maurer und Zimmerer mit ihren äxten und die Kornmesser und Salzmesser und

die Salzlader und die Auflader und die Holzleut mit ihren äxten und was sie haben, das dem

Feuer gut ist; - wer nicht kommt, verliert sein Recht in der Stadt für ein Jahr - was ihnen verdirbt,

wird von der Stadt ersetzt“.

28. Januar 1342 – Ludwig der Brandenburger erlässt den Großen Tiroler Freiheitsbrief

Tirol * Herzog Ludwig der Brandenburger, der älteste Sohn Kaiser Ludwigs des Baiern und

künftiger Ehegatte der Gräfin Margarete von Tirol, erlässt den Großen Tiroler Freiheitsbrief. Darin 

     bestätigt er den Tirolern die Rechte des Landes und   verspricht ihnen, keine Steuern ohne

Zustimmung der Landstände zu erheben, sowie   die Regierung nur nach Rücksprache mit den

Landständen zu führen.   Außerdem darf er keine Ausländer - auch keine Baiern - in Dienst
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nehmen und   Margarete nicht außer Land bringen.

8. Mai 1342 – Verbot der feuergefährlichen Stroh- und Schindeldächer

München * Kaiser Ludwig IV. der Baier erteilt der Stadt in einem 2. Gunstbrief die volle

Zuständigkeit und Entscheidungsgewalt in allen Bauangelegenheiten. Bisher besaß die

Kommune dieses Recht nur für den Marktplatz [siehe 4. Mai 1315].    Kaiser Ludwig vereinbart

mit der Stadt - zur Verhütung von Bränden - das Verbot der feuergefährlichen Stroh- und

Schindeldächer. Neu erbaute Häuser und Stadel sollen künftig mit Ziegeln gedeckt und - wenn

der Bauherr das erforderliche Vermögen besitzt - auch die Wände aus Stein gemauert werden.

Schmieden, die nicht aus Mauerwerk bestehen, werden abgerissen.    Durch strenge

Strafbestimmungen soll der Ausbruch von Bränden verhütet werden. Feuergefährliche Betriebe

müssen vor die Stadtmauern. 

1380 – Das Isartor wird nun auch Zolltor genannt

München-Graggenau - München-Angerviertel * Aufgrund seiner Zweckbestimmung als Zollstätte

für den Einfuhrzoll&nbsp;wird das Isartor&nbsp;nun auch Zolltor&nbsp;genannt. &nbsp;       Das

Isartor&nbsp;besteht zunächst nur aus dem vierzig Meter hohen, sechsgeschossigen Turm.   Die

spitzbogigen Torgewölbe sind gerade so breit, dass ein Planwagen die Durchfahrt passieren

kann.   Der Zugang zum Turm befindet sich, leicht erhöht, innerhalb der gewölbten Torhalle.   Vor

dem Tor muss erst der von Bächen bewässerte Stadtgraben&nbsp;überwunden werden.   Über

die Wasserfläche führen hölzerne Brücken, deren letztes Stück - unmittelbar vor dem Portal - als

Zugbrücke&nbsp;hochgeklappt werden kann. &nbsp;      Beim Turm des Isartores&nbsp;kann

man noch heute sehr gut den ins Mauerwerk eingelassenen Führungsschacht eines

Fallgitters&nbsp;erkennen, dessen Einzelstäbe aus jeweils 10 bis 15 Zentimetern starkem

Eichenholz bestanden haben.&nbsp;

25. März 1409 – Das Konzil von Pisa beginnt

Pisa * Das Konzil von Pisa&nbsp;beginnt.&nbsp;Noch nie zuvor hat ein

Kardinalskollegium&nbsp;- ohne Rücksprache mit Papst oder Kaiser - ein allgemeines Konzil der

Gesamtkirche einberufen.&nbsp;Die Initiative der Kardinäle&nbsp;stößt auf breite Zustimmung:

Über 600 Kleriker nehmen am Konzil von Pisa&nbsp;teil.    Die parallel einberufenen

Konzilien&nbsp;der beiden Päpste Gregor XII. in Cividale und Benedikt XIII. in Perpignan haben
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nicht annähernd so viele Teilnehmer.&nbsp;Die überwiegende Zustimmung des Klerus zum

Konzil in Pisa&nbsp;isoliert die beiden Päpste auf Dauer.    Das Konzil von Pisa&nbsp;zitiert die

Päpste Gregor XII. und Benedikt XIII. nach Pisa und macht ihnen nach deren Weigerung einen

förmlichen Ketzerprozess&nbsp;als hartnäckige Schismatiker.&nbsp;Damit ist die entscheidende

Grundlage für das weitere Vorgehen geschaffen.

25. Juli 1495 – Die Jakobi-Dult fällt wegen der Pest aus

München * Es herrscht immer noch Pest. In Abstimmung mit dem Stadtrat ordnet Herzog

Albrecht IV. an, dass die Jakobi-Dult nicht abgehalten werden soll. 

10. Juni 1530 – Begrüßung mit Prachtentfaltung und lebenden Bildern

München - Haidhausen * Nach der Schlacht bei Haidhausen setzt sich der Festzug wieder in

Richtung München in Bewegung. Als die hochrangigen Persönlichkeiten von der Stadt aus

sichtbar werden, beginnt ein aufwendig inszenierter Empfang:    In ganz München läuten die

Glocken.  Von Türmen und Stadtmauern werden Salutschüsse abgefeuert.  Auf der Isarbrücke

findet ein Fischerstechen statt.  Über dem Isartor schwebt ein Ballon in Gestalt eines fliegenden

Drachens.  Noch darüber ziehen weiß-blaue Fahnen mit dem bayerischen Wappen vorbei –

getragen von einem Schwarm Tauben.    Entlang des weiteren Weges erwarten die Gäste die

damals beliebten „lebenden Bilder“ – aufwendig inszenierte Schauspiele mit drastischen Szenen.

Je blutiger die Darstellung, desto größer offenbar das Interesse. An diesem Pfingstfreitag

bekommen die Münchner reichlich Spektakel geboten.    Auf einer Bühne bei der Hochbrücke im

Tal wird die Geschichte der biblischen Königin Esther gezeigt, die als Gemahlin des persischen

Königs Xerxes I. ihrem jüdischen Volk zur blutigen Rache verhilft.  Das zweite Bild zeigt die

Skythenkönigin Tomyris, wie sie das abgeschlagene Haupt des Perserkönigs Cyrus in einen

Eimer voller Blut stößt. „Der Schauplatz bei den städtischen Fleischbänken war dafür nicht übel

gewählt“, bemerkt der Historiker Siegmund Riezler trocken.  Auf einer dritten Bühne in der

Burgstraße lässt der Perserkönig Cambyses II. einen ungerechten Richter hinrichten, dessen

Haut abziehen und damit einen Sessel beziehen. Auf diesem muss der Sohn des Verurteilten

Platz nehmen – als Mahnung, künftig gerecht zu urteilen.  Weitere Darstellungen zeigen das

Herausreißen eines Herzens aus der geöffneten Brust eines Opfers und ähnliche Grausamkeiten,

die vom Publikum offenbar mit Zustimmung aufgenommen werden. Lediglich der Kaiser zeigt sich

laut einem Augenzeugen „ein wenig befremdet ob des vielen Blutes“.    Der päpstliche Legat

Lorenzo Campeggi soll dazu angemerkt haben, die Szenen seien nicht ohne versteckte

Anspielung inszeniert worden: Man könne sie als Warnung an die „Ketzer“ verstehen – für den

Münchner Zeitensprünge Seite 6/94



Fall, dass diese den von Seiner Majestät angebotenen Gottesfrieden nicht annähmen, werde

man zu härteren Mitteln greifen. 

1563 – Der Jesuiten Petrus Canisius predigt die Hexenverfolgungen

München * Petrus Canisius, der wortgewaltige jesuitische Ordensprovinzial für Oberdeutschland,

schreibt: „Überall bestraft man die Hexen, welche merkwürdig sich mehren.  Ihre Freveltaten sind

entsetzlich. [...]  Man sah früher in Deutschland niemals die Leute so sehr dem Teufel ergeben

und verschrieben. [...]  Sie schaffen viele durch ihre Teufelskünste aus der Welt und erregen

Stürme und bringen furchtbares Unheil über Landleute und andere Christen. Nichts scheint

gesichert zu sein gegen ihre entsetzlichen Künste und Kräfte“.    Ohne jeden Zweifel an der

Existenz der Hexenverbrechen oder Kritik an den angewandten ungesetzlichen

Inquistitionsverfahren, das gegen alle strafprozessrechtlichen Bestimmungen der „Carolina“

verstößt, predigt er im Augsburger Dom über die in Wiesensteig und im schwäbischen Raum

stattfindenden Hexenverfolgungen.    Die juristischen und medizinischen Einwände interessieren

den Jesuiten nicht. Für ihn steht die Theologie weit über der Jurisprudenz. 

31. Januar 1581 – Fürstbischof Ernst wird das Fürstbistum Lüttich übertragen

Lüttich * Dem Freisinger und Hildesheimer Bischof Ernst wird zusätzlich das Fürstbistum Lüttich

übertragen. Dafür muss der Papst eigens ein Wählbarkeitsbreve ausstellen, das erste überhaupt,

da Ernst mit der Übernahme des Lütticher Bistums gegen mehrere Bestimmungen des Konzils

von Trient und damit gegen das kanonische Recht verstößt.   Kurz darauf erhält er zudem die

Administration der Reichsabtei Stablo-Malmedy. Mit gerade einmal 27 Jahren vereint der

Fürstbischof damit drei Bistümer sowie zahlreiche weitere Ämter und Pfründen in seiner Hand.  

Der persönliche Lebenswandel des jungen Bischofs steht jedoch im deutlichen Gegensatz zu der

von den Wittelsbachern angestrebten inneren Erneuerung der katholischen Kirche. Statt Gebet,

Askese und strenger Sittenzucht bevorzugt Ernst das prachtvolle Leben weltlicher Höfe, pflegt

Liebschaften und interessiert sich mehr für Magie sowie Würfel- und Kartenspiele als für

geistliche Disziplin.

12. Februar 1582 – Papst Gregor XIII. ordnet eine grundlegende Kalenderreform an

Rom-Vatikan * Papst Gregor XIII. ordnet in der Bulle Inter gravissima eine grundlegende

Kalenderreform an. Er will damit den auf die Antike zurückgehenden Julianischen
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Kalender reformieren, um die Nachtgleichen wieder mit dem Kalender in Übereinstimmung zu

bringen und so eine gesicherte Osterberechnung zu ermöglichen.    Mit dem neuen Kalender

sollte auf den 4. Oktober 1582 der 15. Oktober folgen. 

4. Oktober 1582 – Umstellung des Kalenders bei den Katholiken

Rom-Vatikan * Papst Gregor XIII. reformiert den auf die Antike zurückgehenden Julianischen

Kalender, um damit die Nachtgleichen wieder mit dem Kalender in Übereinstimmung zu bringen.

Auf den 4. Oktober soll der 15. Oktober 1582 folgen.    Kaiser Rudolph II. fordert daraufhin die

Reichsstände auf, den neuen Gregorgianischen Kalender einzuführen. Doch während die

Katholischen Stände den Kalender annehmen, lehnen ihn die Evangelischen Stände aus

konfessionellen Gründen ab.    Damit werden im Heiligen Römischen Reich Deutscher

Nation zwei Kalender mit unterschiedlicher Tageszählung benutzt, was die Handels- und

Rechtsgeschäfte massiv beeinträchtigt. Das bleibt so bis zum 17. Februar 1700 so.

26. April 1606 – Die protestantische Mehrheit verprügelt spontan die Katholiken

Donauwörth * In Donauwörth zieht die katholische Minderheit - unter Verletzung des Augsburger

Religionsfriedens - aus Anlass einer jährlich stattfindenden Bittprozession mit fliegenden

Fahnen vom Kloster Heiligenkreuz aus.  Es kommt zum Konflikt mit der protestantischen

Mehrheit, die die Katholiken spontan verprügelt.    Donauwörth ist eine der acht Freien

Reichsstädte, in denen nach den Bestimmungen des Augsburger Religionsfriedens Katholiken

und Protestanten das Recht freier Religionsausübung genießen.

23. Mai 1611 – Die Böhmischen Stände krönen Matthias zum Böhmischen König

Prag * Die Böhmischen Stände krönen Kaiser Rudolfs II. Bruder Matthias zum Böhmischen

König, nachdem er die im Majestätsbrief gegebenen Bestimmungen zugesagt hat.

19. Januar 1612 – Der Ausbau der Münchner Stadtbefestigung wird abgelehnt

München * Wegen zu erwartender kriegerischer Auseinandersetzungen mit der protestantischen

Union fordert Herzog Maximilian I. erneut den Aus- und Umbau der Münchner Stadtbefestigung.

Er argumentiert zusätzlich mit der Möglichkeit einer Erweiterung des ummauerten
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Stadtgebiets. Doch auch die Landstände Versagen ihre Zustimmung aus finanziellen Gründen.

8. August 1615 – Der Magistrat gibt seine Zustimmung zum Ausbau der Festungsanlagen

München * Das ständige Drängen Herzog Maximilians I. zeigt Erfolg. Der Magistrat der Stadt gibt

seine Zustimmung zum Ausbau der Festungsanlagen.

29. Juni 1617 – Die böhmischen Landstände wählen Erzherzog Ferdinand zum König

Prag * Aufgrund seines angegriffenen Gesundheitszustandes wählen die böhmischen

Landstände Erzherzog Ferdinand - noch zu Lebzeiten von Kaiser und König Matthias - zum

designierten König von Böhmen, nachdem auch er die im Majestätsbrief garantierten Freiheiten

und Privilegien beeidet. Erzherzog Ferdinand II. wird von dem böhmischen Ständen - trotz seines

bekanntermaßen kämpferischen Katholizismus - zum König gewählt und im

Prager Veitsdom feierlich gekrönt.    Doch die an den herzoglichen, königlichen und kaiserlichen

Höfen sitzenden und Einfluss habenden Jesuiten wollen - ebenso wie der spanische Hof - die

Bestimmungen des Majestätsbriefes rückgängig machen. Sie ersinnen eine Gegenstrategie, in

deren Folge zwei protestantische Kirchen abgerissen werden.

1620 – Reform der altbaierischen Franziskaner-Konvente

München - Rom * Die nächste Reform der altbaierischen Franziskaner-Konvente entspringt den

kirchenpolitischen Vorstellungen des regierenden Herzogs Maximilian I.. Es geht dem die

Gegenreformation tragenden Herrscher um die innere Erneuerung der katholischen Kirche, damit

sich diese erfolgreich gegenüber der lutherischen Reformation behaupten und verloren

gegangenes Terrain zumindestens teilweise zurückgewinnen kann.    Er will Baiern zu einem gut

verwalteten und modernen Zentralstaat ausbauen, der in alle Lebensbereiche seiner Untertanen

eingreifen und diese beaufsichtigen soll. Dazu gehört auch die Übereinstimmung der kirchlichen

und staatlichen Territorialgrenzen.    Ein Hauptziel liegt dabei in der Abtrennung der

altbaierischen Franziskanerkonvente von der Observatenprovinz Straßburg, um so eine

baierische - und damit unabhängige, aber staatstreue - Franziskanerprovinz zu errichten.    Zur

Durchsetzung seiner Ziele besetzt Herzog Maximilian I. - obwohl keine besonderen Missstände

im Münchner und den anderen baierischen Franziskaner-Niederlassungen vorliegen - die

Schlüsselpositionen und sogar halbe Konvente mit italienischen „Riformati“, einer italienischen

Reformgruppe innerhalb des Ordens, neu. Diese Reformaten übernehmen als erstes und
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wichtigstes Kloster in Altbaiern den Franziskaner-Konvent bei der Münchner Residenz.

6. März 1629 – Kaiser Ferdinand II. erlässt das Restitutionsedikt

Wien * Kaiser Ferdinand II. erlässt - in Übereinstimmung mit den Kurfürsten von Mainz, Köln,

Trier und Baiern - das Restitutionsedikt, das jede „Entfremdung von katholischem Kirchengut

nach dem Stichjahr 1552 für unrechtmäßig“ erklärt.    Davon betroffen sind rund 500 Klöster und

Konvente vor allem in Niedersachsen und Württemberg, die Erzbistümer Bremen und Magdeburg

sowie zwölf reichsunmittelbare Bistümer in Norddeutschland. Nur Meißen, Merseburg und

Naumburg werden dem Kurfürsten von Sachsen aus politischen Rücksichten vorerst überlassen.

Es erhebt sich nicht nur bei den protestantischen Reichsständen lauter Protest. Selbst der Papst

äußert Bedenken.

3. Juli 1630 – Ein für den Kaiser wenig erfolgreicher Regensburger Kurfürstentag

Regensburg * Kaiser Ferdinand II. eröffnet den Regensburger Kurfürstentag. Er wird bis

November dauern. Auf dem Kurfürstentag will Kaiser Ferdinand II.       die Wahl seines Sohnes

Ferdinand III. zum deutsch-römischen König sichern und   Unterstützung gegen die

niederländischen Generalstaaten einfordern.      Doch die Kurfürsten verweigern die Zustimmung

zur Wahl Ferdinands III. und fordern stattdessen       eine Verringerung der kaiserlichen Armee

und   eine Milderung der Kriegskosten.   Der kaiserliche Oberbefehlshaber Albrecht von

Wallenstein wird seines Postens enthoben.   Der 71-jährige Johann Tserclaes Graf von Tilly

erhält dafür zusätzlich zu seinem Kommando der katholischen Liga nun auch noch den

Oberbefehl über das kaiserliche Heer.   Der Kaiser einer Überprüfung des Restitutionsedikts

zustimmen. 

12. Dezember 1637 – Angekündigte Grundsteinlegung für die Mariensäule

München * Kurfürst Maximilian I. teilt dem Münchner Rat - ohne Rücksicht auf dessen

Bestimmungsrecht über den Marktplatz - selbstherrlich mit, er werde „der Heiligen Himlkönigin zu

Ehrn, und ewiger gedechtnus, ein offentliches Monumentum, von einer Seulen, und darauf

stehenden unnser lieben Frauen Bildtnus, mitten deß Plazs, aufrichten“. Die Arbeiten beginnen

zwei Tage später.      Er begründet dies mit der „unbezweifelbaren Fürbitte der Himmelskönigin

und Muttergottes“, die als Patronin und Beschützerin das Land und die Stadt „von Brand und

anderm feindlichen Verderben behütet und errettet“.      Der Rat der Stadt, der zu dieser

Münchner Zeitensprünge Seite 10/94



Entscheidung nicht herangezogen worden ist, muss dies unwidersprochen hinnehmen, obwohl

die Stadt seit dem Jahr 1315 das Privileg Kaiser Ludwigs des Baiern besitzt, alleine über die

Bebauung des Platzes bestimmen zu dürfen. Auf dem zentralen Platz der Bürgergemeinde

München ist künftig der Landesherr mit einer persönlichen Votivgabe präsent.  

8. Januar 1664 – Kurfürstin Henriette Adelaide lehnt die ersten Entwürfe ab

Schloss Nymphenburg * Kurfürstin Henriette Adelaide lehnt die vom Turiner

Hofarchitekten Amadeo di Castellamonte gefertigten Entwürfe für ein Palais in den Herrschaften

Menzin und Kemnertin wegen zu geringer Größe ab. Sie hat für die „maison de plaisance“ des

Münchner Hofs offenbar den mächtigen Palazzo Reale in Turin vor Augen. In Übereinstimmung

mit der Tradition ihrer Heimat sollte die „borgo delle ninfe“ ebenfalls ein geschlossener Baukörper

in der Art einer römischen „villa suburbana“ werden. 

19. Juli 1688 – Joseph Clemens wird Kölner Erzbischof und Kurfürst

Köln - Rom-Vatikan * Es kommt zur Wahl zum Kölner Erzbischof und Kurfürsten.      Bei der

Kampfabstimmung erhält der Straßburger Bischof Wilhelm Egon von Fürstenberg 13 der 24

Stimmen.   Bischof Joseph Clemens von Freising und Regensburg erhält dagegen nur neun

Stimmen.      Dennoch bestätigt Papst Innozenz XI. den unterlegenen Kandidaten in der Funktion

des Kölner Fürstbischofs und Kurfürsten. Daraufhin lässt der französische König Ludwig XIV.

Köln besetzen. Der frisch gekürte 17-jährige Kurfürst Joseph Clemens kann dadurch die

nächsten neun Jahre nicht in Köln residieren. 

19. April 1694 – Bestechungsgelder erleichtern die Abstimmung

Lüttich * Am Vorabend der Wahl zum Bischof von Lüttich zählt die „baierische Partei“ 24

Stimmen.&nbsp;Das sind zwei Stimmen mehr als die „pfälzische Partei“ hat.&nbsp;Kurfürst Max

Emanuel hatte seinem Unterhändler die Order gegeben, Parteigängern seines Bruders zu

„beliebiger Summe zu kaufen“.

April 1705 – Das Niederlassungsverbot für Juden auch unter der kaiserlichen Adminstration

München * Das Niederlassungsverbot für Juden im Herzogtum Baiern gilt auch während der

Münchner Zeitensprünge Seite 11/94



kaiserlichen Administration. Dennoch halten sich einzelne Juden mit Sondergenehmigungen in

München auf, vor allem Hoffaktoren und Hoffinanziers, Lieferanten des Hofes oder Militärs und

durchreisende Kaufleute. Es handelt sich aber nur um wenige Einzelpersonen oder einzelne

Familien, nicht um eine organisierte Gemeinde.   Die habsburgische Verwaltung hebt die

antijüdischen Bestimmungen nicht auf, obwohl in Wien und anderen habsburgischen Territorien

bereits größere jüdische Gemeinden existieren. Bayern bleibt auch unter österreichischer

Verwaltung konfessionell und rechtlich weitgehend bei seinen bisherigen Regelungen. 

14. Oktober 1709 – Eine päpstliche Genehmigung ist notwendig

Au - Freising * Johann Maximilian von Alberti wendet sich an den ihm gewogenen Bischof von

Freising, um „das hochwürdigste Gut für ständig in der Kapelle einsetzen und zeitweilig zur

öffentlichen Anbetung aussetzen“ zu dürfen. Da es sich bei dem Kirchlein am Gaisberg um eine

Privatkapelle handelt, ist dazu die Zustimmung durch die höchste katholische Instanz notwendig,

den Papst.

11. Mai 1711 – Zustimmung für den Klosterbau der Karmelitinnen

Wien - München * Die Kaiserwitwe Eleonore Magdalena Theresia aus Wien gibt ihre

Zustimmung, in München ein Karmelitinnenkloster der theresianischen Reform für zwanzig

Frauen zu bauen und das Haus der Nonnen mit der gelobten Dreifaltigkeitskirche zu verbinden.   

Als Architekt soll Giovanni Antonio Viscardi tätig werden. 

1. August 1714 – Georg Ludwig von Hannover wird englischer König

London - Hannover * Die englische Königswürde geht gemäß den Bestimmungen des Act of

Settlement an Georg Ludwig von Hannover über. Damit endete die Herrschaft des Hauses

Stuart. 

22. November 1714 – Die fehlende Zustimmung des Landesherrn trifft ein

Saint Cloud - Au * Die fehlende Zustimmung des Landesherrn aus Schloss Saint Cloud für das

Kloster am Gaisberg trifft ein. Dort lebt Kurfürst Max Emanuel im Exil.
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11. Februar 1737 – Zustimmung aus Köln für die neue Michaelskirche

Köln - Berg am Laim * Der Kölner Erzbischof und Kurfürst Clemens August erteilt seine offizielle

Zustimmung zum Neubau der Michaelskirche in Berg am Laim. Mit diesem wichtigen Schritt

erhält das Bauvorhaben die notwendige kirchliche Legitimation.   Anschließend bemüht sich

Bruderschaftssekretär Franz de Paula Würnzl darum, auch das Konsilium der Erzbruderschaft

von den Planungen zu überzeugen und dessen Unterstützung für das Vorhaben zu gewinnen.

25. September 1737 – Von den Widerständen unbeeindruckt

Berg am Laim * Von den Widerständen gegen das Bauvorhaben lässt sich Bruderschaftssekretär

Franz de Paula Würnzl offenbar nicht beeindrucken. Er treibt die Vorbereitungen für den Neubau

der Michaelskirche entschlossen voran und veranlasst die Anlieferung von Baumaterialien sowie

die Errichtung von Bauhütten.   Zu diesem Zeitpunkt liegen ja bereits die Baupläne des

Architekten Johann Michael Fischer vor. Diese werden in enger Abstimmung mit François

Cuvilliés überarbeitet und aktualisiert. Clemens August kennt Cuvilliés bereits von dessen

Arbeiten an den Schlossbauten in Brühl und schätzt ihn als einen seiner bedeutendsten

Baumeister. In Kurköln trägt Cuvilliés den Titel des Ersten Baumeisters. 

12. Februar 1738 – Clemens August drängt auf die Ordinariatsbewilligung

Berg am Laim * Kurfürst und Erzbischof Clemens August von Köln wendet sich an seinen in

Freising residierenden Bruder Johann Theodor. Mit „nicht geringer Befremdung“ weist er darauf

hin, dass die für die bevorstehende Grundsteinlegung notwendige Ordinariatsbewilligung noch

immer aussteht.   Das Schreiben verdeutlicht die wachsende Ungeduld des Bauherrn. Ohne die

Zustimmung des Freisinger Ordinariats kann das Bauvorhaben nicht wie geplant voranschreiten,

sodass sich die Vorbereitungen für die Grundsteinlegung weiter verzögern.

22. November 1738 – Johann Theodor gibt seine Zustimmung

Berg am Laim * Dem anhaltenden Drängen des Kölner Kurfürsten wird schließlich doch noch

entsprochen. Einen Monat nach der bereits erfolgten Grundsteinlegung erklärt der Freisinger

Fürstbischof Johann Theodor in einem Schreiben an den Dekan der Peterskirche, Dr. Anton

Cajetan von Unertl, er habe seinem Bruder den „gnädigsten Ordinariatskonsens“ für die Berg am

Laimer Michaelskirche erteilt.
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11. März 1761 – Kardinal Johann Theodor darf nicht Kölner Erzbischof werden

Rom-Vatikan - Köln * Papst Clemens XIII. verweigert seine Zustimmung zur Wahl

des Kardinals Johann Theodor zum Kölner Erzbischof. Er begründet dies mit dem „skandalösen

und ungeistlichen Lebenswandel“ des Kirchenfürsten. 

1767 – Die Ausstattung der Michaelskirche in Berg am Laim ist abgeschlossen

Berg am Laim * Mit dem Einbau des Hochaltars findet die Ausstattung der Michaelskirche in Berg

am Laim rund 30 Jahre nach der Zustimmung des Kölner Kurfürsten ihren Abschluss. Das

Altargemälde „Michaels Triumph über Luzifer“ aus der alten Hofkapelle, entstanden 1694, wird

erweitert und in den neuen Hochaltar integriert.   Trotz des inzwischen einsetzenden Stilwandels

vom Rokoko zum Klassizismus gelingt es, den Kirchenraum einheitlich in der Formensprache des

Spätbarock und Rokoko zu vollenden. Maßgeblichen Anteil daran hat Johann Baptist Straub. Die

Fertigstellung des Kirchenbaus erlebt Kurfürst Clemens August jedoch nicht mehr.

4. Juli 1776 – Die europäische Aufklärung will den Menschen befreien

München * Freiherr Maximilian von Montgelas erfährt seine politische Prägung in der Zeit der

Aufklärung, die der Philosoph Immanuel Kant als den Ausgang des Menschen aus seiner

Unmündigkeit beschreibt.    Die europäische Aufklärung will den Menschen emanzipieren und ihn

von den geistigen und gesellschaftlichen, den kirchlichen und staatlichen Zwängen befreien. Ihre

Philosophen und Publizisten sprechen dem Menschen eine gottgegebene Würde und natürliche

Rechte zu: So auch das Recht, kraft seiner Vernunft und Dank seiner Erfahrung sein Leben zu

gestalten.     Außerdem soll der freie Mensch sich mit seinesgleichen zusammentun und die alten

Gewalten - Monarchie und Aristokratie - in die Schranken weisen, wenn nicht sogar

beseitigen. Die befreiten Menschen sollen eine neue Gesellschaft bilden und einen neuen

Staat gründen, welcher die Selbstverwirklichung jedes Einzelnen ermöglicht und somit dem

Fortschritt Aller dient.    In Amerika werden diese Gedanken in Taten umgesetzt, als sich am 4.

Juli 1776 die dreizehn englischen Kolonien zu „freien und unabhängigen Staaten“ erklären. Die

Grundlage bildete die Erkenntnis, dass alle Menschen gleich geschaffen, sowie von ihrem

Schöpfer mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet worden sind. Dazu gehört Leben,

Freiheit und das Streben nach Glück. Freie und gleiche Menschen wählen sich eine Regierung,

die, wenn sie nicht mehr ihre Zustimmung hat, durch eine andere ersetzt werden muss. 
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1790 – Kurfürst Carl Theodor führt den Illuminateneid ein

München * Kurfürst Carl Theodor führt den sogenannten Illuminateneid ein. Jeder Beamte und

Geistliche muss versichern, dass er keiner geheimen Gesellschaft angehört. Zusätzlich gibt es

Inquisitorische Untersuchungsverfahren gegen verdächtige Personen und Gruppen.      Es

herrscht „eine gewisse finstere Stimmung in Baiern, jener ähnlich, welche zu den Zeiten der

Hexenprozesse durch ganz Deutschland geherrscht hatte. Der geringste Verdacht, die

unbedeutendste Veranlassung reichte hin, um für einen Illuminaten gehalten zu werden“. 

16. Februar 1799 – Kurfürst Carl Theodor stirbt

München-Graggenau * Kurfürst Carl Theodor erliegt am Abend seinem am 12. Februar erlittenen

Schlaganfall. Herzog Wilhelm von Pfalz-Zweibrücken-Birkenfeld-Gelnhausen wohnt als Zeuge

dem Tod des pfalz-baierischen Regenten bei.    Protokollarisch wird die 22-jährige

Kurfürstin-Witwe von Herzog Wilhelm und vom Vertreter des kaiserlichen Hauses, Joseph Anton

August Graf von Seilern, befragt, ob sie ein Kind vom verstorbenen Kurfürsten erwartet. Maria

Leopoldine antwortet daraufhin mit einem klaren „Nein!“. Mit dieser Aussage entzieht sie den

Österreichern die Gelegenheit, Baiern auf friedlichem Weg an sich zu ziehen.    Bei den

Münchnern ruft das Ableben des Kurfürsten keine allzu große Trauerstimmung hervor. Im

Gegenteil, als sich die Trauernachricht verbreitet, „frohlockte alles, und jeder wünschte dem

anderen Glück“, schreibt Lorenz von Westenrieder.    Carl Theodors Nachfolger auf dem

baierischen Thron wird Kurfürst Max IV. Joseph aus der wittelsbachischen Linie

Pfalz-Zweibrücken-Birkenfeld, von dem sich die Baiern eine ganze Menge erwarten und der unter

dem Jubel der Bevölkerung in München einzieht.&nbsp;

20. März 1800 – Der Vertrauensvorschuss von Kurfürst Max IV. Joseph ist aufgebraucht

München * Das Stimmungsbild gegenüber Kurfürst Max IV. Joseph hat sich seit seinem

Regierungsantritt massiv verschlechtert. Der Vertrauensvorschuss ist völlig aufgebraucht. Das

bringt auch eine Flugschrift zum Ausdruck, in der es heißt: „Der Bauer zahlt ja mit seinem Geld

und Blute immer allein die Zeche, sie mag auch kosten, was sie wolle.“

21. März 1800 – Die Stimme der öffentlichen Meinung über Max Joseph

München * Die Schrift „Die Stimme der öffentlichen Meinung über Max Joseph“ beschuldigt die
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Regierung: „Sie entfernte zwar die Schurken, die unter Carl Theodor den Hass und den Fluch des

Volkes auf sich geladen hatten, aber dabei blieb sie auch stehen und hatte nicht den Mut,

dieselben zu strafen.     Zugleich offenbarte sich der Mangel an Grundsätzen immer deutlicher.

Der Nepotismus, der Personalhass, die Intrigensucht lebten in voller Stärke wieder auf und

schoben ihre untauglichen Kreaturen in die Reihe der schätzbaren Räte, deren Anstellung den

Kollegien ihr ursprüngliches Ansehen wiedergegeben hatte“.    Zum Thema Englische Subsidien

kommt die Schrift zum Ergebnis: „Geringschätzung gegen den Kurfürsten, Hass gegen die

herrschenden Minister“. Es herrscht eine eisige Stimmung. 

9. Februar 1801 – Der Frieden von Lunéville

Lunéville * Der Waffenstillstand von Steyr vom 25. Dezember 1800 mündet in den Frieden von

Lunéville. Österreich und seine deutschen Verbündeten scheiden damit aus dem Zweiten

Koalitionskrieg aus.    Bei diesen Friedensverhandlungen versuchen die Österreicher von

Frankreich die Zustimmung für die Angliederung Baierns zu bekommen. Ob Preußen oder

Österreich, alle schauen nur auf ihren eigenen Vorteil. Das Interesse der Verbündeten bleibt

dabei freilich auf der Strecke.    Als allerdings diese habsburgischen Annexionsbegehren in

Baiern ruchbar wird, ist es verständlicherweise mit der Loyalität gegenüber dem Bündnispartner

nicht mehr allzu weit her. Alte, tief verankerte Vorurteile kommen wieder hoch und verstärken

sich. Das Kurfürstentum Baiern steht mit dem Rücken an der Wand und muss sich nun primär um

seine Existenzsicherung kümmern.&nbsp;

30. Juli 1801 – Münchens erster Protestant wird eingebürgert

München - Mannheim * Zähneknirschend wird der Kaufmann Johann Baltasar Michel in die

Münchner Bürgerschaft „gnädigst großgünstig an- und aufgenommen“. Gleichzeitig gibt der

Magistrat der Stadt seine Zustimmung zum geplanten Kauf der Rasp’schen

Gastwirtsgerechtsame an Johann B. Michel. Die zu entrichtende Aufnahmegebühr ist mit 470

Gulden allerdings deutlich überhöht.

10. Januar 1803 – Das Religionsedikt bringt die Gleichberechtigung

München-Kreuzviertel * Das Religionsedikt bringt die Gleichberechtigung von Katholiken,

Lutheraner und Reformierten. Aus Anlass der Aufnahme fränkischer und schwäbischer Gebiete in

den immer größer werdenden baierischen Staat kommt es zu nachstehenden Bestimmungen:    
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„Bei künftiger Besetzung der Staatsämter werden Wir nur auf die Würdigsten, ohne Unterschied

der im deutschen Reiche eingeführten drei christlichen Religionen [gemeint sind die Katholiken,

Lutheraner und Reformierten] den landesväterlichen Bedacht nehmen. Keinem unserer

Untertanen, von welcher Konfession er sei, soll je etwas zugemutet werden dürfen, welches

seiner Religions- oder Gewissensfreiheit entgegen wäre."     Doch der Mann, der die positive

Entwicklung der evangelischen Kirche in Bayern bremsen wird, steht in der Person des

Kronprinzen Ludwig I. schon bereit.

11. August 1804 – Kaiser Franz erhebt sich zum Doppel-Kaiser

Wien * Der deutsch-römische Kaiser Franz II. nimmt - ohne Rücksprache mit den Reichsfürsten

und unter Bruch der Reichsverfassung - als Kaiser des Heiligen Römischen Reiches Deutscher

Nation den Titel eines erblichen Kaisers von Österreich an. Damit ändert er auch seinen Namen

in Franz I. Joseph Karl.    Gleichzeitig gliedert er seinem Kaiserreich sämtlichen Reichsbesitz ein,

über den er ohne Zustimmung des Reichstags eigentlich gar nicht hätte verfügen dürfen.    Seine

Absicht ist, seine kaiserliche Hausmacht zu erhalten und auch im Fall des Untergangs des alten

Reichs die Ranggleichheit mit Napoleon Bonaparte zu wahren. Den Titel des Erwählten

Römischen Kaisers trägt er unabhängig davon bis zum 6. August 1806. 

26. Dezember 1805 – Baiern erhält die Souveränität und die erbliche Königswürde

Bratislava * Österreich schließt mit Napoleon den Frieden von Preßburg, in dem es die im Vertrag

von Brünn vom 10. Dezember 1805 festgesetzten Bestimmungen anerkennt. Der Friedensvertrag

von Pressburg beendet den Dritten Koalitionskrieg.    Das hat zur Folge, dass Baiern die

Markgrafschaft Burgau im heutigen Bayerisch-Schwaben, die Reste der Hochstifte Eichstätt und

Passau, die freien Reichsstädte Augsburg und Lindau zugesprochen bekommt.    Österreich

muss die Rangerhöhung des baierischen Kurfürsten zum König und Gebietsabtretungen

akzeptieren. 

1. Januar 1806 – Fehlende Kroninsignien und Salbung des Königspaares

München-Graggenau * Was fehlt, sind die Kroninsignien und natürlich die feierliche Krönung mit

kirchlicher Salbung des Königpaares. Napoleon hätte gerne eine Krönung gesehen, die aber in

München nicht gewollt ist. Begründet wird dies damit, dass im immer noch bestehenden Heiligen

Römischen Reich Deutscher Nation derartige Königskrönungen unbekannt sind.    Da aber
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Baiern, Württemberg, Baden und Frankreich bestrebt sind, die Bestimmungen des Friedens von

Preßburg vom 26. Dezember 1805 schnellstmöglich umzusetzen und damit unumkehrbar zu

machen, fehlt für eine Krönung sowohl in München als auch in Stuttgart die dazu notwendige

Vorbereitungszeit. So findet lediglich die Proklamation der neu entstandenen Königreiche Baiern

und Württemberg zeitgleich statt.    Freilich gibt es noch andere Gründe, die gegen eine Krönung

sprechen, aber nicht laut ausgesprochen werden:       Die Wittelsbacher wollen den Anschein

vermeiden, die Königswürde sei dem militärischen Erfolg und dem Willen Napoleon Bonapartes

zu verdanken.   Dieser hat eine Rangerhöhung der süddeutschen Staaten nur deshalb

angestrebt, um zuverlässige Bündnispartner gegen Österreich zu gewinnen und dessen

Machteinfluss zu beschränken.   Damit ist Napoleon auch dem Ziel, das Heilige Römische Reich

Deutscher Nation zu zerschlagen und zu beerben, ein Stück näher gekommen.   Und wenn man

schon die baierische Unabhängigkeit und Souveränität als eine von Frankreich und Napoleon

unabhängige legitimiert gewusst haben will, scheint eine Krönungszeremonie - noch dazu in

Anwesenheit des französischen Kaisers - für absolut unakzeptabel.      Im Königlich-Baierischen

Regierungsblatt vom 1. Januar 1806 wird deshalb angemerkt: „Unsere feyerliche Krönung und

Salbung haben Wir auf eine günstigere Jahreszeit vorbehalten, welche Wir in Zeiten öffentlich

bekannt machen werden.“ Geplant ist die Krönungszeremonie für Oktober 1806. 

3. April 1807 – Mandat zur Neuorganisation des Bürgermilitärs

München * Das „Mandat über die Uniformierung und Organisation des bürgerlichen Militärs in den

Städten, Flecken und Märkten des Königreichs“ wird erlassen.&nbsp;Es bildet eine allgemein

verbindliche Rechtsgrundlage für den Wach- und Sicherheitsdienst des Bürgermilitärs, denn

bisher hatten die Bürger diese Aufgabe ja freiwillig erfüllt.&nbsp;    Wichtigster Punkt für den Staat

ist die neue allgemeine Musterungspflicht aller Bürger zum Bürgermilitär.&nbsp;Untaugliche

müssen eine Wehrersatzgebühr&nbsp;bezahlen.&nbsp;Als Gegenleistung gesteht der Staat den

Offiziers- und Unteroffizierskorps&nbsp;der einzelnen Waffengattungen des

Bürgermilitärs&nbsp;ihre Ergänzung und Beförderung zu höheren Chargen zu.       Über die

Aufgabe des Bürgermilitärs&nbsp;sagt das Mandat&nbsp;folgendes:&nbsp;„[...] Nie kehrt der

Bürger seine Waffen gegen den äusseren Feind.&nbsp;   Seine Bestimmung bleibt

ausschliessend, den friedlichen, rechtlichen Einwohner zu beschützen, und die Wirkungen des

Gesetzes gegen polizeiliche Vergehungen und das Verbrechen zu unterstützen.&nbsp;   Er

übernimmt demnach bei dem Abzuge der Feldregimenter aus den Garnisonen den Dienst

daselbst, besorgt denselben in jenen Städten, wo keine gewöhnliche Garnison liegt, für

beständig, um durch auszusendende Sicherheits-Patrouillen die Umgebungen vor allem, der

öffentlichen Ruhe und Sicherheit gefährlichen Gesindel rein zu halten.“      Das unmittelbare
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Kommando über das lokale Bürgermilitär&nbsp;hat der jeweils ranghöchste beziehungsweise

rangälteste Bürgeroffizier.&nbsp;Dieser untersteht wiederum in einer Garnisonsstadt&nbsp;der

militärischen Stadtkommandantschaft, ansonsten dem zivilen Landrichter&nbsp;oder

Polizeidirektor.    Der Vorschlag für ein Pferderennen&nbsp;aus Anlass der

Kronprinzenhochzeit&nbsp;(1810) kommt aus den Reihen der Königlich-Baierischen

Nationalgarde III. Klasse.&nbsp;Diese entwickelte&nbsp;sich aus dem Städtischen

Wehrwesen.&nbsp;    Dieses Münchner Bürgermilitär&nbsp;gehört nicht im eigentlichen Sinne

zur Münchner Garnison.&nbsp;Die traditionelle Abgrenzung von Armee&nbsp;und

Bürgertum&nbsp;beziehungsweise von Garnison&nbsp;und Bürgerwehr&nbsp;bleibt bis weit ins

19. Jahrhundert bestehen.

1. Mai 1808 – Die Konstitution für das Königreich Baiern tritt in Kraft

München * Die Konstitution des Königreichs Baiern&nbsp;tritt in Kraft. Die erste einheitliche

Verfassung des Königreichs Baiern besteht aus 45 Paragraphen, die auf acht Seiten Platz finden.

&nbsp;    Nach der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation&nbsp;und dem

großen Gebietszuwachs, den Baiern erfahren hat, ist es notwendig geworden, das Recht zu

vereinheitlichen und die Rechtsgleichheit in den verschiedenen Landesteilen herzustellen. Nur

Altbaiern war, bis auf wenige Enklaven, ein geschlossenes Staatsgebiet. Ansonsten gleicht das

neue Baiern mit seiner Anhäufung von Besitzungen verschiedener Fürsten, Grafen, Herren und

Ritter eher einem Fleckerlteppich.&nbsp;    Baiern muss nun zusammenwachsen und nach

einheitlichen gesellschaftlichen und verwaltungsrechtlichen Grundsätzen regiert werden. &nbsp;  

    Damit werden „alle besonderen Verfassungen, Privilegien, Erbämter und Landschaftliche

Korporationen der einzelnen Provinzen“ aufgehoben. &nbsp;   Die Verfassung garantiert die

Gleichheit aller vor dem Gesetz und den Steuerbehörden sowie beim Zugang zu den

Staatsämtern. &nbsp;   Die Rechte des Adels werden darin eingeschränkt und deren bisherigen

politischen Vorrechte ausdrücklich abgelehnt. In einer neu eingeführten „Adelsmatrikel“ muss der

Adelstitel erst staatlich anerkannt werden. &nbsp;   Die Leibeigenschaft&nbsp;wird ersatzlos

abgeschafft.   Die Sicherheit des Eigentums wird ebenso gewährleistet, wie die

Gewissensfreiheit&nbsp;und die Pressefreiheit.&nbsp;Letztere wird allerdings durch Gesetze

teilweise wieder eingeschränkt.   Das Gesetz sieht ein stehendes Volksheer&nbsp;und eine

Bürgermiliz&nbsp;vor.      Mit 21 Jahren muss jeder Staatsbürger&nbsp;vor der Verwaltung

seines Kreises&nbsp;einen Eid ablegen, dass er „der Konstitution und den Gesetzen gehorchen -

dem König treu sein wolle“. Ohne ausdrückliche Erlaubnis des Monarchen darf kein

Staatsbürger&nbsp;auswandern oder ins Ausland reisen.&nbsp;    Zum „Königlichen Hause“ wird

in der Konstitution&nbsp;festgelegt,       dass die Krone erblich ist „in dem Manns-Stamme des
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regierenden Hauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge“.  

Die Prinzessinnen sind für immer von der Regierung ausgeschlossen, so lange noch männliche

Nachkommen vorhanden sind.   Sämtliche Familienmitglieder des königlichen Hauses stehen

unter der Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verlust Ihres Erbfolge-Rechts nur mit

dessen Einwilligung zur Ehe schreiten. &nbsp;      Nach den Bestimmungen der

Konstitution&nbsp;besteht zur Verwaltung des Königreiches Baiern&nbsp;       das

Ministerium&nbsp;aus fünf Departements,&nbsp;dem des Äußeren, der Justiz, der Finanzen, des

Inneren&nbsp;und des Kriegswesens. &nbsp;   Zudem teilte sie das Königreich in

Kreise&nbsp;ein, um so einen einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaat zu schaffen.   Auch

das Justiz- und Militärwesen werden neu organisiert. &nbsp;      Ein Parlament&nbsp;ist in Form

einer National-Repräsentation&nbsp;vorgesehen, kommt aber nicht zustande. &nbsp; 

Gleichwohl werden die Vertretungen der einzelnen Teilgebiete des Königreichs mit Inkrafttreten

der Verfassung abgeschafft. &nbsp;       Die National-Repräsentanten sollten für die Dauer von

sechs Jahren gewählt werden. &nbsp;   Dazu sollten in jedem der acht Kreise,von den 200

höchstbesteuerten „Land-Eigenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ von Wahlmännern sieben

Mitglieder gewählt werden. Diese 56 Gewählten hätten dann die

Reichs-Versammlung&nbsp;gebildet. &nbsp;      Durch die Einführung der

Konstitution&nbsp;verhindert Minister Maximilian Joseph von Montgelas, dass der auf Napoléon

Bonapartes Drängen geschlossene Rheinbund&nbsp;die Souveränität des Königreichs

Baiern&nbsp;zu stark einschränkt.

12. Juli 1808 – Staatliche Vorschriften zur Verehelichung

München - Königreich Baiern * In einer erlassenen Verordnung zur Beförderung der Heiraten auf

dem Lande wird die Verehelichung von der Bewilligung der ordentlichen Polizeiobrigkeit des

Ortes abhängig gemacht, wo die Heiratenden mit hinreichender Aussicht auf ihre Nahrung den

Wohnsitz nehmen.  Damit wird den Gemeinden auch in Fragen der Verehelichung die Mitwirkung

entzogen.   Zusätzliche Haftungsbestimmungen gegenüber den entscheidenden Beamten

schränken die Wirksamkeit der Verordnung stark ein. Sollte sich die Familie doch nicht selbst

ernähren können, fällt der Unterhalt der genehmigenden Behörde zur Last.  Wenn Geistliche eine

Eheschließung ohne die vorherige staatliche Heiratsbewilligung vornehmen, haften sie für

Schäden und Kosten, welche hieraus irgendeiner Gemeinde zuwachsen.  Eheschließungen

außerhalb Baierns werden für ungültig erachtet und sind strafbar. 

Mai 1809 – Die Tiroler unternehmen Beutezüge nach Baiern
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Tirol - Königreich Baiern * Auf Befehl von General Chasteler und unter der Führung eines

Freiherrn von Taxis unternehmen rund 800 Tiroler Beutezüge. nach Baiern, um dort nach

Belieben zu Brennen und zu plündern. Schongau, Oberndorf, Kaufbeuren und Kempten werden

überfallen.     Die Stimmung gegen Baiern wird durch das österreichische Militär mit einigen

Propagandalügen noch aufgeheizt. Der in Diensten Österreichs stehende Martin Teimer reist

durch Tirol und erklärt, dass die Baiern beabsichtigen, in allen Orten die Kirchen zu schließen bis

auf eine, alle Beichtstühle zu verbrennen bis auf einen, alle Altäre abzutragen bis auf einen und

alle Kelche zu konfiszieren bis auf einen. 

13. Oktober 1810 – Am Abend gibt es die bei Fürstenhochzeiten übliche Ausspeisung

München * An diesem Abend ist die bei Fürstenhochzeiten übliche Ausspeisung, die die

Bevölkerung in großen Scharen herbeilockt. Es gibt dabei natürlich deutliche Unterschiede.   

Denn während „die angesehenen Bürger, d.h. welche zur Nationalgarde gehörten, […] mit ihren

Familien in vier großen Gasthäusern, bei 6.000 an der Zahl, auf königliche Kosten zum Tanz und

Abendessen versammelt“ sind, hat man für „die herbeygeströmten Volkshaufen“ am

Schrannenplatz, dem heutigen Marienplatz, am Promenadeplatz, in der Neuhauser Gasse und

am Anger „Tische und Bänke hergerichtet, wo man ihnen zu essen und trinken bot“.

Aktenbelegen zufolge werden an diesem Abend       32.065 Laibln Semmelbrod, 3.992 Pfund

Schweizerkäse über 80 Zentner gebratenes Schaffleisch, 8.120 Cervelat-Würste und 13.300

Paar geselchte Würste ausgegeben.   Brauknechte verzapften rund 232 Hektoliter Bier. Aus

sieben Fässern werden knapp vier Hektoliter österreichischer Weißwein ausgeschenkt.   150

Musikanten sorgen für Stimmung und   in zwei Volkstheatern wurden Vorstellungen zu freiem

Eintritt gegeben.   Sogar die Münchner Gefängnisinsassen erhalten eine - von der Israelitischen

Gemeinde finanzierte - Ausspeisung. 

3. November 1810 – Eine Verordnung über die neuen Posttarife

München * Eine Verordnung über die neuen Posttarife bringt keine wesentlichen Fortschritte

gegenüber dem alten System. Die Berechnung der Brieftaxe erfolgt nach dem Gewicht des

Briefes und der Entfernung des Bestimmungsortes. Der billigste Brief kostet drei Kreuzer. Er darf

nicht mehr wiegen als ein halbes baierisches Lot [8,75 Gramm] und der Bestimmungsort darf

nicht weiter als sechs Meilen entfernt sein.    Für den Briefe schreibenden „Untertanen“ bedeutet

die Übernahme der Posthoheit durch die souverän gewordenen Einzelstaaten einen Rückschritt

gegenüber dem unter dem Schutz des Reiches entwickelten europäischen System der Thurn und

Taxis, da es auf der Grundfläche des aufgelösten Heiligen Römischen Reiches Deutscher
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Nation nun nicht weniger als 43 verschiedene Postanstalten gibt.    Da auch auf dem Wiener

Kongress nichts für die Wiederherstellung der Posteinheit und die Verbesserung der

Postbedingungen unternommen worden war, muss jedes Land seine Postangelegenheiten in

eigener Zuständigkeit ordnen. Den Vorschlag Bayerns, zumindest das Portosystem für das

Gebiet des Deutschen Bundes zu vereinheitlichen und das Porto - nach baierischem Muster - zu

verbilligen, lehnen die anderen Länder aber kategorisch ab.    Im Königreich Baiern, in dem

zahlreiche fränkische und schwäbische ehemalige reichsunmittelbare Gebiete aufgegangen sind,

kommt der Post eine wichtige Rolle bei der Aufgabe zu, die neubayerische Bevölkerung zu

integrieren. Ein funktionierendes Post- und Verkehrswesen ist dabei ein wichtiges Mittel der

bayerischen Regierungspolitik. Es sollen damit die Vorteile des neuen und größeren

Wirtschaftsraumes demonstriert werden und den vom neuen Staatsverband eher weniger

begeisterten Neubürgern das Königreich attraktiver machen.

1813 – Zulassung zur Kunstakademie

München-Kreuzviertel * Die Konstitution der Akademie der Bildenden Künste von 1808 regelt

auch die Aufnahme der Studierenden: Bewerber („Eleven“) müssen mindestens 13 Jahre alt sein.

Frauen werden dabei nicht erwähnt.   Dennoch zeigen die Matrikelbücher, dass zwischen 1813

und 1841 knapp fünfzig Kunstschülerinnen an der Akademie eingeschrieben sind - ein deutlicher

Hinweis auf eine Praxis, die über die offiziellen Bestimmungen hinausgehen. 

1816 – Debatte über den Bauplatz der Münchner Synagoge

München * Bei der Suche nach einem geeigneten Bauplatz für die Synagoge bevorzugen die

Behörden zunächst einen Neubau außerhalb des Stadtzentrums. Ihr Vorschlag, die Synagoge

„nahe dem Theater am Isartor“ zu errichten, stößt bei der Kultusgemeinde jedoch auf wenig

Zustimmung.   Das Grundstück wird nicht nur wegen seiner abgelegenen Lage abgelehnt; auch

die unmittelbare Nähe zum Theater sowie zu mehreren Schlachthöfen erscheint der Gemeinde

für eine religiöse Einrichtung als unangemessen und unwürdig. Stattdessen bringt die Gemeinde

ein brachliegendes Grundstück ins Gespräch, das sich im Besitz der Stadt befindet und hinter

dem Polizeigebäude an der Lederergasse liegt. Der Stadtmagistrat wird daraufhin um die

Überlassung dieses Grundstücks gebeten.

17. November 1816 – Das Armenwesen wird grundsätzlich reformiert
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München - Königreich Baiern * Das Armenwesen wird neu geregelt, durch eine Verordnung

wieder dezentralisiert und zur Aufgabe der Heimatbezirke erklärt.  Die Kommunen bekommen

mehr Mitbestimmung. Die Armenpflege wird jetzt durch kommunale Pflegschaftsräte und

Pflegausschüsse, denen der Ortspfarrer, der Gemeindevorsteher und weitere gewählte

Gemeindemitglieder angehören, geregelt. Sie entscheiden abschließend über den Anspruch und

die Höhe der Unterstützung. Das Betteln wird grundsätzlich verboten.    Der Anspruch auf

Armenpflege steht nur den „eingehörigen Armen“ zu. Die Gesetze über die Heimat legen den

betroffenen Personenkreis fest. 

28. November 1816 – Bettelpolizeiliche Bestimmungen werden erlassen

München - Königreich Baiern * Bettelpolizeiliche Bestimmungen werden in einer Verordnung über

Bettler und Landstreicher erlassen. 

Oktober 1823 – Ein erster Denkmalentwurf für das Max-Joseph-Denkmal entsteht

München-Graggenau * Ein großer Schritt in der Planung des Max-Joseph-Denkmals geschieht

auf der Italienreise des Kronprinzen Ludwig mit Leo von Klenze vom Oktober 1823 bis Anfang

des Jahres 1824. In Zusammenarbeit mit dem in Rom wohnenden Bildhauer Martin von Wagner,

dem Kunsteinkäufer Ludwigs, der auch die berühmte Äginetengruppe für die

Glyptothek erwerben konnte, entstand ein Denkmalentwurf. Er zeigt den König im

Krönungsornat auf dem Löwenthron mit der zum Friedensgruß erhobenen rechten Hand.    „Als

Grund für die sitzende Stellung führte ich an“, schreibt Leo von Klenze später, „daß der König als

Nicht-Feldherr doch am besten in der Stellung dargestellt werden möchte, welche die Alten ihren

Obergöttern und namentlich dem Zeus gaben“ und dass diese ruhige Haltung „dem Begriffe der

gesetzlichen, sich ihrer Macht und Würde bewußten Herrschaft“ entspricht.    Doch König Max

Joseph spricht sich prinzipiell gegen eine sitzende Stellung aus, und zwar in der ihm eigenen,

sehr drastischen Ausdrucksweise: Er will nicht „auf dem Cacatojo sitzend“ dargestellt werden.

Daraufhin macht Leo von Klenze einen neuen Entwurf, der den König stehend mit vier liegenden

Löwen zeigt und die Zustimmung Max Josephs, schließlich auch des Kronprinzen und der

Denkmalkommission findet.

11. September 1825 – Das Gesetz über das Gewerbewesen

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Als drittes Gesetz wird zu den Bestimmungen über
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Heimat, Ansässigmachung und Verehelichung noch das Gesetz über das Gewerbewesen

beschlossen, um „die Hindernisse des Kunstfleißes zu beseitigen“ und „die Ausbildung in den

Gewerben zu befördern“. Während die Fabrikbesitzer die völlige Gewerbefreiheit fordern, wollen

die Vertreter des Handwerks letztlich die bestehende Zunftverfassung behalten und sogar noch

erweitern.  Die Ständeversammlung beschließt einen Kompromiss, in dem ein

Konzessionssystem im Mittelpunkt steht. Danach ist die Ausübung eines Gewerbes von der

Erteilung einer Gewerbekonzession abhängig. Diese wird von der staatlichen Polizeibehörde

erstellt. Sie darf nicht versagt werden, wenn    der Bewerber die erforderlichen Fähigkeiten besitzt

und  der Unterhalt der anderen Gewerbetreibenden durch die Erteilung der Konzession nicht

gefährdet wird.    Die bestehenden Realrechte, worunter man die Verkäuflichkeit und

Vererbbarkeit des Handwerks versteht, bleiben von dieser Reform ebenso wie die radizierten

Gewerbe unberührt. 

11. September 1825 – Das Gesetz über die Ansässigmachung und Verehelichung

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Mit dem Gesetz über die Ansässigmachung und

Verehelichung verfolgt der Staat vier Ziele:    Vermehrung der Bevölkerung,  Hebung des

allgemeinen Wohlstands,  Verbesserung der Sittlichkeit und  Verringerung der Zahl der

unehelichen Kinder.    Ansässigmachung ist ein Rechtsverhältnis, das zwischen einem

(männlichen) Individuum und einer Gemeinde begründet wird. Voraussetzung für die

Ansässigmachung ist    der Besitz eines Grundvermögens,  der Besitz eines realen, radizierten

oder konzessionspflichtigen Gewerbes oder  die definitive Einstellung in einem öffentlichen Amt

des Staates, der Kirche oder einer Gemeinde oder  ein anderweitig gesicherter Nahrungsstand. 

Die Erfüllung der Bestimmungen des Militärkonskriptsionsgesetzes,  ein guter Leumund und  den

vorschriftsmäßigen Besuch des Schul- und Religionsunterrichts.    Der Ansässigmachungstitel

beinhaltet die Erlaubnis zur Verehelichung. Bei Wiederverehelichung oder wenn zwischen

Ansässigmachung und dem Heiratsgesuch ein längerer Zeitraum verstrichen ist, wird überprüft,

ob die Voraussetzungen für die erteilte Ansässigmachung noch gegeben sind. So ist es möglich,

auch einen Ansässigen Bewerber die Heiratserlaubnis zu verweigern. 

28. Januar 1831 – König Ludwig I. erlässt eine Pressezensur

München * König LudwigI. schränkt die Pressefreiheit durch starke Zensurbestimmungen für die

innenpolitische Berichterstattung in der Tages- und Wochenpresse ein.      Zuvor hatte er drei aus

dem Ausland stammende Publizisten des Landes verweisen lassen. Die Maßnahmen führen zu

einer politischen Entrüstung der liberal eingestellten Bevölkerung, die in der Pressefreiheit ein
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extrem schützenswertes Gut sieht. 

20. Oktober 1833 – Der Steinmetzmeister Anton Ripfel beginnt die Ottosäule

Haidhausen - Ottobrunn * Der in Haidhausen niedergelassene Steinmetzmeister Anton Ripfel

beginnt mit den Arbeiten an dem 8,75 Meter hohen Ehrendenkmal in Form einer

griechisch-dorischen Säule am Ortsrand von Ottobrunn, dem damaligen Hehenkirchner Forst. Die

sogenannte Ottosäule trägt die Inschrift: „3 ¼ Stunden von München entfernt, wo Ludwig I., König

von Bayern, von seinem edlen Sohn, Otto I. von Griechenland, am 6. Dezember 1832 Abschied

nahm.“    Die Aufstellung der Ottosäule geschieht in Abstimmung mit dem Regenten. Da der

huldigende Aspekt des Denkmals schon von Anfang an feststeht, wünscht König Ludwig I. solche

Initiativen nicht nur, sondern erwartet sie geradezu.

19. Februar 1834 – König Ludwig I. will weitere Eisenbahnen genehmigen

Nürnberg * König Ludwig I. gibt der von Geschäftsleuten gegründeten

Nürnberg-Fürth-Ludwig-Eisenbahngesellschaft&nbsp;seine Zustimmung zum Bau einer

Eisenbahnlinie zwischen Nürnberg und Fürth. Er merkt dabei an, dass weitere Eisenbahnen

genehmigt und sogar vom Staat gebaut werden könnten.&nbsp;

1. Juli 1834 – Gesetzesvorlagezur Begrenzung des Bevölkerungswachstums

München-Kreuzviertel * Innenminister Ludwig Fürst von Oettingen-Wallerstein bringt in die

Ständeversammlung einen Gesetzentwurf zur Revision des Ansässigmachungs- und

Verehelichungsgesetzes ein.  Ziel der Gesetzesvorlage ist die Begrenzung des

Bevölkerungswachstums durch Verhinderung der Verehelichung und Familiengründung durch

Besitzlose. Damit sollen gleichzeitig    die Lasten der Armenkasse gesenkt sowie  die

Unzufriedenheit der sozialen Unterschichten und die damit verbundene Revolutionsbereitschaft

unterbunden werden.    Der Innenminister kommt damit der überwältigenden Mehrheit der

Abgeordnetenkammer entgegen, die bereits am 13. September 1831 derartige Schritte forderte.

Fürst Ludwig von Oettingen-Wallenstein schafft mit diesem Deal auch die Zustimmung zu

anderen Gesetzesvorlagen wie die Zivilliste, den Festungsbau in Ingolstadt und den

Ludwig-Main-Donau-Kanal. 

Münchner Zeitensprünge Seite 25/94



15. Dezember 1835 – Zustimmung zur Bahnlinie München - Augsburg

München - Augsburg * Nach dem Erfolg des „Adlers“ gibt König Ludwig I. die Zustimmung zum

Bau der sechzig Kilometer langen Strecke zwischen München und Augsburg. Mit den Planungen

der Neubaustrecke wird erneut Paul Denis beauftragt.     Noch während man in Nürnberg die

Schienen nach Fürth verlegt, treffen sich in München und Augsburg vermögende Herren, um den

Bau einer Eisenbahn zwischen den beiden Städten zu planen. Als Probleme mit

verkaufsunwilligen Grundstückseigentümern auftreten, beschließt der Landtag ein Gesetz, das

Enteignungen erlaubt. 

1839 – Die Maximilianstraße wird entwickelt

Haidhausen - München-Lehel - München-Graggenau * Der Standort des heutigen

Maximilianeums wird erst ins Auge gefasst, nachdem Thronanwärter Max II. mit dem Gedanken

einer vom Max-Joseph-Platz ausgehenden und zur „Akropole“ führenden Prachtstraße spielt.

Damals notiert er unter „Auszuführendes in München” den Plan einer „Verbindung der Stadt mit

der Isar von der Neuen Residenz aus über das Lehel”.  Max‘ II. Vision wird später von Friedrich

Bürklein folgendermaßen beschrieben: „Die Anlage eines großen öffentlichen Gartens mit

Vergnügungsplätzen, ausgestattet mit schönen Alleen zwischen Fahr- und Fußwegen, mit

Blumenbosquetts, ist ein Bedürfniß. In der Hauptform eines römischen Forums angelegt ein

würdiger Bauplatz für öffentliche Bauten und Monumente, ein Corso, ein Sammelplatz der

gebildeten Welt.   Gleich den Champs-Elysées in den entfernten Theilen zwischen

Privatgebäuden: Conditoreien, Kaffee- und Speisehäuser, Säle für Musikfeste und Cirkus. Für die

Anlage eines Objektes auf der Isaranhöhe wird ein Garten um so maßgebender, als durch diese

Disposition genanntes Objekt gleichsam als Akropole für die Stadt erscheint.”  Der künftige König

will eine - dem großstädtischen Charakter der Residenzstadt angemessene - Ausfallstraße nach

Osten errichten lassen und befindet sich damit in vollkommener Übereinstimmung mit Münchens

Stadtrat, der die Aufwertung dieses Stadtbereichs nach der ins Auge gefassten Eingemeindung

der Vororte Haidhausen und Giesing sowie der Vorstadt Au schon seit längerer Zeit favorisiert. 

Außerdem spielen militärische Gesichtspunkte eine wichtige Rolle, da über die Straße die Armee

zum Schutz der Residenz und zur Verhinderung von Zusammenrottungen aufständischer Bürger

schnellstens aufmarschieren kann.

1840 – Steigende Bierpreise und wachsender Unmut 

Königreich Bayern * Infolge der schleichenden Geldentwertung steigt auch der Bierpreis
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kontinuierlich an. Eine Mass kostet inzwischen fünf bis sechs Kreuzer, also 20 bis 24 Pfennige.  

Die Münchner Bevölkerung beklagt die wiederholten Preiserhöhungen schon seit Langem. Zu

offenem Widerstand kommt es jedoch erst in den 1840er-Jahren. Die politische Stimmung im

Königreich Bayern wird zunehmend unruhig, und das Revolutionsjahr 1848 wirft bereits seine

Schatten voraus.

15. Januar 1840 – Bayerns erste Verordnung zur Einschränkung der Kinderarbeit in Fabriken

München - Königreich Bayern * Die „Königlich Allerhöchste Verordnung, die Verwendung der

werktagsschulpflichtigen Jugend in Fabriken betreffend“ tritt im Königreich Bayern in Kraft.    

Nach dieser darf kein Kind vor dem zurückgelegten neunten Lebensjahr zu einer regelmäßigen

Beschäftigung in Fabriken aufgenommen werden.   Kinder mussten ein gerichtsärztliches

Zeugnis über ihre gesundheitliche Tauglichkeit sowie ein Zeugnis der Lokalschulinspektion über

vorgeschriebene Kenntnisse vorweisen.   Die Arbeitszeit der Neun- bis Zwölfjährigen durfte nicht

mehr als zehn Stunden am Tag betragen, nicht vor sechs Uhr morgens beginnen und nicht nach

20 Uhr abends enden.   Die Erfüllung der Schulpflicht hatte durch die Teilnahme an mindestens

zwei Unterrichtsstunden pro Tag zu erfolgen.     Durch diese und weitere Bestimmungen bleibt

die erste bayerische Fabrikkinder-Schutzverordnung hinter dem im Jahr zuvor erlassenen

preußischen „Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in den Fabriken“ zurück.

Dieses hatte beispielsweise die Arbeitszeit nicht nur bis zum Alter von zwölf Jahren, sondern bis

zum zurück-gelegten 16. Lebensjahr auf zehn Stunden pro Tag beschränkt.   Ob Überlegung

über die Sorge des Staates um die spätere Militärtauglichkeit der in den Fabriken eingesetzten

Kinderarbeiter bei der ersten bayerischen Kinderschutzverordnung eine Rolle spielten, ist nicht

belegt, aber auch nicht gänzlich auszuschließen.   

23. April 1844 – Soziale Not und wachsender Volkszorn

München * Neben der schleichenden Geldentwertung trägt auch eine neue, von König Ludwig I.

eingeführte Biersteuer zur Preiserhöhung bei. Gleichzeitig streichen der König und seine

Regierung den Soldaten die Teuerungszulage von zwei Pfennigen. Auch der Tagelohn der

Arbeiter auf den königlichen Baustellen sinkt von 48 auf 44 Kreuzer - eine Kürzung um 16

Pfennige. Zusätzlichen Unmut löst die kurz zuvor verfügte deutliche Erhöhung des Brotpreises

aus.   Für viele Menschen ist damit die Belastungsgrenze erreicht. Ihr Zorn richtet sich gegen den

König und seine Regierung, vor allem aber gegen die Brauer. Diese stehen im Ruf, „wie Fürsten

und Grafen herumzustolzieren“, gewaltige „Bierfestungen“ zu errichten und ihren neu

gewonnenen Reichtum stolz zur Schau zu stellen.   Dieses harsche Urteil trifft zwar nur auf
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wenige Brauereibesitzer zu und wird auch innerhalb des Braugewerbes kritisch gesehen. In der

aufgeheizten Stimmung findet eine solche Differenzierung jedoch kaum noch Gehör. Das

sprichwörtliche Fass läuft über: Die Münchner entschließen sich, „Revoluzzion“ zu machen.

1. Mai 1844 – Der Ausbruch der Münchner Bierrevolution 

München-Graggenau * Eigentlich soll dieser Tag für die Stadt ein besonderer Festtag werden: In

der Allerheiligen-Hofkirche vermählt Erzbischof Lothar Anselm von Gebsattel den

österreichischen Erzherzog Albrecht mit Prinzessin Hildegard von Bayern.   Noch während der

Trauungszeremonie wächst im „Maderbräu“ im Tal der Unmut über den erhöhten Bierpreis. Dort

sitzende Artilleriesoldaten und Fuhrleute beginnen zu protestieren. Ein zeitgenössischer Bericht

vermerkt, es seien „über den hohen Bierpreis verschiedene Aeußerungen“ gefallen, ohne diese

näher zu beschreiben. Anschließend heißt es: „Sie weigerten sich, mehr als sechs Kreutzer für

die Maaß zu bezahlen.“   Die Erklärungsversuche des Wirtes bleiben wirkungslos und heizen die

Stimmung weiter an. Die Aufständischen beginnen, „einige steinerne Maaßkrüge zu

zerschlagen“. Innerhalb kürzester Zeit schließen sich ihnen weitere Angehörige der arbeitenden

Bevölkerung an. Der Bericht schildert die Eskalation: „Es verging keine Viertelstunde, so waren in

genanntem Bräuhause alle Fenster und Krüge zerschlagen, Thüren und Kreutzstöcke aus den

Mauern gerissen und eine allgemeine Zerstörung aller Meublen in den Gastzimmern

angerichtet.“   Aus dem anfänglichen Streit über den Bierpreis entwickelt sich ein offener Aufruhr.

Der zeitgenössische Bericht stellt fest: „Nun wurde die Sache ernsthafter und nahm einen weit

schlimmeren Charakter als ein gewöhnlicher Bierexzeß an.“   Mit Steinen und Knüppeln

bewaffnet zieht die Menge zu weiteren Brauhäusern im Tal. Dort setzt sich die Zerstörung fort:

„Man zog, mit Steinen und Prügeln versehen, nach den anderen Bräuhäusern im Thal, und auch

hier wurde alles zerschlagen. Zum Einsprengen der geschlossenen Thüren bediente sich die

tobende Menge der Wagendeichsel – das Pflaster wurde aufgerissen, die stärksten Thorflügel

eingeschlagen. […] In der Zeit von ein und einer halben Stunde waren in sämtlichen Bräuhäusern

der Stadt alle Fenster eingeschlagen, Thüren und Kreutzstöcke zertrümmert, Meubel und

Geräthschaften zerschlagen.“   Die herbeigerufenen Gendarmen sind nicht in der Lage, die

Ausschreitungen unter Kontrolle zu bringen.

3. Mai 1844 – Zwischen Königsjubel und Bierrevolte 

München-Graggenau * Am Vormittag des 3. Mai 1844 macht sich die Menge erneut daran, den

Bockkeller zu verwüsten. Mitten in den Unruhen ereignet sich ein bemerkenswerter

Stimmungswechsel, der auswärtige Beobachter in Erstaunen versetzt. Der preußische Gesandte
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von Küster berichtet einige Tage später:   „Was nun aber am 3. Mai sich tat, gehört zu den

großen Denkwürdigkeiten der Landeshauptstadt! Vorher noch hatte es die schlimmsten

Ausschreitungen gegeben, dann rief der königliche Hochzeitszug stürmische Begeisterung

hervor, und am Abend desselben Tages wurde weiterrandaliert. Zwischen loderndem Kampfe

gab es ebensolche Begeisterung für das Königshaus!“   Auch der Münchner Stadtchronist

beschreibt diesen Gegensatz. Die Straßen entlang der Strecke des Hochzeitszuges sind festlich

geschmückt. Immer wieder ertönen Hochrufe auf das Königshaus. Angesichts dieser

Begeisterung erscheint es kaum vorstellbar, dass dieselbe Stadt nur wenige Stunden zuvor

Schauplatz schwerer Ausschreitungen ist: „Der festliche Umzug ging somit ohne alle Störung

vorbei, ja, er erinnerte vielmehr an die schönste Zeit wahrer Volksbegeisterung für das erlauchte

Haus Wittelsbach.“   Noch am selben Nachmittag flammen die Unruhen wieder auf. Im Bockkeller

zertrümmern die Aufständischen Krüge, Gläser, Bänke und Tische oder werfen sie in den nahen

Kanal. In der Nacht werden auch die Hofpfisterei und das Königliche Hofbräuhaus mit Steinen

beworfen. Fenster gehen zu Bruch, und weitere Schäden entstehen.   Trotz der starken Präsenz

von Militär und Polizei und obwohl München Sitz des Königshofes ist, dauern die

Ausschreitungen mehrere Tage an. Verschont bleiben lediglich das Eberlbräu und das

Menterbräu, die den Bierpreis nicht erhöht haben. 

5. Mai 1844 – König Ludwig I. nimmt die Preiserhöhung zurück

München * Nach vier Tagen anhaltender Unruhen gibt König Ludwig I. schließlich nach und

nimmt die Erhöhung des Bierpreises per Dekret zurück. Damit ist das wichtigste Ziel der

Münchner Bierrevolution erreicht, die Unruhen klingen ab und die Lage in der Stadt beruhigt sich. 

 An den Ausschreitungen haben sich vor allem Angehörige der unteren Bevölkerungsschichten

beteiligt. Zugleich stößt ihr Vorgehen offenbar auch in wohlhabenderen und gebildeten Kreisen

auf Zustimmung. Dort herrscht vielfach die Ansicht, „die Leute [hätten] recht daran getan, es den

Brauern einmal zu zeigen, da eine Bittschrift kaum einen vergleichbaren Erfolg erzielt hätte.“ 

7. November 1845 – Die Teuerung hält München in Unruhe 

München * Trotz der Bemühungen König Ludwigs I., die wirtschaftlichen Verhältnisse zu

stabilisieren, bleibt die Lage in München angespannt. Ministerpräsident Karl von Abel warnt den

König in einem Antrag: „Es ist eine nicht zu mißkennende Tatsache, daß die herrschende und bis

jetzt in der Zunahme begriffene Teuerung eine große Aufregung und gereizte Stimmung unter

einem großen Teil der Bewohner der Haupt- und Residenzstadt München erzeugt hat.“   Die

Regierung befürchtet weitere Ausschreitungen. In den folgenden Jahren versetzt der König die
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Armee deshalb jeweils vor Beginn der Sommerbiersaison in erhöhte Alarmbereitschaft. 

1. Januar 1848 – Revolutionäre Flugblätter kursieren

Hanau * In Hanau kursiert ein Flugblatt, das mit den Worten endete: „Ihr verfluchten Tyrannen,ihr

Henker des Rechts, ihr schonungslosen Volksschinder, ihr Fürsten, Aristokraten, Pfaffen und

Geldsäcke! Das Gericht komme über euch.“  In einem anderen steht zu lesen: „Gebt uns, was wir

wollen, die Freiheit, oder wir werden sie uns nehmen!“      In dieser revolutionsbereiten Stimmung

wird die Nachricht über die Revolution in Paris auch in München zum Signal des Aufbruchs. 

6. Januar 1848 – Die Stimmungslage wird für München positiv eingeschätzt

München * Zu Beginn des Jahres 1848 herrscht eine positive Lage in München. In

Geheimberichten heißt es:    „Die Stimmung gegen die Frau Gräfin von Landsfeld ist gleichfalls

von Seiten der Bürgerschaft gut zu nennen und wenn auch hie und da sich ein oder das andere

bürgerliche Individuum beygehen lassen sollte, Resonements auszusprechen, so ist dies eine

Folge von hochgestellten Personen, die in Gast- oder Kaffeehäusern Abends zusammen

kommen und dort Gespräche führen, woraus sich Ressonements gegen die Frau Gräfin

entnehmen lassen.“ 

3. März 1848 – Staatskanzler Metternich flieht nach England

Budapest - Wien * Der Landtagsabgeordnete Lajos Kossuth hält im ungarischen Reichstag eine

Rede, in der er mehr Souveränität für Ungarn fordert. Er greift in seinem Vortrag das

Metternich-Regime scharf an und verlangt eine umfassende Reform der Habsburger Monarchie.

Die Rede löst begeisterte Zustimmung in den Oppositionskreisen des österreichischen

Kaiserreichs aus und gibt den Anstoß zur Wiener Märzrevolution.    Staatskanzler Klemens

Wenzel Fürst von Metternich verliert daraufhin seinen Rückhalt am kaiserlichen Hof, sieht sich

zum Rücktritt gezwungen und flieht nach England. Die Pressefreiheit wird eingeführt und eine

Verfassung versprochen. Bis zum 15. März 1848 sind in Wien die zentralen Forderungen der

Revolution durchgesetzt. 

4. März 1848 – Die Stürmung des Zeughauses

Münchner Zeitensprünge Seite 30/94



München * An diesem Faschingssamstag kommt es zur Stürmung des Zeughauses. Mehrere

Gerüchte machten in München die Runde.       Ein Gerücht lautet: „Der König hat alles

zurückgenommen. Er will von den Bürgern nichts mehr wissen“.     Ein anderes spricht von

bewaffneten Bauern, die vor den Stadttoren lauern. Sie „wollen die Regierung stürzen und in der

Stadt sengen und brennen“.        Um 14 Uhr wird bekannt, dass die Landwehr mit dem

sogenannten Generalmarsch mobilisiert worden ist. Damit ist faktisch der

Ausnahmezustand ausgerufen. In dieser Stimmung aus Angst vor einem militärischen Übergriff

oder vor anarchischen Zuständen durch Vorstädter aus der Au oder Haidhausen, kommt es an

zur Stürmung des Zeughauses.    Das Korn- und Geschützhaus am Jakobsplatz, dem heutigen

Stadtmuseum, wird ohne Blutvergießen gestürmt und die Waffen aller Gattungen ausgegeben.

Der mehrere Tausend Menschen umfassende und bewaffnete Demonstrationszug zieht bis zum

Promenadeplatz, wo sich das bewaffnete Bürgertum mit der dort versammelten

Landwehr vereinigen will. Doch zwischen den beiden Lagern hat inzwischen das Militär mit

schwerer Ausrüstung und vier Kanonen Stellung bezogen. In dieser angespannten Situation

erscheint rechtzeitig Prinz Carl, der Bruder des Königs und seit 1841 bayerischer

Feldmarschall. Er kann die Situation mit der Aussage beruhigen, dass die Stände bereits zum 16.

März einberufen werden.      Erstaunlicherweise reicht den Münchnern diese - eigentlich

lächerliche - Zusage. Sie legen die Waffen nieder und bringen das Kriegszeug brav wieder zurück

ins Korn- und Geschützhaus. 

10. März 1848 – Die Auer wollen eingemeindet werden

Vorstadt Au * In Revolutionsstimmung treffen sich die Auer beim „Radlwirt“ und verfassen eine

Eingemeindungsforderung, die von 609 Auer Bürgern unterschrieben wird.

13. März 1848 – In Wien beginnen Straßenkämpfe

Wien * Die Forderungen des Landtagsabgeordneten&nbsp;Lajos Kossuth werden in Wien mit

Petitionen&nbsp;unterstützt und im Ständehaus&nbsp;beraten. Vor dem Gebäude demonstrieren

Studenten, Bürger und Arbeiter, die den Rücktritt des verhassten Staatskanzler&nbsp;Klemens

Wenzel von Metternich fordern. &nbsp;  Metternich personifiziert für sie ein repressives, jegliche

Freiheitsregung rücksichtslos verfolgendes System.    Die Stimmung eskaliert, als am Nachmittag

das Militär die Demonstranten plötzlich mit Waffengewalt angreifen.&nbsp;Es beginnen

Straßenkämpfe in der Innenstadt und in den Vorstädten, die mehrere Dutzend Opfer

fordern.&nbsp;
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12. April 1848 – Das Bayerische Wahlgesetz wird im Landtag verabschiedet

München-Kreuzviertel * Zwischen dem 12. und 15. April wird &nbsp;das Bayerische

Wahlgesetz&nbsp;für das Frankfurter Paulskirchenparlament&nbsp;im

Landtag&nbsp;verabschiedet und nach der Zustimmung der Kammer der Reichsräte&nbsp;und

des Staatsrats&nbsp;verkündet.&nbsp;

Oktober 1848 – Der Oktoberaufstand zeichnet sich ab 

München * Steigende Preise für Gerste und Hopfen verteuern im Herbst 1848 erneut das Bier.

Der Unmut darüber verbindet sich mit der revolutionären Grundstimmung des Jahres und führt zu

einem weiteren Aufruhr. 

18. Oktober 1848 – Das Gerücht von drei getöteten Soldaten

München * Am Nachmittag des 18. Oktober 1848 verbreitet sich das Gerücht, Bräuknechte der

Pschorrbrauerei in der Neuhauser Gasse hätten drei Soldaten erschlagen. Ob die Meldung

zutrifft, ist zu diesem Zeitpunkt unklar. Dennoch heizt sie die Stimmung weiter an. Aus allen

Richtungen strömen Menschen zum Pschorrschen Bräuhaus in der Neuhauser Straße. 

3. April 1849 – Friedrich Wilhelm IV. will nicht Kaiser von Volkes Gnaden sein

Berlin - Frankfurt am Main * Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. lehnt die ihm von der

Nationalversammlung angebotene Kaiserkrone ab. Die von Volksvertretern angebotene Krone

besteht für Friedrich Wilhelm IV., der in seinem monarchischen Selbstbild vom traditionellen

Gedanken des Gottesgnadentums ausgeht und die Idee der Volkssouveränität ablehnt, nur aus

„Dreck und Letten“. Ein „Kaiser von Volkes Gnaden“ will er keinesfalls sein. Damit sind auch die

Deutsche Einheit und die Reichsverfassung gescheitert.    Die Zurückweisung der Kaiserkrone

durch den preußischen König liegt an dessen innerlichen Ablehnung der Frankfurter

Reichsverfassung, weil diese von Demokraten und Liberalen beschlossen worden ist. Denn

während der Revolutionszeit hat der Preußenkönig immer wieder seine Bereitschaft signalisiert,

an die Spitze eines deutschen Bundesstaates zu treten. Er wünscht sich allerdings eine

konservativere Verfassung und scheut sich vor dem Titel eines Kaisers.    Viel wichtiger ist ihm,

die Zustimmung seiner Standesgenossen, der anderen deutschen Fürsten, zu erhalten. Bereits

am 3. April 1849, als Friedrich Wilhelm IV. die Kaiserkrone des Frankfurter Parlaments ablehnt,

Münchner Zeitensprünge Seite 32/94



lässt er die übrigen deutschen Staaten wissen, dass er an die Spitze eines deutschen

Bundesstaates treten wolle, an dem diejenigen Staaten teilnehmen sollen, die dies wünschen. 

30. Oktober 1849 – Zustimmung für die Eingemeindung der drei östlichen Vororte

München-Graggenau * Beide Münchner Gemeindekollegien stimmen der Vereinigung mit den

drei östlichen Vororten zu.

1854 – Die Giesinger Lederfabrik spezialisiert sich auf feines, lackiertes Leder

München-Untergiesing * Die Untergiesinger Lederfabrik spezialisiert sich auf feines, lackiertes

Leder, das für die Innenausstattung von Kutschen, später von Automobilen und für die Schuh-

und Bekleidungsindustrie benötigt wird.    Die Giesinger Lederfabrik produziert nicht nur für den

deutschen Markt, sondern exportiert ihre auf verschiedenen Weltausstellungen prämierten

Produkte in fast alle Länder der Welt. Zumindestens dort hin, wo es die Zollbestimmungen

ermöglichen.

16. Juli 1854 – Die Arbeitsbedingungen für Kinder in Fabriken wird verbessert

München - Königreich Bayern *  Die Königlich Allerhöchste Verordnung, die sanitäts- und

sittenpolizeiliche Fürsorge für jugendliche Arbeiter in den Fabriken betreffend wird erlassen.

Diese zweite bayerische Kinderschutzverordnung erhöht immerhin        das Mindestalter von

Fabrikarbeitern auf zehn Jahre,    gleichzeitig senkt sie die zulässige Höchstarbeitszeit von

Kindern auf neun Stunden pro Tag.    Nachtarbeit von schulpflichtigen Kindern ist nun

ausdrücklich und uneingeschränkt verboten.    Der den Kindern während der Arbeitszeit zu

erteilende Schulunterricht wird auf drei Stunden am Tag erhöht.       Die Verordnung erweitert

somit den Kinderschutz in Bayern, bleibt aber erneut hinter den Bestimmungen eines ein Jahr

zuvor in Preußen erlassenen Gesetzes zurück. 

20. Juli 1855 – Regierung erlaubt einer privaten Bahngesellschaft den Streckenausbau

München * Die jahrelang hohen Belastungen des Staatshaushaltes durch die Bayerische

Staatsbahn führen zu einer ständig wachsenden kritischen Stimmung. Deshalb legt der

Bayerische Staat nur noch den Gesetzesentwurf zum Bau und Betrieb der Bahnstrecke
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Lichtenfels - Coburg vor und betrachtet im Anschluss daran seine aktive Beteiligung am

Eisenbahnwesen als abgeschlossen. Allerdings verbindet das Staatsbahnnetz zu diesem

Zeitpunkt lediglich Oberbayern mit Schwaben sowie Franken und schließt damit die

altbaierischen Gebiete Oberpfalz und Niederbayern vollkommen aus.    Die Königliche

Eisenbahn-Commission hat aber für die vier wichtigsten Strecken nach Ostbayern bereits

Vorbereitungen getroffen, weshalb die Bayerische Staatsregierung den Bau und den Betrieb der

Eisenbahnstrecken nach Ostbayern einer privaten Bahngesellschaft erlauben will. Die

notwendigen Voraussetzungen werden an diesem Tag mit Allerhöchster Verordnung geschaffen. 

16. November 1861 – Dankgottesdienst zur Aufhebung des Matrikelzwangs

München-Angerviertel * In der Synagoge wird „ein feierlicher Dankgottesdienst aus Anlass der

neuen zur Tatsache gewordenen Aufhebung der Ausnahmebestimmungen, welche bisher noch

auf den Israeliten geruht hatten, abgehalten“. 

10. Oktober 1863 – Eisenbahnstrecke über Mühldorf nach Österreich genehmigt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag genehmigt die für die Stadtviertel des Münchner

Ostens so wichtig werdende Eisenbahnstrecke über Mühldorf zur österreichischen

Landesgrenze. Zeitgleich bewilligt er 15,4 Millionen Gulden für den Bau der Linie. Die genaue

Streckenführung ist zu diesem Zeitpunkt allerdings an mindestens zwei Stellen noch offen.      

Einmal, weil auf österreichischer Seite die rund fünfzig Kilometer lange Teilstrecke von der

Grenze in Richtung Linz nicht von der Eisenbahnverwaltung, sondern von einem privaten

Konsortium aus Großgrundbesitzern, Unternehmern und Bankiers finanziert wird und   sich als

Alternativen der Grenzübergang bei Braunau oder das vierzig Kilometer innabwärts gelegene

Schärding anbieten.   Von einem dieser Grenzübergänge soll die Eisenbahn das

oberösterreichische Neumarkt und darüber hinaus Linz erreichen.    Die zweite ungeklärte

Streckenführung war gleich am Beginn der Bahnlinie.       Die Generaldirektion der Kgl.

Bayerischen Staatseisenbahnen - als zuständige Planungsbehörde - will jedenfalls die Strecke

unmittelbar nach der Großhesseloher Brücke - der seit dem Jahr 1858 bestehenden

Hauptverkehrsstrecke München - Holzkirchen - Rosenheim - Salzburg - abzweigen lassen. In

einem weiten Bogen soll die Bahntrasse dann durch den Perlacher Forst, weiter über das

Obergiesinger Feld, südlich an Haidhausen vorbeiführend das Stadtgebiet in östlicher Richtung

verlassen. So jedenfalls sieht die grobe Planung lange Zeit aus.     Nun ist aber in Obergiesing,

östlich der Tegernseer Landstraße, ein großes Neubaugebiet geplant. Und um zu verhindern,

dass die Bahnverwaltung baureife oder möglicherweise schon bebaute Grundstücke teuer
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erwerben muss, verweigert das Ministerium des Inneren, das bei allen Bauvorhaben in der

Haupt- und Residenzstadt ein Planungs- und Einspruchsrecht besitzt, ihre Zustimmung zum

Wohnungsbau so lange, bis eine detaillierte Bahnplanung vorliegt. Erst danach will das

Innenministerium den künftigen Baulinien zustimmen. 

15. Mai 1865 – Die Premiere von „Tristan und Isolde“ muss abgesagt werden

München * Die ursprünglich für den 15. Mai 1865 angesetzte Premiere von „Tristan und

Isolde“ muss wegen plötzlich eingetretener Heiserkeit von Frau Malvina Schnorr von Carolsfeld

abgesagt werden.    Wieder schlägt die Stimmung um, was in Josephine Kaulbachs Brief deutlich

zum Ausdruck kommt: „Was soll ich Ihnen noch erzählen? von unseren Freunden? oder von der

Zukunftsmusik, oder von den Schweinehunden des Herrn von Bülow?    Die letztere Geschichte

hat eine größere Bedeutung gewonnen, wie man sich's erwartete; seit der Lola-Geschichte waren

die Münchner nicht mehr so in Wuth. [...] Ich sage Ihnen, es ist toll, wie das hier getrieben wird,

für und gegen Wagner. - Die Fama wächst zu einem hundertköpfigen Ungeheuer, der

Wagner-Cultus wird zu einem Ekel; der junge König an der Spitze tauft alles, was ihn umgibt, in

Tristan und Isolde um“.

27. Juli 1866 – Der spätere „Krokodilwirt" Georg Lang wird geboren 

Nürnberg * Georg Lang kommt in der Nähe der Hadermühle als Sohn des

Gastwirtschaftspächters Georg Lang und dessen Ehefrau Margarethe, geborene Schwab, zur

Welt. Er wächst in einem vom Gastgewerbe geprägten Umfeld auf und schlägt später selbst die

Laufbahn eines Wirts und Großgastronomen ein.   Seit 1889 betreibt Lang in Nürnberg das

Wirtshaus „Krokodil", dem er seinen überregional bekannten Beinamen „Krokodilwirt" verdankt.

Auf Volksfesten sammelt er Erfahrungen mit der Bewirtung großer Menschenmengen und

entwickelt neuartige Unterhaltungs- und Werbekonzepte.   1898 tritt Lang erstmals als Festwirt

auf dem Münchner Oktoberfest auf. Mit seiner „1. Bayerischen Riesenhalle", einer großen

Musikkapelle und gemeinschaftlich gesungenen Stimmungsliedern prägt er entscheidend die

Entwicklung des modernen Festzelts. Bis heute gilt er als einer der bedeutendsten Wegbereiter

der Münchner Bierzeltkultur.

7. März 1868 – Gegen den Bau eines Wagner-Festspielhauses in München

München * Das Festspielhaus-Projekt scheitert am Geldmangel und schließlich sogar am

Münchner Zeitensprünge Seite 35/94



Widerstand Richard Wagners, der drei seiner Opern - durch Protektion Ludwigs - in München

uraufführen konnte. Cosima von Bülow, Wagners Sekretärin und Mutter zweier gemeinsamer

Kinder, redet Ludwig II. den Plan zum Bau eines Wagner-Festspielhauses in München aus.  

Dieses Bauvorhaben ist das erste und zugleich das letzte, bei dem der König in der Bestimmung

an das Volk denkt. Bayerns Märchenkönig lässt schließlich überhaupt keinen öffentlichen Bau

mehr errichten und zieht sich zurück. Ludwigs Schlösser waren niemals für die Öffentlichkeit

bestimmt. 

Juni 1872 – Falschmeldung über Sedlmayrs Bier 

München * Mit welchen Mitteln angesehene Brauer und ihre Erzeugnisse öffentlich in Verruf

gebracht werden, zeigt eine Meldung des „Volksboten“. Die Zeitung verbreitet das frei erfundene

Gerücht, das Bier der Spatenbrauerei Gabriel Sedlmayrs sei wegen einer angeblichen

Gesundheitsgefährdung der Soldaten in den Münchner Kasernen verboten worden. Obwohl es

ein solches Verbot nicht gibt, übernehmen zahlreiche große europäische Zeitungen die

Nachricht.   Die erbitterte Presseschlacht um Bierpreis und Bierqualität dauert bis gegen Ende

des Jahres 1874 an. Vor allem auflagenorientierte Blätter verschärfen mit reißerischen

Meldungen immer wieder die Stimmung. Neue Nahrung erhalten die Vorwürfe, als einzelne

kleinere Brauereien tatsächlich der Bierverfälschung überführt werden. Den Suden sollen neben

Alkohol auch Brechnuss, Opium, Ignatiusbohnen und wilder Rosmarin zugesetzt worden sein.

Solche gesundheitsgefährdenden Beimischungen verstoßen deutlich gegen die viel beschworene

Tradition des bayerischen Reinheitsgebots. 

1874 – Die neue Kirchenschule wird seiner Bestimmung übergeben

München-Haidhausen * Rechtzeitig zum Beginn des neuen Schuljahres wird das neue Schulhaus

an der Kirchenstraße seiner Bestimmung übergeben.

20. Dezember 1875 – Eine Heerordnung für das Königreich Bayern

München * Für das Königreich Bayern wird eine Heerordnung erlassen. Sie hat, wie auch die

Wehrordnung, ihr Vorbild in den entsprechenden Bestimmungen für das übrige Reich. 

Münchner Zeitensprünge Seite 36/94



20. August 1876 – Stiftungsurkunde für das Kgl. Maximilianeum erlassen

München-Haidhausen * König Ludwig II. erlässt die Stiftungsurkunde und die

Grundbestimmungen für das Kgl. Maximilianeum, die sein Vater ausdrücklich gebilligt hatte. 

1878 – Der Velo-Club lädt den Polizeidirektor zum Faschingsball ein

München * Um die polizeilichen Unfreundlichkeiten und Schikanen gegenüber den Radfahrern

abzumildern, lädt der Münchner Velo-Club den königlichen Polizeidirektor zum Faschingsball ein.

Durch gutes Zureden - bei Kaviar und Champagner - erreichen die „Radlnarrischen“ schließlich

eine bessere Grundstimmung der Polizei gegenüber ihren Interessen.

1878 – Von den Arbeitsbedingungen der Ziegeleiarbeiter

Berg am Laim - München-Haidhausen - Bogenhausen * Da die Padroni jenseits der Alpen bei

den Akkordanten komplette Arbeitstrupps anheuern, stellen sie anfangs auch keine Geräte zur

Verfügung. Das bedeutet, dass die Italiener Schaufeln und Hacken schleppen und selbst

Schubkarren und anderes Gerät über die Alpen schieben müssen.    An ihrem Arbeitsplatz in

München angelangt, liegt ihnen ausschließlich daran, durch möglichst viel Arbeit möglichst viel

Geld zu verdienen. Durch das Bezahlen von Akkordlöhnen entziehen sich die Italiener den

Kontrollen, die man zur überwachung der gesetzlichen Vorgaben eingeführt hat.    Frauen und

Kinder übernehmen die körperlich weniger schweren Tätigkeiten. Manchmal bilden Familien ein

Team, mit dem Stampadore“an der Spitze. Frau und Kinder haben ihm zuzuarbeiten und je

besser die einzelnen Arbeitsschritte koordiniert sind, desto besser ist auch das

Gesamtergebnis. Schon zehnjährige Buben verdingen sich als Handlanger. Die Mulis stehen an

der untersten Stelle der Hierarchie, haben den Mund zu halten und müssen einfach funktionieren.

   Zwar sieht die Reichsgewerbsordnung aus dem Jahr 1878 Bestimmungen zum Arbeitsschutz

für Kinder und Frauen vor, so eine Beschränkung der Arbeitszeit sowie das Verbot von körperlich

schwerer Arbeit. Doch die Verordnung wird in der Praxis unterlaufen und die Strafen sind so

lächerlich niedrig, dass sie wirkungslos bleiben. Wenn kontrolliert wird, dann, so ein resignierter

Fabrikinspektor, „[...] braucht sich der Jugendliche nur neben der [Arbeits-]Bank auf den Boden

zu setzen, um Jedermann ad oculos zu demonstrieren, daß er seine Ruhepause in echt

italienischer Weise feiert“.
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5. Oktober 1878 – Das Kil's Colosseum erhält die Konzession für Singspielhallen

München-Isarvorstadt * Die Singspielhalle Kil's Colosseum erhält die Konzession für

Singspielhallen und Café chantants. Sie wird in Bezug zum Bayerischen

Polizei-Strafgesetzbuch vom 16. Dezember 1871 gestellt, in dem festgelegt ist: „das sogenannte

Chansonetten-Kostüm selbst in der abgeschwächten Form des kurzen ausgeschnittenen Kleides

mit kurzen Ärmeln und mit Trikot ist verboten.    Die Chansonetten und Coupletsängerinnen

dürfen nur in langem Gesellschaftskleide auftreten. Nur das National-Costüm von echten

National-Sängern ist von den Bestimmungen [...] ausgenommen“.

März 1883 – Frühes Ausschankende und Musikverbot 

München-Au * Da die bisherigen Maßnahmen keine dauerhafte Besserung bringen, verschärfen

die Behörden erneut die Vorschriften für den Salvatorausschank. Die Bierausgabe muss nun

bereits um 19.30 Uhr enden.   Für den Eröffnungstag gilt außerdem ein vollständiges

Musikverbot. Dahinter steht die Überlegung, dass ohne die beliebte „Salvatormusik“ auch das

begleitende Johlen, Pfeifen und Singen abnimmt. Tatsächlich unterbleibt dadurch weitgehend das

rhythmische und ohrenbetäubende Schlagen mit Bierkrügen und Stöcken. Die Stimmung heizt

sich deutlich weniger auf.   Der Vorschlag, das Musikverbot auf sämtliche Sonn- und Feiertage

auszudehnen, findet bei der Polizeidirektion jedoch keine Zustimmung. Dagegen sprechen auch

die wirtschaftlichen Interessen der Brauerei: Sie befürchtet, dass eine gedämpfte Stimmung die

Trinkfreude und damit den Bierumsatz vermindert.

1. Mai 1883 – Die Münchner Telefonanlage wird ihrer Bestimmung übergeben

München * Die Münchner Telefonanlage wird ihrer Bestimmung übergeben. Sie umfasst

inzwischen 145 Teilnehmer. Die große Nachfrage führte anfangs noch zu Engpässen; später

entwickelt sich das Telefonnetz kontinuierlich weiter. 

März 1885 – Verbot von Stockschlagen und Krügepoltern 

München-Au * Plakate auf dem Salvatorkeller untersagen ausdrücklich das „Stockschlagen und

Krügepoltern“. Damit wollen die Verantwortlichen verhindern, dass die Gäste im Takt der Musik

mit Stöcken und Bierkrügen auf Tische und Bänke schlagen und die Stimmung zusätzlich

anheizen.   Auf die Zecher machen die Verbote jedoch kaum Eindruck. Das lautstarke Treiben
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setzt sich nahezu unverändert fort. 

29. September 1885 – Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe

München-Kreuzviertel * Die Sitzungsperiode des Bayerischen Landtags beginnt.      Nachdem

Reichskanzler Otto von Bismarck die Übernahme der Schulden von König Ludwig II. durch den

Landtag vorgeschlagen hat, entwickelt sich bei den Abgeordneten der Patriotenpartei eine für den

König sehr ungünstige Stimmung. Pläne zur Erhöhung der Zivilliste, um König Ludwig II. - unter

strengen Auflagen - die Abzahlung seiner Schulden zu ermöglichen, werden zwar diskutiert, aber

nicht weiter verfolgt.      Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe. „Wir

halten fest zu unserem angestammten Fürstenhause, zu unserem Könige, aber was auch

kommen möge, wir werden auch die Interessen des Volkes hoch halten, Wünschen gegenüber,

die mit dem Volkswohl nicht im Einklang stehen“. Eine Diskussion des Themas im Landtag wird

sogar als gefährlich bezeichnet, „denn die Stimmung im Lande sei der Art, daß jede Discussion

die Aufregung bis zum Überlaufen steigern und Dinge ans Licht bringen könne, über die man sich

entsetzen würde“. 

23. März 1886 – Ein Gutachten soll die Geisteskrankheit des Königs beweisen

München * Da König Ludwig II. kein Verständnis für die Forderungen nach Sanierung des

königlichen Haushalts&nbsp;aufbringt und er sich auch sonst als beratungsresistent&nbsp;zeigt,

beauftragt der Bayerische Ministerpräsident&nbsp;Freiherr Johann von Lutz den

Psychiater&nbsp;und Leiter der Kreisirrenanstalt von München und Oberbayern, Dr. Bernhard

von Gudden, mit der Erstellung eines wissenschaftlichen Gutachtens, das die Geisteskrankheit

und Handlungsunfähigkeit&nbsp;des Königs beweisen soll.    Vor der Erteilung des Auftrags

muss der Ministerpräsident&nbsp;aber erst die Einwilligung des Hauses

Wittelsbach&nbsp;einholen.&nbsp;Und nachdem Ludwigs Bruder Otto wegen seiner

Geisteskrankheit&nbsp;als Verhandlungspartner ausscheidet, wendet sich

der&nbsp;Regierungschef&nbsp;an dessen Onkel, den Prinzen Luitpold.&nbsp;Dieser gibt nach

langem Zögern seine Zustimmung, hätte es aber lieber gesehen, wenn sein Neffe von sich aus

abdanken&nbsp;würde.    Mit Reichskanzler&nbsp;Otto von Bismarck wird über das weitere

Vorgehen gegen König Ludwig II. Einvernehmen hergestellt, um jede mögliche Intervention und

Missbilligung Preußens&nbsp;und des Deutschen Reiches&nbsp;auszuschließen.

2. Mai 1886 – Die königliche Finanzmisere wird öffentlich diskutiert

Münchner Zeitensprünge Seite 39/94



Nürnberg * Der Nürnberger Anzeiger schreibt zur Finanzmisere König Ludwigs II. folgende

Zeilen:  „[...] der Staat soll Schulden machen, um die Kalamität der Kabinettskassa zu beseitigen,

wozu eine Summe von 12 bis 20 Millionen Mark - nach den verschiedenen Lesearten - nötig sein

wird.    Ob hierzu wirklich so leicht die Genehmigung der 2/3-Mehrheit der Landboten zu erhalten

ist, wollen wir doch erst abwarten, nach unserer Meinung kann hierzu eine Volksvertretung ihre

Zustimmung unmöglich geben“. 

21. Juni 1886 – Die Kammer der Reichsräte stimmt der fortgesetzten Regentschaft zu

München-Kreuzviertel * Die Kammer der Reichsräte gibt seine Zustimmung zu der für König

Ludwig II. übernommenen und für den geisteskranken König Otto I. fortzusetzende

Regentschaft durch den Prinzen Luitpold. 

26. Juni 1886 – Auch die Abgeordnetenkammer stimmt der fortgesetzten Regentschaft zu

München-Kreuzviertel * Die Kammer der Abgeordneten erteilt seine Zustimmung zu der für König

Ludwig II. übernommenen und für den geisteskranken König Otto I. fortzusetzende

Regentschaft durch den Bayernprinzen Luitpold. 

1887 – Kommentierte Berichte der Fabrikinspektoren

München * Dr. Bruno Schoenlank, Vordenker in der SPD, kommentiert die Berichte der

Fabrikinspektoren in seinem Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“, das während der

Zeit der Sozialistengesetze verboten ist, wie folgt:    „[...] Das harte Werk, der lange Arbeitstag,

der in den oberbayerischen Ziegeleien, diesen Musteranstalten rücksichtslosester Ausbeutung

der Arbeitskraft herrscht, ist vom Fabrikinspektor oft genug denunziert worden.     Aber was nützt

es? Die Herren Ziegeleibrenner lassen sich, um den einheimischen Arbeitern die Lebenshaltung

noch tiefer als sie bereits steht, herabzudrücken, beständig neue Waggonladungen italienischer

Kulis von ihren Lieferanten aus dem Lande kommen, wo die Citronen und die

Schmutzconkurrenz blüh‘n.     So nimmt es Keinen, der die Verhältnisse selbst zu beobachten

Gelegenheit gehabt, Wunder, wenn es über die Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen

betreffs der Kinderarbeit von den Ziegeleien heißt:  ‚In einer namhaften Zahl derartiger Anlagen,

die ich im Berichtsjahr theils zum erstenmale, theils nach mehrjähriger Zwischenpause besucht

habe, fanden sich nicht einmal die Arbeitsbücher und man war anscheinend entweder noch in

völliger Unkenntniß der die jugendlichen Arbeiter betreffenden Vorschriften, oder man hat sie
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mangels genügender Controle einfach außer Acht gelassen. Das behufs dieser Mißstände weiter

Erforderliche ist eingeleitet‘.     Mangel an Controle, weil Mangel an Aufsichtspersonal, und darum

eine Gesetzesverletzung nach der anderen, begangen durch die sittenstrengen Stützen der

bürgerlichen Gesellschaft, die Moral, Ehrbarkeit, Gesetzlichkeit und Schutz nationaler Arbeit in

Erbpacht haben, ferner Unkenntnis der Gesetze, d.h. derjenigen, die den Profit der Kapitalisten

ein wenig zu beschneiden bestimmt sind.     O diese unschuldvollen, ahnungslosen Engel von

Kapitalisten!“

August 1887 – Münchens neue Hauptsynagoge prägt das Stadtbild

München-Kreuzviertel * Im Sommer 1887 können die Außen- und Innenarbeiten an der

Synagoge an der Herzog-Max-Straße 7 abgeschlossen und der Sakralbau seiner Bestimmung

übergeben werden.   Die zeitgenössischen Kritiker würdigen den Bau als „ein völlig

selbstständiges Werk von ausgeprägter Eigenart, ein Denkmal, nicht nur des Meisters, der es

geschaffen hat, sondern auch der Zeit, in der es entstand“.   Das „Münchener Tagblatt“ vermerkt

überschwänglich, dass das „architektonische Schmückkästchen München“ nun wieder „um eine

köstliche Perle reicher geworden“ sei. „Besonders markant und in die Augen springend ist der

Turm, der an der westlichen Front über der Vorhalle des Männerraumes und einem Teile der

Frauen-Empore errichtet ist. Den Hauptteil der Synagoge bildet der dreischiffige, in 5 Joche

gegliederte Hallenbau, der bei einer Länge von 50 Metern rund 30 Metern Breite hat. Das

Mittelschiff hat eine Höhe von 18 Metern, die Seitenschiffe von 15 Metern.“  Über die

Ausgestaltung im Inneren schreibt der Rabbiner Leo Baerwald: Sie ist „von wohtuender Harmonie

in Farbe und Proportionen und wirkt, ohne überladen zu sein, prächtig, da die Synagoge sonst

Schlichtheit ausweist“. Und tatsächlich entstand mit der neuen Synagoge ein Bauwerk, das das

gewachsene Selbstverständnis der jüdischen Gemeinde Münchens für jedermann weithin

sichtbar macht. Das imposante Bauwerk an prominenter Stelle ist ein Symbol und die stolze

Demonstration der Zugehörigkeit der jüdischen Mitbürger zur Münchner Stadtgesellschaft.   Die

nichtjüdische Gesellschaft hat die jüdische Religiosität und Kultur inzwischen weitgehend

respektiert. Bis zur Akzeptanz ist es allerdings noch ein weiter Weg. Das zeigt auch die

Formensprache der Synagoge. War schon das Gebäude an der Westenriederstraße äußerlich

ein schlichtes, architektonisch unauffälliges Gotteshaus, so lehnt sich auch der Neubau in seiner

gestalterischen Orientierung stark an christliche Sakralbauten an. Selbst wenn das Bauwerk

beeindruckender ausfiel, so musste die Israelitische Kultusgemeinde dennoch weitgehend auf

eine eigenständige architektonische Ausdrucksweise verzichten. 

15. September 1887 – Ludwig Peter Ritter von Klug befürwortet die Aufhebung des Bauverbots
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München * Ludwig Peter Ritter von Klug befürwortet als Vorstand der königlichen Hof- und

Kabinettskasse - Kraft seines Amtes - die Freigabe des bis dahin der Bautätigkeit verschlossenen

Grundstückkomplexes und gibt als Vorstand der Privat-Fidei-Kommiß-Verwaltung und

Angehöriger des Stiftungsrats der königlichen Relikten-Anstalt Neuberghausen selbst seine

Zustimmung zur Aufhebung des Bauverbots. 

9. März 1888 – Staatstrauer überschattet die Starkbiersaison 

Berlin - München-Au * Die Starkbiersaison steht von Beginn an unter einem schlechten Stern. Am

9. März stirbt Kaiser Wilhelm I. im Alter von 90 Jahren in Berlin. Sein Tod löst im gesamten

Deutschen Reich eine mehrwöchige Staatstrauer aus.   Auch in München prägen

Trauerbeflaggung und Einschränkungen öffentlicher Vergnügungen das gesellschaftliche Leben.

Die ausgelassene Stimmung des Salvatorausschanks steht damit in einem deutlichen Gegensatz

zur offiziell angeordneten Trauer. Nur wenige Wochen später kommt es dennoch zur

gewaltsamen „Salvatorschlacht“. 

11. März 1888 – Salvatorausschank ohne Musik und Gesang

München-Au * Zwei Tage nach dem Tod Kaiser Wilhelms I. beginnt auf dem Salvatorkeller der

diesjährige Starkbierausschank. Wegen der reichsweiten Staatstrauer untersagt die

Polizeidirektion jede musikalische Begleitung und jeden Gesang.   Das Verbot soll die gebotene

Trauer wahren und zugleich verhindern, dass sich die Stimmung unter den zahlreichen Gästen

durch Musik, gemeinsames Singen und rhythmisches Krügepoltern aufheizt. Der Ausschank

selbst darf jedoch stattfinden.

25. März 1888 – Die Salvatorschlacht

München-Au * Das Musikverbot wegen der Staatstrauer um den verstorbenen Kaiser Wilhelm I.

dämpft zwar zunächst die Stimmung auf dem Nockherberg, verhindert aber keine

Ausschreitungen. Der genaue Auslöser der „Salvatorschlacht“ lässt sich später nicht mehr

feststellen. Vermutlich entstehen an verschiedenen Stellen gleichzeitig zwei zunächst

unbedeutende Streitigkeiten, die sich in der dicht gedrängten Menge überlagern und rasch

ausweiten.   Innerhalb kurzer Zeit entwickelt sich daraus eine gewaltige Massenschlägerei.

Mehrere Hundert Besucher geraten aneinander. Der als Verlängerung des Starkbierfestes

genehmigte zusätzliche Ausschanktag geht als „Salvatorschlacht“ in die Münchner
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Stadtgeschichte ein.

12. Juli 1893 – In Bayern finden Landtagswahlen statt

Königreich Bayern * Bei der Neuwahl zum Bayerischen Landtag können zwei neue Parteien in

die Abgeordnetenkammer einziehen.      Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

SPD erhält fünf Mandate,  der Bayerische Bauernbund - BBB stellt sogar neun Abgeordnete.   

Das Zentrum, das aus der Patriotischen Partei hervorgegangen ist, verfügt nur noch über 74

Mandate.      Aufgrund der unterschiedlichen Bestimmungen in Reich, Land und Stadt sind    bei

der Landtagswahl 56.100, hingegen  bei der Reichstagswahl 106.800, und  bei der

Kommunalwahl aber nur 19.292 Münchner wahlberechtigt. 

24. August 1897 – Stucks Baupläne werden genehmigt

München-Haidhausen * Franz Stuck legt der Lokalbaukommission die überarbeiteten Pläne für

seine Künstler-Villa vor. Jetzt erhält er - nach Zustimmung der Königlichen Regierung von

Oberbayern - die Genehmigung zum Bauen. 

September 1898 – Eine Hauskapelle schafft Bierzeltstimmung

München-Ludwigsvorstadt * Für seine Riesenhalle engagiert Georg Lang eine eigene, 30-köpfige

Blaskapelle. Die Musiker treten in Oberländer Tracht auf und werden als „Langs Original

Oberlandler“ bekannt. Ihr Repertoire umfasst ein breites Spektrum beliebter Unterhaltungs- und

Stimmungsmusik.   Die Polizeibehörde erhebt gegen die vom Festwirt bezahlte Hauskapelle

keine Einwände. Da die Musiker ein festes Honorar erhalten, entfällt das bis dahin übliche und

häufig als störend empfundene Einsammeln von Geld mit dem Teller.   Lang greift damit eine

zeitgenössische Mode auf: In Bierpalästen, Singspielhallen und Volkssängerlokalen sind Kapellen

in Oberländer oder Dachauer Tracht bereits gang und gäbe. Auf dem Oktoberfest verbindet er die

Musik gezielt mit der Bewirtung. Die ausgelassene Stimmung soll die Gäste länger im Zelt halten

und zugleich den Bierumsatz steigern. 

September 1898 – Eine Hauskapelle schafft Bierzeltstimmung

München-Ludwigsvorstadt * Für seine Riesenhalle engagiert Georg Lang eine eigene, 30-köpfige
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Blaskapelle. Die Musiker treten in Oberländer Tracht auf und werden als „Langs Original

Oberlandler“ bekannt. Ihr Repertoire umfasst ein breites Spektrum beliebter Unterhaltungs- und

Stimmungsmusik.   Die Polizeibehörde erhebt gegen die vom Festwirt bezahlte Hauskapelle

keine Einwände. Da die Musiker ein festes Honorar erhalten, entfällt das bis dahin übliche und

häufig als störend empfundene Einsammeln von Geld mit dem Teller.   Lang greift damit eine

zeitgenössische Mode auf: In Bierpalästen, Singspielhallen und Volkssängerlokalen sind Kapellen

in Oberländer oder Dachauer Tracht bereits gang und gäbe. Auf dem Oktoberfest verbindet er die

Musik gezielt mit der Bewirtung. Die ausgelassene Stimmung soll die Gäste länger im Zelt halten

und zugleich den Bierumsatz steigern. 

27. Januar 1900 – Europäische Einrichtungen wollen vor den Boxern geschützt werden

Shandong - China * Die Kolonialmächte fordern die chinesische Regierung auf, europäische

Einrichtungen vor den Boxern zu schützen.    Im Frühjahr und Sommer 1900 führen Attacken der

sogenannten Boxerbewegung gegen Ausländer und chinesische Christen zu einem Krieg

zwischen China und den Vereinigten acht Staaten, die sich zusammensetzten aus dem

Deutschen Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Österreich-Ungarn, Russland und

den USA.    Getragen wird der Boxeraufstand von den Verbänden für Gerechtigkeit und

Harmonie. Die Boxer bekämpfen den europäischen, US-amerikanischen und japanischen

Imperialismus. Die Bezeichnung Boxer bezieht sich auf eine traditionelle chinesische

Kampfkunstausbildung, die sich selbst als Yihetuan, also Verband für Gerechtigkeit und

Harmonie, nennt. Bei den Boxern handelt es sich um eine soziale Bewegung die sich zwischen

1898 und 1900 als unmittelbare Reaktion auf die Krisenstimmung gegen Ende des 19.

Jahrhunderts gebildet hatte.    Ihr ursprünglicher Schwerpunkt lag in der Provinz Shandong, wo

das Deutsche Reich“einige Bergbau- und Eisenbahnkonzessionen besaß. Im Frühjahr und

Sommer 1900 breitet er sich dann über weite Teile Nordchinas aus.    Die Boxer machen die

Ausländer und die chinesischen Christen für die Störungen der natürlichen Umwelt und der

sozialen Harmonie verantwortlich. Sie fordern die Beseitigung der Feinde Chinas mit Gewalt, um

die Harmonie wieder herzustellen und treten dabei als Unterstützer der herrschenden

Quing-Dynastie auf. Eine ihrer Parolen lautet: „Unterstützt die Quing und vernichtet die

Fremden.“ 

16. Oktober 1904 – Georg Lang wird in Nürnberg beigesetzt

München-Giesing - Nürnberg * Nach einer Aufbahrung auf dem Münchner Ostfriedhof wird Georg

Lang seinem Wunsch entsprechend auf dem Johannisfriedhof in Nürnberg beigesetzt. In
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München und Nürnberg nimmt eine große Zahl von Menschen Abschied vom weithin bekannten

„Krokodilwirt“.   Lang hinterlässt ein bleibendes Vermächtnis: Mit seiner „1. Bayerischen

Riesenhalle“, einer fest engagierten Blaskapelle, gemeinschaftlich gesungenen Stimmungsliedern

und einer modernen Werbestrategie prägt er das Erscheinungsbild des Oktoberfests nachhaltig.

Viele Elemente seines Konzepts gehören bis heute zur Bierzeltkultur. 

18. März 1905 – Das gescheiterte Denkmalprojekt für Ludwig II.

München-Au - München-Isarvorstadt * Prinzregent Luitpold zeigt sich vom Denkmalentwurf für

Ludwig II. auf der Corneliusbrücke begeistert und äußert: „Ich genehmige gerne, die Arbeit ist in

guten Händen.“   Der Entwurf kommt aber nicht zur Ausführung, da er nicht die Zu­stimmung der

„Kommission für staatliche Monumentalbauten“ erhält. 

2. August 1906 – Der Reichstag lehnt weiteres Geld für die Kolonialkriege ab

Berlin * Durch den anhaltenden und mit hohen Kosten verbundenen Kolonialkrieg zuerst gegen

die Herero und jetzt gegen die Nama ist die deutsche Regierung gezwungen, im Deutschen

Reichstag einen Nachtragshaushalt in Höhe von 29 Millionen Reichsmark zu beantragen.    Vor

allem die SPD verweigert angesichts der „rücksichtslosen Kriegsführung“ mit zahlreichen Opfern

ihre Zustimmung. Auch der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger kritisiert die Ausgaben

scharf und argumentiert gegen die Kolonialkriege, weshalb auch die Zentrumsfraktion - zum Teil

gegen ihren Willen - den Nachtragshaushalt ablehnt.    Vertreter beider Parteien wollen der in

Deutschland vorherrschenden patriotischen Kolonialbegeisterung eine realistischere Sicht auf die

Lage in den Kolonien entgegensetzen, um den in Deutsch-Südwestafrika tobenden Krieg zu

beenden. 

13. Dezember 1906 – Mehrheit gegen die Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges

Berlin * Bei der Abstimmung im Reichstag kommt eine knappe Mehrheit von 177 zu 168 gegen

den Nachtragshaushalt zur Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges zustande.

Daraufhin lässt Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow - in Einvernehmen mit Kaiser Wilhelm II.

- noch am gleichen Tag den Reichstag auflösen. 
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27. Oktober 1908 – Kurt Eisner erhält die bayerische Staatsangehörigkeit

Ansbach * Kurt Eisner erwirbt „durch Aufnahme in Gemäßheit der Bestimmung in § 7 des

Reichsgesetzes über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom

1. Juni 1870 die Staatsangehörigkeit im Königreiche Bayern“. 

8. Oktober 1912 – Montenegro erklärt der Türkei den Krieg

Montenegro * Montenegro erklärt - in Abstimmung mit den Bündnispartnern Bulgarien, Serbien

und Griechenland - der Türkei den Krieg. 

25. Juli 1914 – Die Serben antworten auf das österreichisch-ungarische Ultimatum

Wien - Belgrad - Petersburg * Die Serben antworten - in Abstimmung mit ihren Bündnispartner

Russland - am Abend auf das österreichisch-ungarische Ultimatum und versprechen, dass

nahezu alle Forderungen erfüllt werden würden. Lediglich die Untersuchung des Attentats durch

eine Kommission unter österreichischer Aufsicht - bei jederzeitiger Einmischung - lehnen sie ab.   

Die Entente-Verbündeten Frankreich, England und Russland bewerten die serbische Antwort als

ein weitgehendes Entgegenkommen. Österreich-Ungarn weist die Botschaft aber als

„ungenügend“ und „vom Geist der Unaufrichtigkeit erfüllt“ zurück. Und die deutsche Regierung

unterstützt diese Sichtweise. 

28. Juli 1914 – Suche nach überzeugenden Argumenten

Berlin - Wien * Der deutsche Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg bemüht sich

inzwischen halbherzig, die Wiener Regierung von ihrem harten Kurs abzubringen. Er ist zwar von

der „Unvermeidbarkeit“ eines Großen Krieges überzeugt, will aber gegenüber der Öffentlichkeit

den Nachweis führen, dass die Aggression von Russland ausgeht.      Denn, so Bethmann

Hollweg in einem Schreiben an die K.u.K.-Regierung, ein europäischer Krieg lässt sich ohne

Zustimmung der Bevölkerung nicht führen, weshalb es „eine gebieterische Notwendigkeit [ist],

dass die Verantwortung für das eventuelle Übergreifen des Konflikts [...] unter allen Umständen

Russland trifft“.    Die Mahnung verhallt ungehört, weil gleichzeitig der

deutsche General­stabschef Helmuth von Moltke seinem österreichischen Kollegen Conrad von

Hötzendorf versichert, dass Deutschland selbstverständlich den österreichisch-ungarischen

Kriegskurs unterstützen wird.  
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4. August 1914 – Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien

Berlin - Brüssel * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg gibt vor dem Reichstag eine

Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien ab. Die Reaktionen der

Abgeordneten finden sich in den eckigen Klammern wieder:      „Meine Herren, wir sind jetzt in

der Notwehr; [lebhafte Zustimmung] und Not kennt kein Gebot! [Stürmischer Beifall]  Unsere

Truppen haben Luxemburg besetzt, [Bravo!] vielleicht schon belgisches Gebiet betreten.

[Erneutes Bravo.]      Meine Herren, das widerspricht den Geboten des Völkerrechts. Die

französische Regierung hat zwar in Brüssel erklärt, die Neutralität Belgiens respektieren zu

wollen, so lange der Gegner sie respektiere.     Wir wussten aber, dass Frankreich zum Einfall

bereit stand. [Hört! Hört!]  Frankreich konnte warten, wir aber nicht! Ein französischer Einfall in

unsere Flanke am unteren Rhein hätte verhängnisvoll werden können. [Lebhafte Zustimmung.]    

 So waren wir gezwungen, uns über den berechtigten Protest der luxemburgischen und der

belgischen Regierung hinwegzusetzen. [Sehr richtig!]  Das Unrecht - ich spreche offen - das

Unrecht, das wir damit tun, werden wir wieder gutzumachen suchen, sobald unser militärisches

Ziel erreicht ist. [Bravo!]    Wer so bedroht ist wie wir und um sein Höchstes kämpft, der darf nur

daran denken, wie er sich durchhaut! [Anhaltender brausender Beifall und Händeklatschen im

ganzen Hause und auf den Tribünen.]  Meine Herren, wir stehen Schulter an Schulter mit

Österreich-Ungarn“. 

19. August 1914 – Kronprinz Rupprecht erteilt den Befehl zum Angriff

Lothringen - Westfront * Da die Franzosen nur zögerlich voranschreiten, entscheidet sich

Kronprinz Rupprecht zum aktiven Eingriff in das Geschehen und erteilt den Befehl zum Angriff für

den nächsten Tag. Der Vorstoß ist allerdings in den Planungen des preußischen

Generalstabschef Helmuth von Moltkes nicht vorgesehen.    Mag sein, dass Kronprinz Rupprecht

so reagiert, weil er die negative Stimmung seiner Truppen erkannte, die sich bei den noch

kriegsbegeisterten bayerischen Soldaten durch die auferlegte Defensive ausbreitete. Mehr

werden jedoch Eifersüchteleien und Rivalitäten eine maßgebliche Rolle gespielt haben. Denn

Rupprecht, der Kronprinz von Bayern, und sein Generalstabschef Konrad Krafft von

Dellmensingen wollen nicht diejenigen sein, die mit ihren Truppen immer weiter nach

Deutschland zurückweichen, während der Kronprinz von Preußen mit seinen Einheiten nach

Frankreich voran stürmt.

2. Dezember 1914 – Karl Liebknecht verweigert sich den Kriegskrediten
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Berlin * Der Sozialdemokrat Karl Liebknecht verweigert als erster und einziger Abgeordneter

seine Zustimmung zu weiteren Kriegskrediten.

20. März 1915 – SPD-Gegenstimmen für den Kriegskredit

Berlin * Die SPD-Abgeordneten Karl Liebknecht und Otto Rühle stimmen im

Reichstag&nbsp;gegen den Etat und einen neuen Kriegskredit. Weitere 30 SPD-ler vermeiden

die Abstimmung durch Verlassen des Sitzungssaales, darunter der SPD-Vorsitzende Hugo

Haase.&nbsp;

21. Dezember 1915 – 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren gegen weitere Kriegskredite

Berlin * 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren im Reichstag - gemeinsam mit Karl Liebknecht

und Otto Rühle und der SPD-Vorsitzende Hugo Haase - gegen weitere Kriegskredite und handeln

damit erstmals gegen die restliche SPD-Fraktion. Weitere 22 Kriegsgegner verlassen vor der

Abstimmung den Sitzungssaal. 

Oktober 1916 – Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer aus

Berlin * Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer zu den Kriegskrediten aus der Fraktion

aus. Diese gründen daraufhin die Fraktion der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG.

2. April 1917 – Kreuzzug der freien und selbstbestimmten Völker

USA * Der amerikanische Präsident Woodrow Wilson ruft vor dem US-Kongress zum Kreuzzug

der „wirklich freien und selbstbestimmten Völker der Welt“ auf.

15. Mai 1917 – Sonderstrafbestimmungen gegen Kriegslügen

München * Das Kriegsministerium erlässt „Sonderstrafbestimmungen gegen die Verbreitung

unwahrer Kriegsnachrichten“. 

14. Juli 1917 – Antimonarchische Stimmung durch Kaiser Wilhelm II.
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Lille * Kronprinz Rupprecht bedauert in seinem Tagebuch die sich in weiten Teilen des Deutschen

Reiches um sich greifende antimonarchische Stimmung. Die Schuld daran gibt er Kaiser Wilhelm

II..    „Durch seine fortgesetzten Missgriffe und seine Untätigkeit ist der Kaiser um alles Ansehen

gekommen und die Verstimmung geht so weit, dass manche monarchisch gesinnte und ernsthaft

denkende Leute bezweifeln, ob die Dynastie der Hohenzollern den Krieg überdauern wird“. 

1. August 1917 – Papst Benedikt XV. fordert einen Frieden ohne Annexionen

Vatikan * Papst Benedikt XV. richtet einen Friedensappell an die kriegführenden Mächte: „Soll

denn die zivilisierte Welt nur noch ein Leichenfeld sein?“, fragt der Papst in seiner Friedensnote.

„Soll das ruhmreiche und blühende Europa, wie von einem allgemeinen Wahnsinn fortgerissen, in

den Abgrund rennen und Hand an sich selbst anlegen zum Selbstmord?“  Er ruft in seiner

Friedensbotschaft zu einem Frieden ohne Annexionen auf, so „wie es jenem ziemt, der als der

gemeinsame Vater alle seine Kinder mit der gleichen Liebe umgibt“.  Doch sowohl die Entente

wie auch die Mittelmächte glauben an ein Komplott und diffamieren Benedikt XV. als „Papst der

Gegner“. Für die Franzosen wird er zum „pape boche“; der deutsche Generalquartiermeister

Erich Ludendorff spricht dagegen nur noch vom „Franzosenpapst“.  Wohl am enttäuschendsten

sind für Papst Benedikt XV. aber die Reaktionen der Bischöfe in den kriegführenden Ländern. Die

meisten haben sich schon 1914 dem allgemeinen Hurrapatriotismus angeschlossen. Statt sich

nun hinter ihr übernationales Oberhaupt der katholischen Kirche zu versammeln, geben sie sich

nationalistisch.  Nur im kriegsmüden Italien findet der Vorschlag große Zustimmung. 

18. September 1917 – Die SPD bringt den Antrag Auer-Süßheim ein

München-Kreuzviertel * Ein von der SPD in der Bayerischen Abgeordnetenkammer eingebrachter

Reformantrag, genannt  „Antrag Auer-Süßheim“, fordert:         Ersetzung des

Zweikammersystems durch das Einkammersystem.   Aufhebung der Kammer der Reichsräte.  

Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zum Landtag für alle

volljährigen Staatsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl.   Ausbau der Gesetzesinitiative des Landtags.   Beseitigung des königlichen

Sanktionsrechts.   Ernennung der Minister und Bundesratsmitglieder nach Vorschlag des

Landtags.   Selbstbestimmungsrecht des Landtags in Bezug auf Zusammentritt und Vertagung.  

Einjähriger Staatshaushalt.   Beseitigung aller Vorrechte der Geburt und des Standes, Aufhebung

der bisherigen Privilegien der Standesherren, Abschaffung des Adels.   Verbot der Bildung neuer

und der Vergrößerung bisheriger Fideikommisse. Auflösung der bestehenden Fideikommisse.  

Aufhebung der bisherigen Privilegien des Königs und der Mitglieder der königlichen Familie,
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insbesondere der Steuer- und Portofreiheit, der Unverantwortlichkeit und des besonderen

Gerichtsstandes.   Trennung der Kirche vom Staat, Aufhebung der Privilegien der anerkannten

Religionsgemeinschaften. Vollkommene Durchführung der Gewissens-, Religions- und

Kultusfreiheit. 

18. Dezember 1917 – Der US-Senat schlägt die Einführung der Prohibition vor

Washington * In den USA schlägt der Senat unter dem erheblichen Druck der

Enthaltsamkeitsbewegung die Einführung der Prohibition vor. Herstellung, Verkauf und Transport

alkoholischer Getränke sollen dadurch verboten werden. Die Bestimmung wird am 16. Januar

1919 ratifiziert und tritt am 17. Januar 1920 in Kraft. 

19. Dezember 1917 – Alle SPD-Forderungen werden abgeschmettert

München-Kreuzviertel * Der SPD-Reformantrag vom 18. September 1917 wird im Plenum der

Abgeordnetenkammer behandelt. Der Führer der Zentrumsfraktion, Heinrich Held, lehnte die

SPD-Vorschläge rundweg ab, denn:    „Der Antrag bezielt [...] eine fundamentale Einschränkung

der Königsrechte und geht in seinen letzten Wirkungen auf die tatsächliche Abschaffung der

konstitutionellen Monarchie, auf die Einführung der parlamentarischen Regierungsform und

schließlich auf die Republikanisierung unseres Staatswesens hinaus.“    Alle elf Vorschläge

werden in der Abstimmung per Handaufheben von der ihren Besitzstand verteidigenden

Zentrumsmehrheit im Bündnis mit den Liberalen abgelehnt. Damit ist die

Reformbewegung zumindest für die Dauer des Krieges zum Stillstand gebracht worden. 

8. Januar 1918 – Präsident Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson schlägt ein

14-Punkte-Programm vor. Es sieht Folgendes vor:       „Offene, öffentlich abgeschlossene

Friedensverträge. Danach sollen keinerlei geheime internationale Abmachungen mehr bestehen,

sondern die Diplomatie soll immer aufrichtig und vor aller Welt getrieben werden“.   

„Uneingeschränkte Freiheit der Schifffahrt auf den Meeren, außerhalb der Territorialgewässer, im

Frieden sowohl wie im Kriege, […]“.    „Möglichste Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken

und Herstellung einer Gleichheit der Handelsbedingungen für alle Nationen, […]“.   

„Entsprechende gegenseitige Bürgschaften für die Beschränkung der Rüstungen der Nationen

auf das niedrigste, mit der Sicherheit im Innern vereinbare Maß“.    „Freier, unbefangener und
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völlig unparteiischer Ausgleich aller kolonialen Ansprüche, […]“.    „Räumung des ganzen

russischen Gebietes und ein Einvernehmen über alle auf Russland bezüglichen Fragen, […]“.   

„Belgien muss […] geräumt und wiederhergestellt werden, […]“.    „Das ganze französische

Gebiet muss geräumt und die besetzten Teile wiederhergestellt werden. […]“.    „Berichtigung der

Grenzen Italiens nach den genau erkennbaren Abgrenzungen der Volksangehörigkeit“.    „Den

Völkern Österreich-Ungarns […] sollte die freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung

zugestanden werden“.    „Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt, die besetzten

Gebiete zurückgegeben werden. […]“.    „Den türkischen Teilen des Osmanischen Reiches sollte

eine unbedingte Selbstständigkeit gewährleistet werden. Den übrigen Nationalitäten dagegen, die

zurzeit unter türkischer Herrschaft stehen, sollte eine zuverlässige Sicherheit des Lebens und

eine völlig ungestörte Gelegenheit zur selbstständigen Entwicklung gegeben werden. […]“.    „Ein

unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der alle Gebiete einzubegreifen hätte, die

von unbestritten polnischer Bevölkerung bewohnt sind; […]“.    „Ein allgemeiner Verband der

Nationen muss gegründet werden mit besonderen Verträgen zum Zweck gegenseitiger

Bürgschaften für die politische Unabhängigkeit und die territoriale Unverletzbarkeit der kleinen

sowohl wie der großen Staaten“.        Mit Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm sollen die

deutsch-russischen Friedensverhandlungen unterlaufen werden. Schon deshalb lehnt das

Deutsche Reich das Programm ab. 

2. Februar 1918 – Eisner wird als geistiger Leiter der Aufstandsbewegung benannt

München * Von den Behörden wird Kurt Eisner für München als „geistiger Leiter und Organisator

der Aufstandsbewegung“ bezeichnet, dessen Einfluss auf die Arbeiterinnen und Arbeiter

ausschließlich seiner „leidenschaftlichen Redegewandtheit“ zugeschrieben wird.    Dabei

ignorieren sie, dass das unbestrittene rhetorische Talent Eisners seine Wirkung nur deshalb

entfalten kann, weil die Stimmungslage in der Arbeiterschaft in den verzweifelt schlechten

Lebensbedingungen begründet liegt.&nbsp;

4. Februar 1918 – Betrübte Stimmung beim USPD-Stammtisch

München-Ludwigsvorstadt * Turnusgemäß findet im Wirtshaus Zum Goldenen Anker die

USPD-Gesprächsrunde statt.  Alfred Gärtner hat kommissarisch den Vorsitz übernommen. Die

Stimmung ist sehr gedrückt.&nbsp;

23. März 1918 – Im Reichstag wird der Friedensvertrag von Brest-Litowsk ratifiziert
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Berlin * Im Berliner Reichstag&nbsp;wird der Friedensvertrag von

Brest-Litowsk&nbsp;ratifiziert.,Bei der vorausgegangenen Abstimmung stimmen       die

Abgeordneten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD&nbsp;dagegen,   die der Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD&nbsp;enthalten

sich der Stimme.&nbsp;

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik

Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die

Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den

Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

10. Juli 1918 – Der Reichsgesundheitsrat unterschätzt die Spanische Grippe

Berlin * Der Reichsgesundheitsrat beschäftigt sich mit der Spanischen Grippe, der Influenza.    Er

hält die durch das Reichsseuchengesetz von 1900 geschaffenen Bekämpfungsmöglichkeiten für

ausreichend und ein koordiniertes Vorgehen in Abstimmung mit den Bundesstaaten für möglich.

Die Krankheit wird als abklingend eingeschätzt und würde mit der warmen Sommerwitterung eh

bald verschwinden. 

22. August 1918 – Schlechte Stimmung im Mittelstand

München - Königreich Bayern * Innenminister Dr. Friedrich Ritter von Brettreich stellt fest: „Der

Mittelstand zeigt zurzeit eine schlechtere Stimmung wie alle übrigen Kreise“. 

25. August 1918 – Der Rückhalt im Volk für König Ludwig III. schwindet immer mehr
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München * Kronprinz Rupprecht befindet sich zur Feier des königlichen Namenstages in

München. Er schreibt in sein Tagebuch:     „Die Verstimmung gegen meinen Vater macht sich

durch die gegen sonst geringe Beflaggung der Häuser erkenntlich sowie die geringe Beteiligung

an der abendlichen Serenade, bei der gewissermaßen demonstrativ nach dem Hoch auf meinen

Vater auch ein Hoch auf mich ausgebracht wurde, was mir um so peinlicher war, als im Volke

allgemein davon gesprochen wird, dass mein Vater nach dem Kriege zu meinen Gunsten

abdanken müsse.“ 

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 

30. September 1918 – Kaiser Wilhelm II. entlässt Reichskanzler Georg Graf von Hertling

Spa * Da der amtierende Reichskanzler der vom Kaiser angekündigten Parlamentarisierung nun

im Weg steht, bleibt Georg Graf von Hertling nur noch der Rücktritt, den er umgehend einreicht.   

Im Entlassungsschreiben macht Kaiser Wilhelm II. deutlich: „Ich wünsche, daß das deutsche Volk

wirksamer als bisher an der Bestimmung der Geschicke des Vaterlandes mitarbeitet. Es ist daher

mein Wille, daß Männer, die vom Vertrauen des Volkes getragen sind, in weitem Umfange

teilnehmen an den Rechten und Pflichten der Regierung.“ 
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5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des

Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber

auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 

6. Oktober 1918 – Neue Pläne zur Fortführung des Krieges

Berlin * Die Aussage des Reichskanzlers Max von Baden vom Vortag lädt die nicht gerade

geringe Zahl der Gegner eines Friedens à la Woodrow Wilson ein, neue Pläne zur Fortführung

des Krieges zu schmieden.    Mit seiner Feststellung, entweder einen ehrenhaften, für

Deutschland annehmbaren Frieden oder den Endkampf auf Leben und Tod, schürt er auch die

Hoffnung bei Bewohnern von Danzig, die dem Deutschen Reich verloren gehen könnten, wenn

Wilsons Politik des Selbstbestimmungsrechts der Völker in die Tat umgesetzt werden würde. 

6. Oktober 1918 – Beitrag der Unterwasserfloote zum bevorstehenden Endkampf

Berlin * Der in Berlin stationierte Marineoffizier, Kapitän William Michaelis, stellt in einem

Schreiben dar, wie die deutsche Unterwasserflotte ihren Beitrag zum bevorstehenden Endkampf
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leisten könnte.    Wenn die Marine zu einem heroischen Endkampf antrete, werde das die

deutsche Bevölkerung aufrütteln und einen „positiven Stimmungswandel“ herbei führen. Im

Zeichen dieses Umschwungs werde das deutsche Volk dem Austausch diplomatischer

Friedensnoten eine Absage erteilen und sich dafür entscheiden, den Kampf so lange

weiterzuführen, wie es nötig sei. 

9. Oktober 1918 – Eine revolutionäre USPD-Versammlung

München-Isarvorstadt * Die USPD-Mitgliederversammlung wird im Restaurant Müllerbad in der

Hans-Sachs-Straße von über 200 Personen besucht. Die Polizei berichtet darüber: „Die

Stimmung der Versammlung muss als durchaus revolutionär bezeichnet werden und erinnerte im

allgemeinen an die Zeit kurz vor Ausbruch des letzten Massenstreiks.“     Die im Reich inzwischen

eingeleitete formale Parlamentarisierung beeindruckt bei den Unabhängigen niemanden mehr.

Alfred Gärtner stellte fest: „Unsere ehemaligen Führer Scheidemann und Genossen sind in die

bankerotte Firma eingetreten. […]     Es wird eine Zeit kommen, und die ist nicht mehr ferne, wo

Männer wie Scheidemann ganz von der Bildfläche verschwinden müssen. Sie werden dann dort

Unterschlupf finden, wohin sie gehören, nämlich in der bürgerlichen Partei, der sie die ganze

Arbeiterschaft ausgeliefert haben. […]     Aber es wird nicht mehr lange dauern und die Kerker

werden sich öffnen und alle unsere lieben Kämpfer werden wir dann in unseren Reihen

begrüssen können.“ 

12. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung will Wilsons Forderungen nachkommen

Berlin - Washington * Die deutsche Reichsregierung erklärt sich in ihrer Antwort auf das

amerikanische Schreiben bereit, die 14 Punkte des US-Präsidenten Woodrow Wilson

anzunehmen. Darunter befindet sich auch die Räumung der besetzten Gebiete.     Besonders

stellt die neue amtierende Regierung heraus, dass sie „durch Verhandlungen und in

Übereinstimmung mit der großen Mehrheit des Reichstags“ gebildet worden ist. „In jeder seiner

Handlungen, gestützt auf den Willen dieser Mehrheit, spricht der Reichskanzler im Namen der

deutschen Regierung und des deutschen Volkes.“ 

12. Oktober 1918 – USPD-Kritik an der Regierung mit MSPD-Beteiligung

Berlin * Ein Erlass legt die Amnestie der politischen Gefangenen in die Hand der einzelnen

Landesfürsten. Diese Entscheidung stößt bei der USPD und in Teilen der MSPD auf starke
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Kritik. Auch an den geltenden Zensurbestimmungen ändert sich zunächst ebenfalls wenig.    Als

der USPD-Parteivorsitzende Hugo Haase daraufhin in einer öffentlichen Veranstaltung erklärt,

dass noch immer „der alte reaktionäre Wind“ weht, wird die Versammlung aufgelöst. Auf die

Vorwürfe, dass von einer Neuorientierung in der Innenpolitik noch nichts spürbar sei, reagierte die

Regierung nicht. 

12. Oktober 1918 – Enteignung der Türklinken und Fenstergriffe aus Buntmetall

München * Der Verbandstag der Bayerischen Haus- und Grundbesitzer beschäftigt sich mit den

Ausführungsbestimmungen der bevorstehenden Enteignung der Türklinken und Fenstergriffe aus

Buntmetall zur Verwendung als Kriegsmaterial.

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

24. Oktober 1918 – Ungarn kündigt die Realunion mit Österreich auf

Budapest - Wien * Die ungarische Regierung kündigt - mit Zustimmung König Karls IV. - die

Realunion mit Österreich zum Monatsende auf. Sie verlangt die sofortige Rückführung der

ungarischen Regimenter von der italienischen Front. 

28. Oktober 1918 – Die Proklamation an die bayerischen Bauern
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München-Ludwigsvorstadt * Der Führer des Bayerischen Bauernbundes, Karl Gandorfer, spricht

in einer Versammlung im Mathäserbräu und fordert die politische Mitbestimmung der

Bevölkerung. In einer Proklamation an die bayerischen Bauern verlangt er    eine Volksregierung

in Bayern und  die gänzliche Beseitigung der Reichsratskammer.    Auf der Versammlung ist auch

Kurt Eisner anwesend. 

28. Oktober 1918 – Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsverfassung unterzeichnet

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet den Gesetzentwurf zur Änderung der

Reichsverfassung, der am 4. November veröffentlicht wird. Damit tritt die Änderung der

Verfassung von 1871 in Kraft. Die wesentlichste Bestimmung lautet: „Der Reichskanzler bedarf

zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags“. Damit ist das Deutsche Reich eine

Parlamentarische Monarchie.    Außerdem sagt der Kaiser seine loyale Zusammenarbeit mit der

Volksvertretung und der von dieser gestellten Regierung an. Auf Rücktrittsforderungen geht er mit

keinem Wort ein. 

2. November 1918 – Ein bayerisches Abkommen über parlamentarische Reformen

München-Kreuzviertel * Unter dem Eindruck der revolutionären Unruhen im Deutschen Reich

schließt die bayerische Regierung mit Delegierten der im Landtag vertretenen Parteien ein

Abkommen über parlamentarische Reformen, in der wesentliche Forderungen der SPD erfüllt

werden. Sie beinhaltet:       Die Einführung der Verhältniswahl zur Kammer der Abgeordneten.  

Eine ergiebige Verstärkung der Kammer der Reichsräte durch Vertreter der Gemeinden, der

Hochschulen und der wichtigsten Berufs- und Erwerbsstände.   Von den Prinzen des Königlichen

Hauses gehören nur noch der Kronprinz und fünf weitere der Reichsrätekammer an.   Keine

weitere Ernennung erblicher Reichsräte.   Ein Veto der Reichsrätekammer gegen ein Gesetz

kann durch dreimalige Abstimmung der Abgeordnetenkammer überstimmt werden.    Die

Einjährige Finanzperiode.   Als Minister können nur Personen berufen werden, die das Vertrauen

der Kammern des Landtags besitzen.   Ein Ministerium für Soziale Fürsorge wird neu gebildet

und mit einem Sozialdemokraten besetzt.   Ferner sollen vier Abgeordnete als Minister ohne

Portefeuille [= Ressort, Ministerium] berufen werden, einer davon aus den Reihen der

sozialdemokratischen Fraktion.      Die notwendige Kabinettsumbildung ist für den 8. November

angekündigt.    Die Verhältniswahl zur Abgeordnetenkammer ist eine alte sozialdemokratische

Forderung und die Vereinbarungen über die Kammer der Reichsräte laufen auf eine

Demokratisierung der Kammer der Adeligen und des hohen Klerus hinaus. Dadurch hätte die

Bayerische Verfassung zugleich parlamentarisiert werden sollen. Auch die Vorschrift aus dem
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Wahlgesetz von 1896, wonach kein Abgeordneter zum Minister berufen werden darf, würde

durch diese Gesetzesvorlage abgeschafft werden.    Über den Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns soll am 6. November 1918 die Abgeordnetenkammer abstimmen

und sich am 8. November die Kammer der Reichsräte mit dieser Vorlage befassen. Doch dazu

wird es nicht mehr kommen. Obwohl die sozialdemokratische Münchener Post die Vereinbarung

als „Beginn der Demokratisierung Bayerns“ feiert, stehen viele Sozis dieser Demokratisierung von

oben sehr skeptisch gegenüber. 

4. November 1918 – Die Hoffnung auf einen baldigen Frieden

München - Königreich Bayern * Selbst von militärischer Seite wird festgestellt: „Die Stimmung der

Bevölkerung ist kriegsmüder, niedergeschlagener und verdrossener denn je. Nur die Hoffnung

auf baldigen Friedensschluss hebt die Gemüter.“ 

4. November 1918 – Die Vertreter der Berliner Reichsregierung werden freundlich begrüßt

Berlin - Kiel * Als am Abend zwei Abgesandte der Berliner Reichsregierung eintreffen, ist Kiel

bereits fest in der Hand von 40.000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten. Der

SPD-Abgeordnete Gustav Noske und der Staatssekretär ohne Geschäftsbereich Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP werden jubelnd begrüßt. Noske wird von

den Aufständischen sofort zum Gouverneur gewählt.     Dabei hat Noske nicht den „Eindruck,

dass eine große Revolution begonnen hat“. Noch am gleichen Abend übernimmt er, „unter

brausender Zustimmung“ der Arbeiter und Matrosen, den Vorsitz des Obersten Soldatenrates.

Die meuternden Soldaten und revoltierende Arbeiter aus Kiel vertrauen dem prominenten

Genossen aus Berlin. 

5. November 1918 – König Ludwig III. lernte die Volkstimmung kennen

München - Karlsruhe * Der badische Gesandte in München berichtet nach Karlsruhe: Der

bayerische König würde gerade „die Stimmung des Volkes kennenlernen“. 

6. November 1918 – USPD und MSPD rufen gemeinsam zu einer Massenversammlung auf

München * Kurt Eisner [USPD] und Erhard Auer [MSPD] rufen auf großen Plakaten für den
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nächsten Tag zu einer gemeinsamen Massenversammlung auf der Theresienwiese auf. Obgleich

Erhard Auer anfangs Bedenken hatte, gab er seine Zustimmung. Er hat erkannt, dass man der

Friedenssehnsucht der Einwohner Münchens ein Ventil geben muss.  Es kommt auch deshalb

zur ersten öffentlichen Zusammenarbeit der beiden sozialistischen Gruppierungen in Bayern seit

der Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD, weil Auers

MSPD nicht gemeinsame Sache mit denen machen kann, die für die nationale Verteidigung

eintreten und die Waffenstillstandsbemühungen bekämpfen. Über das damit verbundene Risiko

ist sich Erhard Auer und die bayerische Regierung bewusst. 

6. November 1918 – Informationen, dass die USPD einen großen Schlag plant

München * Die Polizeidirektion informiert das Innenministerium, dass ihre

Überwachungsmaßnahmen „mit Sicherheit“ festgestellt haben, dass die Münchner USPD nach

der großen Friedenskundgebung am 7. November einen „großen Schlag plane“. Innenminister

Dr. Friedrich von Brettreich weist daraufhin die Polizeidirektion an, „jede zulässige Maßnahme zur

Unterbindung einer solchen Aktion vorzubereiten“. Gleichzeitig wird das Kriegsministerium

informiert.    Kriegsminister Philipp von Hellingrath versichert, dass in München genügend

zuverlässige Truppen sind, die eventuelle Unruhen unterdrücken werden. Den Schutz der Haupt-

und Residenzstadt sollen die in München stationierten Truppen übernehmen. Die Polizei wird mit

uniformierten Schutzleuten die Residenz, die Preußische Gesandtschaft und die Polizeigebäude

schützen. Die übrigen Polizisten sollen in Zivil die Stimmung in der Stadt erkunden. 

7. November 1918 – Soldaten sprechen den Arbeitern Mut zu

München * Polizeibeamte in Zivil, die die Stimmung in der Stadt beobachten sollen, melden

schon am Vormittag, dass Truppenteile, besonders Mannschaften an den Maschinengewehren,

„unzuverlässig“ sein sollen. Vorübergehenden Arbeitern rufen die Soldaten zu, sie sollen ohne

Sorge sein, da sie Schießbefehle verweigern würden. 

7. November 1918 – Die Stimmung beim Abendessen ist eher gedrückt

München-Graggenau * Die vom Spaziergang heimkehrenden Prinzessinnen werden mit Parolen

wie: „Der Kaiser soll abdanken! Nieder mit Wilhelm! Nieder mit dem Haus Wittelsbach! Nieder mit

der Dynastie! Nieder mit dem Haus Habsburg! Die Republik soll leben!“ konfrontiert. Auch „Vom

Millibauern, Papas Spitznamen, schrien sie etwas.“ Diese und weitere Wahlsprüche vermerkte
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Prinzessin Wiltrud jedenfalls in ihrem Tagebuch.    Die Stimmung beim Abendessen ist eher

gedrückt. Es gibt Hirschkalbsbraten, Kartoffelnudeln und Erbsen. Prinzessin Wiltrud greift beherzt

zu: „Ich nahm zwei Stücke, denkend es ist gut, wenn man bei Kräften ist, wer weiß, wann wir

wieder ein solches Essen bekommen.“ 

7. November 1918 – Gemeinsame Forderungen von SPD und USPD formuliert

München * Am Vormittag treffen sich die Veranstalter der Kundgebung, USPD und SPD, im

Gewerkschaftshaus zur Abstimmung des Ablaufs der Massendemonstration. Sie einigen sich auf

einen gemeinsamen, acht Punkte umfassenden Forderungskatalog. Er beinhaltet:       Den

sofortigen Abgang des Kaisers und den Verzicht seines Thronfolgers.   Die Vereidigung des

deutschen Heeres auf die Verfassung.   Die Beseitigung aller Verfassungsbestimmungen, die der

Freiheit des gesamten deutschen Volkes entgegenstehen und den Ausbau Deutschlands zu

einem demokratischen Staatswesen hemmen.   Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus

der politischen Verwaltung und völlige Demokratisierung der Verwaltungsorganisation.   Annahme

der Waffenstillstandsbedingungen; grundsätzliche Ablehnung des von den Alldeutschen

propagierten Gedankens der nationalen Verteidigung.   Sofortige Ergreifung aller Maßregeln,

welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei Abrüstung und Heimbeförderung der Truppen

verbürgen.   Schaffung wirksamster Garantien für das Beschwerderecht der Soldaten.  

Umfassende soziale Fürsorgemaßnahmen für die Notleidenden; Arbeitslosenversicherung;

achtstündiger Arbeitstag.       Bei der Besprechung hat Kurt Eisner „darauf aufmerksam gemacht,

dass die Massen doch vielleicht etwas anderes wollen als eine Art feierlichen Spaziergangs“. 

7. November 1918 – Eine vollkommen hilflose geschäftsführende bayerische Regierung

München-Maxvorstadt * Im Kriegsministerium trifft sich der Königliche Staatsrat zur

Lagebesprechung. Um 17 Uhr muss Kriegsminister Philipp von Hellingrath eingestehen, dass er

keinen Rat mehr weiß, die Unruhe und den Aufstand mit militärischen Mitteln zu unterdrücken.    

In München stellen nur noch die Gewerkschaften eine durchorganisierte Macht dar. Doch deren

Mitglieder sind nun nicht mehr bereit, eine Dynastie zu retten, die sich seit Jahrhunderten auf ihre

Klassenprivilegien stützte und erst weniger als eine Woche zuvor den

parlamentarisch-demokratischen Reformen ihre Zustimmung gab. 

8. November 1918 – 85 Verordnungen in 105 Tagen
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München - Freistaat Bayern * Die Regierung Eisner wird in der ersten Phase nach dem Umsturz,

das ist der Zeitraum vom 8. November 1918 bis zur Ermordung Kurt Eisners am 21. Februar

1919, insgesamt 85 Verordnungen, Bekanntmachungen, Entschließungen,

Ministerialbekanntmachungen, Ministerialentschließungen und Ausführungsbestimmungen

erlassen.  Darunter befinden sich Verordnungen, die mit dem Zusatz „mit Gesetzeskraft“

versehen sind. Zum Beispiel: die Verordnung betreffend die Bayerische Notenbank vom 20.

November oder die Verordnung betreffend Beaufsichtigung und Leitung der Volksschulen vom

16. Dezember 1918. 

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

8. November 1918 – Die Revolution als Mittel zur Beendigung des Krieges
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München * Die Stimmung in München und in Bayern ist sehr gut, da die Revolution vor allem als

ein Mittel zur Beendigung des Krieges begriffen wird und schon deshalb die Menschen in ihrer

Friedenssehnsucht begeistert. Obwohl die meisten Münchner die Revolution verschlafen haben,

hat sich die Bevölkerung sehr schnell den neuen Gegebenheiten angepasst.      Ob bei den

Hoflieferanten, der Post oder der Bayerischen Staatszeitung wird der Zusatz Kgl. umgehend

gestrichen oder überklebt.    Von den Türmen der Frauenkirche weht die rote Fahne.    Der

Arbeiter- und Soldatenrat hat die maximale Fahrgeschwindigkeit der Straßenbahn von 25 km/h

auf 12 km/h festgesetzt.    Der gesamte Telephon- und Telegraphenverkehr in andere Städte ist

gesperrt.  Der Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt den Schutz der städtischen Anstalten und

Betriebe und besetzt die Residenzwache.      Kurt Eisner verfasst in der Zwischenzeit Aufrufe an

die Bevölkerung: „An die Bevölkerung Münchens“, „An die ländliche Bevölkerung Bayerns“, „An

die Arbeiter Münchens“ und „An die Soldaten“. 

9. November 1918 – Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen wird abgesetzt

Darmstadt * Nachdem sich Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen weigert, freiwillig

zurückzutreten, wird er von einem gewählten Arbeiter- und Soldatenrat mit Zustimmung des

Vorsitzenden der MSPD-Landtagsfraktion, Carl Ulrich, formell abgesetzt. 

10. November 1918 – Die Beamtenorganisationen fordern das Recht auf Mitbestimmung

München - Freistaat Bayern * Die Beamtenorganisationen dringen unmittelbar nach der

Revolution darauf, ihre schon lange vertretene Forderung nach Mitbestimmung der

Beamtenschaft zu verwirklichen.    Vom neuen Volksstaat, der allen seinen Bürgern das „Recht

auf Mitwirkung“ zugestehen will, erwartet man wie selbstverständlich, dass auch den Beamten ein

weitgehendes „Recht auf Mitbestimmung“ zugestanden wird. 

10. November 1918 – Großveranstaltung der Beamten im Bavariakeller

München-Ludwigsvorstadt * 15.000 bis 18.000 folgen der Einladung des Ausschusses der

Vereinigten Verkehrsverbände zur Kundgebung in den Münchner Bavariakeller. Dieser kann die

Massen nicht aufnehmen, sodass gleichzeitig drei Kundgebungen abgehalten werden müssen:

Eine im Bavariakeller, zwei im anschließenden Garten.    Dem Forderungskatalog voraus steht

das Bekenntnis: „Die bayerischen Verkehrsangehörigen fügen sich der bestehenden

Regierungsgewalt ein. Sie betrachten das Volkswohl als ihr oberstes Gesetz und geloben, ihm
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ihre volle Kraft zu widmen“.      Gefordert wird:       „Bildung eines Rates der Verkehrsangehörigen

durch die Vereinigten Verbände, der dem Verkehrsministerium beizuordnen ist,    Besetzung der

oberen leitenden Beamtenstellen der Verkehrsverwaltung nur im Einvernehmen und mit

Zustimmung dieses Rates,    alle sozialen und volkswirtschaftlichen für das Personal sind nur

gemeinsam mit dem Rate zu treffen,    sofortige Aufnahme von Vertrauensmännern des

Personals in den Arbeiter- und Soldatenrat,    achtstündiger Arbeitstag und sechstägige

Arbeitswoche.“      Die Entschließung wird sofort dem Arbeiter- und Soldatenrat zugeleitet. 

10. November 1918 – In Berlin herrscht gelöste Feierstimmung

Berlin * Die Revolutionären Obleute stellen fest, dass sich die Stimmung in den Betrieben über

Nacht verändert hat. Es herrscht gelöste Feierstimmung, man ist versöhnlich und dankbar dafür,

dass die Revolution so wenig Opfer gefordert hat. Die meisten Zeitgenossen sind vom

vollständigen Sieg der Revolution überzeugt. Einen nachhaltigen reaktionären Rückschlag halten

sie für unvorstellbar.    Und tatsächlich ist der größte Teil der politisch und gesellschaftlich

einflussreichen Kreise wie gelähmt. Das gilt auch für das vermögende und gebildete Bürgertum. 

10. November 1918 – Mehr Katzenjammer als Rausch

München-Kreuzviertel * Erzbischof Michael von Faulhaber notiert in sein Tagebuch: „Schon am

dritten Tag ist die Stimmung mehr Katzenjammer als Rausch. In den Trambahnen schimpfen sie

bereits, wie mir von Ohrenzeugen versichert wird, ebenso über die neue Regierung wie vor acht

Tagen über die alte. […]   Man hört, in der ersten Nacht in Geheimsitzung habe Eisner gefordert,

sofort mit aller Schärfe gegen die Pfaffen, Auer aber habe sehr energisch gesprochen, jetzt alles

beim Alten zu lassen (und besonders von den Feldgeistlichen gesprochen. […]   Ich sage es

heute wiederholt […]: Es sei ja gar nicht damit zu rechnen, dass eine Gegenrevolution komme,

die nicht mehr das Königshaus zurück brächte, sondern nur eine größere Verwirrung stifte, und

namentlich noch viel Blut koste. Jetzt muss alles zusammen helfen, um Ruhe und Ordnung zu

halten.“ 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu
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öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

15. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner und der Föderalimus

München * In dem von Ministerpräsident Kurt Eisner ausgearbeiteten Regierungsprogramm findet

sich die föderalistische Forderung, „dass die Selbstbestimmung Bayerns innerhalb des Ganzen

erhalten und gesichert werden muss“. Er will damit erreichen:    die Bildung einer

Staatenvereinigung [die Vereinigten Staaten von Deutschland], der auch Deutsch-Österreich

angehören soll.  Unabdingbar ist dafür die Neugliederung des Deutschen Reichs, damit die

Vorherrschaft eines einzelnen Staates ausgeschlossen wird.  Die Freiheit und die

Selbstständigkeit Bayerns dürfen dabei nicht angetastet werden. 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen
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Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

28. November 1918 – Das Bürgertum wird von der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen

München * Ministerpräsident Kurt Eisner betont in der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte, dass „die Grundlage der politischen Macht bis zur endgültigen Nationalversammlung

außer in der Regierung in den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten" besteht.  Die anderen

Bevölkerungskreise werden aufgrund ihrer fachlichen und sachlichen Voraussetzungen zwar

gebraucht, aber politische Macht soll ihnen nicht eingeräumt werden. Das bedeutet, dass Eisner

das Bürgertum - bis zur Neuwahl der Nationalversammlung - von der Mitbestimmung in der Politik

ausschließen will. 

29. November 1918 – Von der Verletzung der Abrüstungsbestimmungen

München * Auf der Kabinettssitzung wird über die Verletzung der Abrüstungsbestimmungen des

Waffenstillstandsabkommens beraten. Dabei stellt sich heraus, dass die Stilllegung der

Munitionsindustrie in München 8.000 Arbeiter erwerbslos machen würde.  Es wird nichts

unternommen, die Produktion wird noch bis Mitte Januar 1919 fortgesetzt. Die Räte protestieren

nicht. Für Kurt Eisner ist es ein bedrückendes und moralisches Dilemma, denn es ist nicht nur ein

Verstoß gegen das Waffenstillstandsabkommen, sondern auch eine stillschweigende

Verleugnung eines Ziels der Revolution. 

30. November 1918 – Die freien Gewerkschaften lehnen die Bürgerwehr ab

München * Eine Besprechung zwischen dem Landtags-Bibliothekar Rudolf Buttmann und

Vertretern der Christlichen Gewerkschaften und der Freien Gewerkschaften findet zum Thema

Bürgerwehr statt.    Gustav Schiefer, der stellvertretende Vorsitzende der Freien Gewerkschaften

in München, wehrt sich vehement gegen die Pläne. Auch der anwesende Stadtkommandant

Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer raten von einer Zustimmung ab. 
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7. Dezember 1918 – Der Blutige Freitag im Spannungsfeld der Propagandisten

Berlin * Für die bürgerlichen Parteien sind die Schuldigen an den Vorgängen vom Vortag schnell

gefunden: „Die blutigen Krawalle sind anscheinend durch Pläne und Unternehmungen der

Spartacus-Leute und der mit ihnen verbündeten Elemente verursacht worden, deren Ziel der

Sturz der Regierung Ebert-Haase war.“    Für die Linken erklärt Karl Liebknecht: „Es ist gar nicht

mehr zu leugnen, dass der Putsch des gestrigen Tages von der Regierung inszeniert worden ist,

denn es muss doch dem Harmlosesten auffallen, dass die Ereignisse des blutigen Freitags alle

miteinander in Zusammenhang stehen.“    Es lässt sich weder ein Spartakusputsch noch eine

Beteiligung oder Mitwisserschaft der MSPD-Spitze an einem Putschversuch nachweisen. Doch

die Faktenlage stört in dieser aufgeheizten Stimmung die Propagandisten weder von Rechts noch

von Links. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit

zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 

10. Dezember 1918 – Der Putsch der OHL wird vertagt

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL schreckt vor einer militärischen Besetzung Berlins -

ohne die Zustimmung oder gar gegen den Widerstand des Reichskanzlers Friedrich Ebert - in

letzter Minute zurück. Der Putsch wird vertagt. 

17. Dezember 1918 – Neue Bestimmungen für die Arbeiterräte

München * Die Regierung erlässt Bestimmungen über Organisation und Befugnisse der

Arbeiterräte. Sie lösen die Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte ab. Eine

inhaltliche Verbesserung über die Befugnisse der Räte bringen die Bestimmungen nicht. Es bleibt

bei der Vorrangstellung der Behörden.    Die Bestimmungen für die Arbeiterräte bleibt die
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rechtliche Grundlage für die Arbeit der Arbeiterräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt.     Die Anordnung enthält drei wichtige

Sonderbestimmungen, deren Auswirkungen sich auf den ersten Blick nicht gleich offenbaren.       

Soldatenräte sind von den Arbeiterräten völlig zu trennen. Ihre Bezahlung erfolgt ausschließlich

durch den Militärhaushalt.   Die Bauernräte sind mit den Arbeiterräten zusammenzuschließen.  

Nur Arbeiterräte haben das Recht auf staatliche Bezüge. 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst

des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat

der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.

Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das
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Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 
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12. Januar 1919 – Die Stimmung des Faschingsonntags, nur ohne Masken

München * Josef Hofmiller notiert über den Wahlsonntag in sein Tagebuch:    „Heute Wahl zum

Bayerischen Landtag. Gutes, etwas frisches Wetter, heiter und klar, geeignet zu

Demonstrationen, von denen aber bis jetzt nicht viel zu bemerken. […] Die Wahlbeteiligung war

sehr stark, die Leute standen an wie um Butter, Zigaretten oder Pferdefleisch. Der Anblick der

zahlreichen Frauen und Soldaten in und vor dem Wahllokal fiel auf. […]      Der Anblick der

Maximilianstraße hatte etwa die Stimmung des Faschingsonntags (nicht Dienstags!), nur ganz

ohne Masken, soweit nicht die ‚Soldaten‘ maskiert waren, die zahlreich herumlaufen und von

denen ein großer Teil offenbar noch nie in einer Uniform gesteckt ist. Aber die vielen Plakate in

allen möglichen Farben, sehr schreiend, erinnerten an diejenigen der karnevalistischen

Unterhaltungen.     Die Parteien rückten vielfach mit einer Art Musik an, Trommel, auch dünnem

Blechorchester, Knaben trugen Plakate an Stangen, dann kamen Soldaten mit roten Fahnen,

dann Reiter auf roten Sätteln, hinterher eine Rotte ganz kleiner Jungen. Durchschnitt fünf bis

sieben Jahre, genau wie an Fasnacht.“ 

19. Januar 1919 – Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten erlassen

Berlin * Die Reichsregierung erlässt Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten, die

der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands am 18. Dezember 1918 beschlossen

hatte. Die Bestimmungen gehen an den Beschlüssen des Rätekongresses vollkommen vorbei

und stärken dafür die Interessen der alten Offizierskorps. 

21. Januar 1919 – Die USPD erreicht die Ausschreibung von Wahlen in Bremen

Bremen * Da die Bremer Kommunisten sich aus der Regierung - und damit aus der

Verantwortung - zurückziehen wollen, gelingt es der USPD an diesem 21. Januar - mit

Zustimmung des Arbeiter- und Soldatenrates sowie der Kommunisten -, dass Wahlen

ausgeschrieben werden. 

25. Januar 1919 – Kurt Eisner geht den Staatsrechtler Hugo Preuß an

Berlin * Bei einer Besprechung mit dem Staatsrechtler und Liberalen Hugo Preuß zum Entwurf

der Reichsverfassung äußert sich Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner: „Ich warne Sie. Wenn

Sie mit diesem Verfassungsentwurf vor die Nationalversammlung kommen, erregen Sie
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Aufstandsstimmung.“ 

20. Februar 1919 – Eine arbeitsreiche Regierungszeit

München - Freistaat Bayern * Die Regierung Eisner hat vom 8. November 1918 bis zum Tag der

Ermordung Kurt Eisners insgesamt 85 Verordnungen, Bekanntmachungen, Entschließungen,

Ministerialbekanntmachungen, Ministerialentschließungen und Ausführungsbestimmungen

erlassen.  Darunter befinden sich Verordnungen, die mit dem Zusatz „mit Gesetzeskraft“

versehen sind. Zum Beispiel: die Verordnung betreffend die Bayerische Notenbank vom 20.

November oder die Verordnung betreffend Beaufsichtigung und Leitung der Volksschulen vom

16. Dezember 1918. 

20. Februar 1919 – Kurt Eisners Vorstellungen für eine künftige Regierung

München-Kreuzviertel * Das Kabinett-Eisner beschließt, dass die Regierung ihre Ämter zur

Verfügung stellt, sich aber bereit erklärt, die Geschäfte fortzuführen bis zur Wahl einer neuen

Regierung. Für Kurt Eisner gibt es nur zwei Optionen:    Eine sozialistische Regierung unter

Zuziehung des Bauernbundes, die auf eine starke Minderheit gestützt ist, oder  die gemeinsame

Opposition der beiden sozialistischen Parteien gegen ein rein bürgerliches Kabinett.  Er ist schon

deshalb gegen eine Koalition mit der klerikalen Bayerischen Volkspartei - BVP, weil sozialistische

Kulturpolitik nur gegen diese Partei zu machen sei.  Den gleichen Standpunkt vertritt er in Bezug

auf die Regierungsbildung in der Nationalversammlung des Reiches.      Er findet für seine

politische Auffassung aber nur wenig Zustimmung.  In Bayern will er seine Opposition auf die

kraftvolle Mitarbeit der Arbeiterräte stützen, deren weitere Wirksamkeit durch die Verfassung

gesichert werden soll. 

21. Februar 1919 – Ein Stimmungsumschwung gegenüber der Person Kurt Eisners

München * In der Bevölkerung tritt ein jäher Stimmungsumschwung gegenüber der Person Kurt

Eisners ein. Eisner, der noch wenige Tage vor seiner Ermordung bespöttelt und als politisch

gescheitert betrachtet wurde, ist nun auf einmal der „Märtyrer der Revolution“.      Die erstaunliche

Sympathie und Popularität, die der tote Ministerpräsident trotz aller vorausgegangenen

Auseinandersetzungen um seine Person und seine Politik genießt, gründet vor allem darauf, dass

man seine Ermordung als reaktionäres Komplott aufgefasst. Dem Toten wird in diesen Tagen

als „Integrationsfigur des Proletariats“ eine fast kultische Verehrung entgegengebracht.   
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Tausende von Münchnern besuchen den Schauplatz des Mordes. Noch an seinem Todestag wird

an der Stelle, an der Kurt Eisner tödlich zusammengebrochen ist, ein Totenmal errichtet, in

dessen Zentrum ein überlebensgroßes, von einem Trauerkranz gerahmtes und auf einer

Gewehrpyramide befestigtes Fotoporträt Kurt Eisners imaginäre Gegenwart symbolisiert. Dieser

provisorische Epitaph entwickelt sich zu einem von Soldaten bewachten sakralen Bezirk. Die

darin niedergelegten Blumengebinde und Kränze verstärken den Eindruck eines grabähnlichen

Erinnerungsmales. Es besteht in dieser Form bis zum April.    In seinem Roman „Wir sind

Gefangene“ beschreibt Oskar Maria Graf auch die Ereignisse in der Nähe des Attentatortes: „Alle

Menschen liefen mit verstörten Gesichtern stadteinwärts. Je weiter ich kam, desto aufgeregter

wurde die dumpfe Hast. Vor dem Landtag ballte sich ein schwarzer Menschenknäuel, Soldaten

und bewaffnete Zivilisten waren darunter. Ich stürmte weiter [...] an den Mordplatz. Da hatten sich

Hunderte schweigend um die mit Sägspänen bedeckten Blutspuren Eisners zu einem Kreis

gestaut.    Fast niemand sagte ein lautes Wort, Frauen weinten leise und auch Männer. Etliche

Soldaten traten in die Mitte und errichteten eine Gewehrpyramide. Viele legten Blumen auf den

Platz, immer mehr und mehr.“ 

21. Februar 1919 – Die Kommunisten verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik

München * Es ist ein ähnliches Machtvakuum entstanden wie am 7. November 1918. Alleine die

Räte verfügen noch über ein gewisses Maß an Handlungsfähigkeit. Niemand ist mehr an der

Übernahme der Regierung durch die Sozialdemokraten interessiert.    Die Kommunisten um Max

Levien verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik. Verhandlungen mit den

Mehrheitssozialisten lehnen sie als Verrat ab. Die Kommunisten sind aber prinzipiell zur

Zusammenarbeit mit der USPD bereit. Auch gegen Kurt Eisner haben sie plötzlich nichts mehr

einzuwenden und loben - jetzt, wo es freilich zu spät ist - in einem Aufruf an das bayerische

Proletariat sein ehrliches und edles Streben, das „Ideal des Sozialismus“ zu verwirklichen.   

Ausgerechnet die radikale Linke, die zu seinen Lebzeiten scharf gegen Eisner Stimmung

gemacht hat, nimmt jetzt für sich in Anspruch, sein Vermächtnis verwirklichen zu wollen. 

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft
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abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht
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Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar
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rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes
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und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

27. Februar 1919 – 76 Nicht-delegierte beteiligen sich an Abstimmungen

München * Am Rätekongress wird festgestellt, dass 76 Personen an den Beratungen teilnehmen,

die nicht delegiert sind. Sie werden vom Kongress ausgeschlossen. Man beschließt, am nächsten

Rätekongress die Zahl der Delegierten auf 250 zu begrenzen. 

28. Februar 1919 – Verhaftungen aus dem Sitzungssaal heraus

München-Kreuzviertel * Noch vor der Abstimmung werden die Delegierten Max Levien, Erich

Mühsam, Gustav Landauer, Franz Michael Cronauer und Wilhelm Reichart von der SPD-nahen

und von Innenminister Erhard Auer errichteten Republikanischen Schutztruppe aus dem

Sitzungssaal heraus verhaftet.    Ernst Niekisch versucht verzweifelt Herr der Lage zu bleiben und

erreicht, dass die Verhafteten wenige Minuten später wieder freigelassen werden. Die

Verantwortung für die unübersichtliche Situation übernimmt schließlich

der Stadtkommandant Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer. 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und
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Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das

Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den

Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung

verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir

dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

28. Februar 1919 – 304 Delegierte stimmen namentlich ab

München * Bei der namentlichen Abstimmung am Rätekongress nehmen 304 Delegierte teil. Da

sind die 76 Nichtberechtigten vom Vortag bereits ausgeschossen. 

13. März 1919 – Abscheu und Verachtung für die Regierung

Berlin * Harry Graf Kessel notiert in sein Tagebuch:&nbsp;„Alle geistig und ethisch anständigen

Menschen müssen einer so leichtsinnig und frech mit dem Leben ihrer Mitbürger spielenden

Regierung den Rücken kehren. Die letzten acht Tage haben durch ihre Schuld, durch ihr

leichtfertiges Lügen und Blutvergießen, einen in Jahrzehnten nicht wieder zu heilenden Riss in

das deutsche Volk gebracht.&nbsp;Die Stimmung gegen sie heute Abend wechselt zwischen

Abscheu und Verachtung.“&nbsp;
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23. März 1919 – Einführung der Betriebsräte auf SPD-Konferenz beschlossen

Weimar * Die SPD-Parteikonferenz beschließt die Einführung der Betriebsräte:       „Zur

Mitwirkung an Sozialisierungsmaßnahmen, zur Kontrolle sozialistischer Betriebe, zur

Überwachung der Gütererzeugung und Verteilung im gesamten Wirtschaftsleben sind gesetzlich

geordnete Arbeitervertretungen zu schaffen.    In dem zu diesem Zweck schleunigst zu

schaffenden Gesetz sind Bestimmungen zu treffen über die Wahl und Aufgaben von Betriebs-,

Arbeiter- und Angestelltenräten, die bei der Regelung der allgemeinen Arbeitsverhältnisse

gleichberechtigt mitzuwirken haben.    Es sind weiter Bezirksarbeiterräte und ein

Reichsarbeiterrat vorzusehen, die vor dem Erlass wirtschaftlicher und sozialpolitischer Gesetze

ebenso wie die Vertretungen aller übrigen schaffenden Stände gutachtlich zu hören sind und

selbst Anträge auf Erlass solcher Gesetze stellen können.    Die entsprechenden Bestimmungen

sind in der Verfassung der deutschen Republik festzulegen.“&nbsp;

5. April 1919 – Für die Räterepublik

München * Auf einer Reihe von Massenversammlungen am 5. und 6. April wird für eine

Räterepublik geworben. Die Redner treffen dort überall auf begeisterte Zustimmung.&nbsp;

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im
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neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

7. April 1919 – Die Mitglieder des Zentralrats rufen die Räterepublik Baiern aus

München * In der Nacht vom 6. auf den 7. April erfolgt im Wittelsbacher Palais&nbsp;- mit

Zustimmung von Vertretern der SPD, der USPD, der Gewerkschaften und des Revolutionären

Arbeiterrates&nbsp;- die Proklamation der Baierischen Räterepublik. Dieser Vorgang wird als 3.

Revolution, als Räterepublik des Zentralrats&nbsp;oder - von den Kommunisten - auch als

Scheinräterepublik&nbsp;bezeichnet. Die Regierung Hoffmann&nbsp;hat sich - wahrscheinlich

unter dem Einfluss der Parteileitung in Berlin - im letzten Moment gegen die

Ausrufung&nbsp;entschieden.    Durch den Boykott der Kommunisten und den Rückzug der SPD

fallen den Mitgliedern des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;und der USPD eine Schlüsselrolle

zu.&nbsp;

8. April 1919 – Lehrtätigkeit an der Akademie der bildenden Künste aufgehoben

München-Maxvorstadt * Um eine sofortige durchgreifende Neugestaltung der Kunsterziehung zu

ermöglichen, haben die vom Volksbeauftragten Gustav Landauer Ermächtigten, die Lehrtätigkeit

an der Akademie der bildenden Künste aufgehoben.    „Die Studierenden können ihre Arbeit bis
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auf weiteres fortsetzen, die Tätigkeit der Professoren ist suspendiert, ihre Gehälter werden

vorläufig weiter bezahlt. Eine im Anschluss daran stattfindende Vollversammlung der

Studierenden drückte in überwiegender Mehrzahl ihre Zustimmung zu der Maßregel aus.“&nbsp;

8. April 1919 – Der Revolutionäre Hochschulrat stellte seine Forderungen vor

München * Im Auditorium Maximum der Münchner Universität stellt der Revolutionäre

Hochschulrat seine am Tag zuvor gefassten Forderungen vor.    Bei der Vollversammlung werden

die Räteanhänger niedergebrüllt. Von den Rängen regnet es Flugblätter mit Verlautbarungen der

Regierung Hoffmann, die von den Anwesenden unter lauten Bravorufen aufgesammelt werden.   

Nicht nur die Studenten, auch die Professoren denken nicht daran, dem neuen revolutionären

Geist zu weichen. Die allgemeine Studentenversammlung verweigert deshalb ihre Zustimmung

zu den Maßnahmen. Gustav Landauer beschließt daraufhin, die Universität am 13. April zu

schließen.&nbsp;

11. April 1919 – Urabstimmung zur Räterepublik

München * Der&nbsp;Sozialdemokratische Verein München&nbsp;hat eine Urabstimmung

zur&nbsp;Räterepublik&nbsp;durchgeführt.&nbsp;Knapp ein Drittel der Mitglieder beteiligt sich

daran.&nbsp;Das Ergebnis ist gespalten.&nbsp;Eine Hälfte spricht sich für, die andere gegen

die&nbsp;Räterepublik&nbsp;aus.&nbsp;

12. April 1919 – Die Räteregierung in Fürth wird abgesetzt

Fürth * Nach lediglich fünf Tagen wird die Räteregierung in Fürth durch Abstimmungen im

Arbeiterrat und bei einer Garnisonsversammlung für abgesetzt erklärt.&nbsp;

25. April 1919 – Gewerkschaften bekennen sich zum Mitbestimmungsrecht der Arbeiter

Berlin * Die Spitzen der Gewerkschaft beschließen nahezu einstimmig eine Resolution, in der sie

sich zu einem Mitbestimmungsrecht der Arbeiter bekennen. 

28. April 1919 – Die Regierung Hoffmann hat sich der Reichswehr ausgeliefert
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München * Mit dem Herannahen der Regierungstruppen wird die Zahl derer, die bereit sind zu

kämpfen, immer kleiner. Doch die Regierung Hoffmann hat sich bei der Befreiung

Münchens praktisch der Reichswehr ausgeliefert. Nachdem sie einmal die Zustimmung

zur Reichsexekution gegeben hat, kann sie keinerlei Einfluss mehr auf den ganzen Vorgang

ausüben. 

28. April 1919 – Späherberichte zeigen eine deutlich sinkende Stimmung

München * Die Späherberichte zeigen ganz deutlich die Stimmung in der Betriebs- und

Soldatenräte-Versammlung: „Die Reden in der siebenstündigen Versammlung zeigten, dass man

bestrebt ist, so gut es geht den Weg zum Ausgangspunkt zurückzufinden. Das ist die Stellung der

vernünftigen und größeren Mehrheit der Münchner Arbeiter“. 

28. April 1919 – Die Regierungssoldaten werden indoktriniert

Freistaat Bayern * Die Regierungssoldaten werden in den Tagen vor dem Einmarsch nach

München intensiv indoktriniert. Man warnt sie davor, dass ihnen die sofortige Erschießung droht,

wenn sie den Spartakisten in die Hände fallen. Gleichzeitig erklärt man ihnen, dass jeder Feind

ein minderwertiger Ausländer sei.    Unter diesen Umständen stößt der Befehl, jeden zu

erschießen, der sich den Regierungstruppen widersetzt, auf breite Zustimmung. 

2. Mai 1919 – Gustav Landauer wird im Gefängnis Stadelheim ermordet

München-Obergiesing * Gustav Landauer wird ins Gefängnis Stadelheim gebracht, wo er von

Freikorpssoldaten in grausamster Weise misshandelt und schließlich ermordet wird. Ein Zeuge

berichtet:    „Am 2. Mai stand ich als Wache vor dem großen Tor zum Stadelheimer Gefängnis.

Gegen 1¼ Uhr brachte ein Trupp bayerischer und württembergischer Soldaten Gustav Landauer.

Auf dem Gang vor dem Aufnahmezimmer versetzte ein Offizier dem Gefangenen einen Schlag

ins Gesicht. Die Soldaten riefen dazwischen: ‚Der Hetzer, der muss weg. D‘erschlagts ihn!‘.    

Landauer wurde dann mit Gewehrkolben an der Küche vorbei in den ersten Hof rechts hinaus

gestoßen. Im Hof begegnete der Gruppe ein Major in Zivil, der mit einer schlegelartigen Keule auf

Landauer einschlug. Unter Kolbenschlägen und den Schlägen des Majors sank Landauer

zusammen. Er stand zwar wieder auf und wollte zu reden anfangen. Da rief ein Vizewachmeister:

‚Geht mal weg!‘. Unter Lachen und freudiger Zustimmung der Begleitmannschaften gab der

Vizewachmeister zwei Schüsse ab, von denen einer Landauer in den Kopf traf. Landauer atmete
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immer noch.     Da sagte der Vizewachmeister: ‚Das Aas hat zwei Leben, der kann nicht

kaputtgehen!‘. Da Landauer immer noch lebte, legte man ihn auf den Bauch. Unter dem Ruf:

‚Geht zurück, dann lassen wir ihm noch eine durch!‘, schoss der Vizewachmeister Landauer in

den Rücken, dass es ihm das Herz heraus riss und er vom Boden schellte. Da Landauer immer

noch zuckte, trat ihn der Vizewachmeister zu Tode. Dann wurde ihm alles heruntergerissen und

seine Leiche zwei Tage lang ins Waschhaus geworfen“. 

1920 – Der Deutsche und österreichische Alpenverein triftet nach rechts ab

Wien * Eduard Pichl, studierter Chemiker“ und Hofrat in Wien, der „Vater der Bergwarte“ und

Schwärmer für ein germanisches Christentum, gibt seinen Beruf auf, um sich fortan als

hauptamtlicher Funktionär des Deutschen und österreichischen Alpenvereins der völkischen

Propaganda zu widmen.    Innerhalb kürzester Zeit gewinnen seine Sympathisanten die

Oberhand in 45 Sektionen, die sich als Deutsch-Völkischer Bund im

DuOeAV zusammenschließen und mit ihrer Mehrheit Abstimmungsprozesse an den

Vollversammlungen vorbei in ihnen genehme Ausschüsse umleiten.

21. Mai 1920 – Die Arbeiter- und Bauernräte werden abgeschafft

München * Der Bayerische Landtag beschließt das Gesetz über die Aufhebung der Arbeiterräte.

Damit werden die Richtlinien für die Bauernräte vom 26. November 1918 und die Bestimmungen

für die Arbeiterräte vom 17. Dezember 1918, die die rechtlichen Grundlagen für die Arbeit der

Bauern- und Arbeiterräte bildeten, abgeschafft. 

8. April 1921 – Ludwig Thoma hetzt im viel gelesenen Miesbacher Anzeiger

München * Welche antisemitische Stimmung in Bayern weit verbreitet ist, zeigt ein Beitrag des

Schriftstellers Ludwig Thoma, den er anonym im viel gelesenen „Miesbacher Anzeiger“ drucken

lässt:&nbsp;    „In München haben wir mit der Hinrichtung des Eisner den Nachweis geliefert,

dass es uns nicht an Temperament fehlt. [...] &nbsp;Immerhin waren dies nur Vorspiele zu

größeren Kuren, die wir uns gelobt haben für den Fall, dass sich die Beschnittenen bei uns noch

einmal mausig machen. Dann geht‘s in die Vollen.“
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13. März 1922 – Der Tierpark Hellabrunn soll aufgelöst werden

München-Giesing * Die Inflation hat sich ab 1919 immer mehr ausgeweitet. Die Stimmung in der

Bevölkerung und Politik kippt. Ein Zoo gilt zunehmend als überflüssiger Luxus. Bereits während

des Krieges hat sich die Versorgungslage stark verschlechtert. Für die meisten stehen ganz

andere Probleme im Vordergrund als ein Besuch im Tierpark. Die Jahreshauptversammlung des

Tierpark-Vereins beschließt deshalb,    den Tierbestand zum 1. April aufzulösen und zu

verkaufen,  der Verein soll vorerst weiterbestehen.

19. September 1922 – Faulhaber verhindert Ordensverleihung an Adenauer

München-Kreuzviertel - Rom-Vatikan * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an den

Unterstaatssekretär im Vatikan, Giuseppe Pizzardo, über die öffentliche Auseinandersetzung mit

Konrad Adenauer:     „Er behauptete, die Revolution sei organisch geworden, die gestürzten

Herrscherhäuser seinen morsche Bäume gewesen, der deutsche Katholizismus sei auf das

deutsche Vaterland angewiesen. [...] Ich bitte darum Eure Exzellenz, es möge keine päpstliche

Kundgebung erfolgen, die von den Katholiken als Zustimmung zur Politik des Zentrums und zu

einer Koalition mit der Sozialdemokratie ausgelegt werden könnte. Präsident Adenauer wird die

päpstliche Auszeichnung, die früher für den Präsidenten üblich war, nicht erhalten können“.     

Damit verhindert Kardinal Faulhaber, dass Konrad Adenauer den sonst üblichen päpstlichen

Orden bekommt.      In einer eigenwilligen Rechtfertigung gegenüber dem bayerischen

Gesandten beim Vatikan schreibt Faulhaber am selben Tag: „[...] Damit habe ich nicht die

Verfassung von Weimar und die republikanische Staatsform an sich verurteilt; denn eine

Verfassung kann rechtmäßig zustandegekommen sein, ohne daß dadurch die vorausgehende

Revolution legitimiert wird. Ein unehelich Geborener kann ein ordentlicher Mensch werden, ohne

daß damit die uneheliche Mutterschaft als solche Rechtsdasein erhält.“ 

3. Januar 1924 – Das Reichsfinanzhof-Gebäude ist fertiggestellt

München-Bogenhausen * Das Gebäude für den Reichsfinanzhof wird förmlich seiner Bestimmung

übergeben. Nach der abschließenden Kassenrechnung belaufen sich die Kosten für Um- und

Ausbau auf insgesamt 488.379,95 Goldmark.     Das Gebäude ist im Inneren im Stil des Art déco

ausgestattet. Der schönste Raum ist die eichengetäfelte Bibliothek, die jedoch in den

1970er-Jahren einer Modernisierung zum Opfer allen wird.   Im zweiten Stock war die

Dienstwohnung des Präsidenten des Reichsfinanzhofs eingerichtet worden.
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1926 – Der erste Bugatti Royale Typ 41 wird hergestellt

Molsheim * Der erste Bugatti Royale (Chassis 41-111) wird hergestellt. Die Konstruktion des Typs

41 führt Jean Bugatti aus, Ettore Bugattis Sohn.    Wie damals im Luxuswagen-Markt üblich,

liefert die Firma Bugatti nur das Rolling Chassis, also, das Fahrgestell mit allen Komponenten

samt Motor und Kühlergrill, während die Gestaltung des Aufbaus unabhängigen

Karosseriebauunternehmen überlassen wird.    Ettore Bugatti behält jedoch die Kontrolle über

sein Projekt, indem er die Lieferung des Chassis von seiner Zustimmung zum ausgewählten

Karosseriebauer und zum Karosserie-Entwurf abhängig macht:  Nur die angesehensten Firmen

und die geschmackvollsten Aufbauten sollen für seinen Royale gut genug sein.  Jean Bugatti

zeichnet einige dieser Entwürfe. 

8. Mai 1934 – Geschwindigkeitsbegrenzungen werden aufgehoben

Berlin - Deutsches Reich * Mit der Reichs-Straßenverkehrsordnung werden alle Bestimmungen

über Geschwindigkeitsbegrenzungen aufgehoben. Damit soll der Autoabsatz angekurbelt

werden. 

26. Juni 1938 – Öffentliche Zustimmung und weitere Nutzung des Synagogen-Geländes

München-Kreuzviertel * Während der Abriss der Hauptsynagoge voranschreitet, feiert die

nationalsozialistische Propaganda die Zerstörung des Gotteshauses. Die NS-Zeitung „Der

Stürmer“ kommentiert den Vorgang am 26. Juni 1938 mit den Worten: „Ein Schandfleck

verschwindet.“   Anders als beim wenige Tage später beginnenden Abriss der evangelischen

Matthäuskirche regt sich gegen die Zerstörung der Synagoge in der Öffentlichkeit kein

nennenswerter Protest. Die Beseitigung des jüdischen Sakralbaus zur Schaffung neuer Verkehrs-

und Freiflächen wird weitgehend widerspruchslos hingenommen.   Der ebenfalls vorgesehene

Abriss des jüdischen Gemeindehauses in der Herzog-Max-Straße 3–5 wird jedoch nicht

umgesetzt. Stattdessen übernimmt das Rasse- und Siedlungshauptamt der SS die Gebäude. Ab

1940 befindet sich dort eine Dienststelle des Lebensborn e. V., einer nationalsozialistischen

Organisation zur Förderung der bevölkerungspolitischen Ziele des Regimes.

1940 – Die Familie Haas leidet unter der fremdenfeindlichen englischen Politik

Großbritannien * Wie viele Emigranten hatte auch die Familie Haas unter der fremdenfeindlichen
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englischen Politik zu leiden.       Es werden keine Arbeitserlaubnis für deutsche Ärzte erteilt.  

Hinzu kommt eine unverblümt antisemitische Stimmung.      Dr. Alfred Haas gibt seine

Bemühungen auf und emigriert mit seiner Frau in die USA.

20. September 1946 – Zustimmung der Verfassungsgebenden Landesversammlung

München - Freistaat Bayern • Die Verfassunggebende Landesversammlung nimmt den im

Verfassungsausschuss entworfenen Text mit den Stimmen von CSU und SPD an. 

1. Dezember 1946 – Das Volk stimmt der Bayerischen Verfassung zu

München - Freistaat Bayern * In einer Volksabstimmung wird die unter der Führung des

SPD-Politikers Wilhelm Hoegner ausgearbeitete Bayerische Verfassung mit einer Mehrheit von

70,6 Prozent angenommen. Die Verfassung des Freistaates Bayern regelt die Selbstständigkeit

des Freistaates als Land der Bundesrepublik Deutschland. 

4. Dezember 1946 – Der Ministerrat beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird nach der Volksabstimmung und

der Ausfertigung der Verfassungsurkunde durch Ministerpräsident Wilhelm Hoegner [SPD] im

Ministerrat beschlossen. 

16. Dezember 1948 – Neugründung des Künstlerhaus-Vereins

München-Kreuzviertel * Im Jahr 1948 gründet sich der Künstlerhaus-Verein unter der Leitung von

Professor Julius Diez neu. Vorrangiges Ziel ist es, das Künstlerhaus wieder seiner ursprünglichen

Bestimmung als Ort der Kunst und Begegnung zuzuführen.   Bis dieses Vorhaben verwirklicht

werden kann, vergehen jedoch noch zehn Jahre, da das Künstlerhaus weiterhin von der

amerikanischen Militärverwaltung genutzt wird. Im Westflügel befindet sich der Soldatenclub „The

American Way“, der als Ort der Freizeitgestaltung und kulturellen Begegnung für

US-amerikanische Soldaten dient und zugleich Teil der Demokratisierungs- und Kulturarbeit im

Nachkriegs-München ist.

8. Mai 1949 – Der Parlamentarische Rat beschließt die Vorlage des Grundgesetzes
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Bonn * Der Parlamentarische Rat in Bonn beschließt das Grundgesetz für die Bundesrepublik

Deutschland. Es wird in der Woche vom 16. bis 22. Mai 1949 zur Zustimmung den

Volksvertretungen der beteiligten deutschen Länder vorgelegt. 

25. August 1959 – Große Zustimmung für das Königs-Denkmal

München-Haidhausen * Der Verein für die Wiedererrichtung eines Denkmals für König Ludwig II.

von Bayern e.V. verteilt am 114. Geburts- und Namenstag Ludwigs II., eine

„Volksbefragungspostkarte“ mit Fritz Behns Modell am Standort unterhalb des Friedensengels.

Die Aktion bringt eine Zustimmung von 96 Prozent für das Projekt.   Von Behns Plastik hat sich

nur noch der Kopf erhalten.

21. Mai 1965 – Die Queen in München

München * Die englische Königin und ihr Ehemann Prinz Philip treffen im Rahmen ihrer

Deutschlandreise bei eher kühlem Frühlingswetter in München ein. Ihr Aufenthalt dauert&nbsp;14

Stunden. Lange genug, um in den Straßen der Landeshauptstadt eine wahre Volksfeststimmung

herrschen zu lassen. Hunderttausende säumten die Straßen und bereiteten der freundlich

lächelnden und jugendlich wirkenden Queen bei ihrer Fahrt im offenen Wagen frenetische

Ovationen. Ministerpräsident Alfons&nbsp;Goppel drückte diese Stimmung mit den Worten aus:

„Die Herzen des bayerischen Volkes schlagen Eurer Majestät entgegen!“    Die Bayern

widersetzten sich allen von oben erlassenen Anordnungen zum Aufenthalt der Queen und

gestalteten den Besuch weitgehend nach ihrem eigenen Willen. Die Staatsregierung reizte mal

wieder alle Möglichkeiten aus, um vor der Weltöffentlichkeit ihr ausgeprägtes weiß-blaues

Staatsbewusstsein zu zelebrieren und mithilfe von Zeremoniell und Symbolik souveräne

Staatlichkeit zu beweisen.&nbsp;    Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons

Goppel spielt die Blaskapelle beim Ankommen des Sonderzuges der britischen Königin Elisabeth

die Bayerische Nationalhymne, obwohl der Bundespräsident Heinrich Lübke dies der

Staatsregierung zuvor ausdrücklich untersagt hatte. &nbsp;    Die königlichen Gäste von der Insel

mussten sich alle Strophen der&nbsp;„Bayern-Hymne“&nbsp;anhören, was Prinz Philip zur

Bemerkung hinreißen lässt:&nbsp;„Oh, ein ganzes Konzert.“&nbsp;    Wegen der

„Bayern-Hymne“ schlitterte die Bundesrepublik Deutschland beinahe in eine Staatskrise. Der

bayerische Ministerpräsident riskierte wegen seines Trotzes ein Verfahren wegen

„separatistischer Machenschaften“. Letztlich stärkte der Queen-Besuch nicht nur den Freistaat

Bayern, sondern auch die Popularität des Ministerpräsidenten Alfons Goppel.
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23. Juni 1966 – Die Beatles kommen nach München

London - München * Um 11:20 Uhr heben die Beatles mit dem Flug BE502 mit der

BEA-Linienmaschine Comet IV vom Londoner Flughafen ab, um um 12:56 Uhr in München-Riem

zu landen. Endlich sind sie da. George Harrison, Paul McCartney, John Lennon und Ringo Starr

treffen erstmals und höchstpersönlich in München ein.  Und als „die vier Sängerknaben mit der

Mädchenfrisur“ das Flugzeug verlassen, werden sie „von lustigen Teenagern zumeist“ begeistert

empfangen. Man hat sie bis zur Landung des Flugzeugs mit Beatmusik bei Laune gehalten. Die

Mädchen tragen Pony, die Haare hochtoupiert, sowie bonbonfarbene, schenkelkurze

Op-Art-Kleidchen und Pumps. Die Burschen bekleiden sich mit hautengen Jeans und schwarzen

T-Shirts oder geblümten Hemden. Ihre Haare bedecken zwar die Ohren, reichen aber noch nicht

bis zur Schulter. Dazwischen sind auch „einige wüstere Typen mit verfilztem, schulterlangem

Haar, im obligatorischen Snow Coat mit aufgemalten Atomwaffengegner-Abzeichen“, schreibt die

Süddeutsche Zeitung.  Die Mädchen halten bemalte Schilder hoch und alles sieht friedlich

aus. Doch es muss schon ein sehr trügerischer Friede sein, denn auf je fünf Fans kommt ein

Polizist. 200 Staatliche Ordnungskräfte sorgen für einen reibungslosen Ablauf. Außerdem ist die

Straße rechts vom Hauptgebäude auf einer Länge von fast einhundert Metern abgesperrt

worden.    Noch auf der Rolltreppe werden die Fab Four mit extrem saublöden Fragen

interviewt. Ringo Starr antwortet auf dem Flughafen auf die Frage eines Reporters: „Warum

stehen Sie immer so spät auf?“ mit der Gegenfrage: „Wollen Sie schon in aller Frühe unseren

Lärm hören?“ Total unverständlich findet der Münchner Merkur die Popularität der Beatles, da die

Vier doch nur Nachteile vorzuweisen hätten: „Der kurzsichtige John Lennon, der Linkshänder

Paul McCartney, George Harrison mit den abstehenden Ohren und Ringo Starr mit der

übergroßen Nase.“   Außerdem überreicht man ihnen Lederhosen mit Hirschknöpfen und weiße

leinene Trachtenhemden. Schon während des Flugs hat man ihnen einen Tirolerhut übergeben,

den der „großnasige“ Ringo beim Verlassen des Flugzeugs zu seiner braunen Lederjacke trägt.   

„Machen Sie Platz für die Beatles!“. Die Ampeln sind für die vier Musiker auf Grün gestellt. So

fahren sie über die Prinzregentenstraße, vorbei an den Vieltausenden, Fähnchen schwenkenden,

„Yeah-yeah-yeah!“ kreischenden Münchner Beatles-Fans. Es herrscht einfach eine freundliche

Stimmung an diesem 23. Juni 1966.   In dem Auto mit dem Kennzeichen M-TX 107 sitzen die

Beatles. Um den wartenden Fans zu entkommen, fährt der Mercedes die Tiefgarage von hinten

an, sodass die Gruppe um 13:45 Uhr das Hotel durch den Lieferanteneingang betreten kann.

Während die Musiker durch den Hintereingang verschwinden, warten auf dem Promenadeplatz

etwa 3.000 Fans und Neugierige mit Transparenten. Neun Hausdiener und eine Handvoll

Polizisten sollen den Bayerischen Hof gegen den Ansturm der Beatles-Fans verteidigen. „Die

Scheiben sind vorsorglich beim Glaser bestellt“, diktiert Hotelchef Falk Volkhardt einem Reporter

in den Block.   Nichts passiert. Nur junge Frauen und Männer warten auf dem Promenadeplatz
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sehnsüchtig auf den Augenblick, dass sich ihre Idole an einem der Fenster zeigen. Oben im

fünften Stock tun diese den Fans ein einziges Mal den Gefallen und treten ans Fenster, um ein

paar Autogramme auf die Straße zu werfen.    Für 16:00 Uhr ist im Nachtclub des Hotels

Bayerischer Hof eine Pressekonferenz anberaumt. Diese beginnt 20 Minuten später, weil der

Fahrstuhl stecken bleibt. Statt der erlaubten 10 haben sich 15 Personen in den Aufzug

gequetscht. Zuerst werden Fotos der Fab Four geschossen, danach dürfen die Journalisten die

Beatles 13 Minuten befragen. Dazwischen bekommen sie noch den „Goldenen BRAVO Otto“ in

der Kategorie Beste Beatband überreicht.    Zur gleichen Zeit tagt im Polizeipräsidium an der

Ettstraße ein Krisenstab, denn den deutschen Behörden und der Polizei waren Popstars samt

den kreischenden Fans ausgesprochen befremdlich. Aus Anlass des Beatles-Gastspiels richtet

man in München einen Krisenstab ein, dem der Polizeipräsident, zwei Einsatzleiter und ein erst

kurz zuvor installierter psychologischer Fachmann angehören. Deeskalation fordert der

Psychologe, was natürlich umfangreiche polizeiliche Vorbereitungen notwendig macht, um

Massenaufläufe möglichst zu verhindern oder zumindest unter Kontrolle zu halten.   So

bekommen die Beatles die Kehrseite ihres Ruhmes zu spüren. Ihnen wird ein abendlicher

Schwabing-Bummel aus Sicherheitsgründen verboten, weshalb sie die ganze Zeit ihres

München-Aufenthaltes im Bayerischen Hof verbringen müssen. Die Abendzeitung schreibt

beschwichtigend: „Die Herren tragen zwar unorthodoxe Haartracht und veranstalten einen für

musikalische Ohren beschwerlichen Lärm, aber im Grunde sind sie harmlos und übermütig, und

in ihren Liedern kommt nichts Unanständiges vor.“ Die Polizei hat eine Fälscherbande

hochgenommen, die 125 gefälschte Eintrittskarten für die Beatles-Konzerte zu Horror-Preisen

verkauft hat.    Am frühen Abend machen die Beatles eine Generalprobe auf ihrem Zimmer, da

sie bis zum 21. Juni 1966 jeden Tag mit den Aufnahmen zur LP „Revolver“ beschäftigt waren.

Gegen 21:30 Uhr betreten die vier Beatmusiker das 16 Meter lange Schwimmbad auf dem Dach

des Hotels Bayerischer Hof, das extra für die Beatles reserviert und eigens für diesen Zweck mit

neuem Wasser gefüllt worden war. Der einzige Schwimmer ist Paul, der sich mit einer geliehenen

Badehose in die Fluten stürzt, während die drei anderen „kühles Nass aus Whiskeyflaschen“

vorziehen.   Fortsetzung folgt !

24. Juni 1966 – Auftritte der Beatles im Cirkus Krone

München * Für 17:15 Uhr ist das erste und für 21 Uhr das zweite Beatles-Konzert im Circus

Krone angesetzt. Die Süddeutsche Zeitung informiert ihre Leser fürsorglich über die

gesundheitliche Gefährlichkeit dieser Musik: „Wenn die Gitarren ihren harten Rhythmus

beginnen, wird der Lärm so stark, dass es vom ärztlichen Standpunkt aus ratsam erscheint, das

Weite zu suchen. Das halbe Dutzend großer Verstärker verwandelt selbst das Laufgeräusch
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einer Ameise in das Donnern einer aufgescheuchten Elefantenherde: Sie haben zusammen 800

Watt.“  Die 6.200 Eintrittskarten für die Beatles-Konzerte sind schon lange vorher verkauft

worden, 2.000 davon nach auswärts. Vier Sonderzüge treffen mit diesen Fans in München ein:   

aus Stuttgart Der Rasende John,  aus Innsbruck Der Fliegende Paul,  aus Würzburg Der Schnelle

George und  aus Ulm Der Rollende Ringo.      Am Einlass zum Cirkus-Krone-Bau brechen

Teenager vor Enttäuschung in Tränen aus. Sie sind von einer Fälscherbande mit gezinkten

Tickets betrogen worden.  Um 16:30 Uhr werden die Türen zum Circus-Krone-Bau für die Fans

geöffnet und um 17:15 Uhr beginnt das erste Beatles-Konzert vor 3.500 Zuschauern mit dem

Vorprogramm. Die Sicherheitsvorkehrungen sind beträchtlich: 250 Polizeibeamte sind im

Einsatz. Im Hof der Deroy-Schule parkt ein Wasserwerfer. Im Publikum verteilen sich

ausgewählte junge Beamte. Bei einem Stimmungsüberschlag will man den

Cirkus-Krone-Bau schlagartig in gleißend weißes Licht tauchen. Doch noch vor Konzertbeginn

sorgt ein Gewitterregen für Abkühlung.  Die Stimmung sinkt noch tiefer, als sich die erste

Vorgruppe mit dem aufreizenden Namen Cliff Bennet and the Rebel Rousers auf der Münchner

Bühne abmüht. Erst den Rattles, einer Band aus Hamburg, gelingt es, die Emotionen auf

beatlesgemäßes Niveau zu steigern. Im Anschluss tritt noch das Duo Peter & Gordon auf.

Danach schaltet die Regie eine künstliche Pause, nach der - in dem atemlos stillen Krone-Saal -

die Beatles angekündigt werden.  Als die vier Ausnahmemusiker urplötzlich auf die Bühne

springen, entlädt sich ein Orkan. Unter ihren - für die damaligen Verhältnisse - skandalös

langhaarigen Köpfen tragen sie dunkelgrüne Jägeranzüge mit hellen Kragenaufschlägen. Ihre

ebenfalls uniformen gelben Hemden sind mit Krawatten zugebunden.   Die Beatles spielen zwar

nur elf Lieder. Doch mit jedem Song steigert sich die frenetische Begeisterung des Münchner

Publikums. Die Songfolge ist folgendermaßen:    Rock and Roll Music  She‘s a woman  If I

needed someone  Babys in black  Day tripper  I feel fine  Yesterday  I wanna be your man   

Nowhere man    Paperback writer  I‘m down    Begeisterte, schluchzende und enthemmte

Jugendliche branden gegen die Bühne an, ausgebremst von einer Hundertschaft Polizisten, die

auf Empfehlung des Psychologen in Zivil gekommen sind. Papierkugeln und Damenschuhe

fliegen durch die Luft - bevorzugt zu Paul McCartney, dem damals noch einzigen Junggesellen.

Nach jeder Nummer verbeugen sich die „Pilzköpfe“ artig und lächeln lieb. Das Jubelgeschrei wird

noch lauter und noch stärker, sodass hinterher keiner der Anwesenden mit Bestimmtheit sagen

kann, welche Songs die Beatles tatsächlich gespielt haben.  Bereits nach 25 Minuten

verschwinden die - wie sie die Münchner Presse gerne nennt - „vier Liverpooler Sängerknaben“ -

genauso schnell wieder von der Bühne, wie sie gekommen sind, und hinterlassen ein

erschüttertes Publikum und eine erleichterte Polizei. Immerhin ist es zu keinen Ausschreitungen

und Sachbeschädigungen gekommen. „Es ging alles friedlich vonstatten“, wurde

gebetsmühlenartig wiederholt. 
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4. April 1968 – Martin Luther King wird von einem rassistischen Attentäter ermordet

Memphis * Martin Luther King wird von einem rassistischen Attentäter - womöglich mit Wissen

des FBI, aber ganz gewiss nicht ohne die Zustimmung jener „schweigenden Mehrheit“, für die die

Rassenungleichheit Teil einer göttlichen Weltordnung ist - ermordet.

1975 – Der Antonius-Altar wird vollkommen neu konzipiert

München-Lehel * In den Jahren 1975 und 1976 widmet man sich den beiden Hauptseitenaltären

im Mittelschiff der Anna-Klosterkirche. Der Antonius-Altar wird dabei vollständig neu konzipiert.

Ursprünglich als Nepomuk-Altar errichtet, später zum Ludwigs-Altar umgestaltet, erhält er nun

seine heutige Bestimmung als Antonius-Altar.    Der heilige Antonius gilt als Patron der

bayerischen Franziskaner. Seine Oberarm-Reliquie, die Kaiser Ludwig IV. der Baier&nbsp;im

Jahr 1330 den Münchner Franziskanern schenkte, wurde 1480 in einem spätgotischen Reliquiar

gefasst und später in einem barocken Schrein präsentiert. Seit 1827 befindet sie sich in der

Annakirche im Lehel.&nbsp;Der Überlieferung nach rettete ein Franziskanermönch die kostbare

Reliquie nach dem Bombenangriff aus dem brennenden Gotteshaus.    Die 1682 entstandene

Antonius-Statue auf dem Altar wird heute von kleinformatigen, modern gestalteten Bildtafeln

gerahmt.

1980 – Auch Frauen können Maximilianeer werden

München-Haidhausen * Auch Frauen können nun Maximilianeer werden. Als König Max II. die

Stiftung anno 1852 ins Leben rief, waren nur Männer zum Studium zugelassen. Daher war - laut

der Gründungsurkunde - die Förderung nur „talentvollen Jünglingen“ vorbehalten.   Trotz der

Öffnung der Hochschulen für Frauen zu Beginn des 20. Jahrhunderts lässt die Förderung von

Studentinnen noch bis zum Jahr 1980 auf sich warten.   Da die Bestimmungen über den Zweck

einer Stiftung grundsätzlich nicht geändert werden dürfen, besteht die einzige Möglichkeit zur

Aufnahme weiblicher Stipendiaten nur darin, eine eigens für Frauen gedachte zweite Stiftung ins

Leben zu rufen. Dazu brauchte man jedoch Geld. Und dieses steht erst im Jahr 1980 - im

Rahmen der Feierlichkeiten zu „800 Jahre Wittelsbach und Bayern“ - als Wittelsbacher

Jubiläumsstiftung zur Verfügung. 

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat
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München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der

Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,

finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald

als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren

gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

April 1987 – Der Kampf um die öffentliche Meinung geht weiter

Wackersdorf - Schwandorf * Die DWK und ihre Tochtergesellschaften weiten ihre

Öffentlichkeitsarbeit für die Wiederaufarbeitungsanlage aus. Sie betreiben Informationszentren

auf dem ehemaligen BBI-Gelände und in Schwandorf, werben für die versprochenen

Arbeitsplätze und unterstützen örtliche Einrichtungen und Vereine. Das Sponsoring soll die

gesellschaftliche Akzeptanz des Projekts in der Region erhöhen.   Die WAA-Gegner setzen ihre

vielfältigen Protestaktionen fort. Ökumenische Andachten am Franziskus-Marterl,

Sonntagsspaziergänge zum Bauzaun, Blockaden, Kulturveranstaltungen und
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grenzüberschreitende Aktionen halten den Widerstand öffentlich sichtbar. Der Konflikt wird damit

zunehmend auch als Kampf um Zustimmung, Deutungshoheit und gesellschaftlichen Einfluss

geführt. 

Oktober 1987 – Gauweilers RAF-Vergleich verschärft den Konflikt

München * Der bayerische Innenstaatssekretär Peter Gauweiler stellt öffentlich eine Verbindung

zwischen militanten Teilen des Widerstands gegen die WAA und der terroristischen Roten Armee

Fraktion (RAF) her. Vertreter der Bürgerinitiativen weisen den Vergleich zurück und betrachten

ihn als Versuch, die Protestbewegung zu kriminalisieren. Die Äußerungen heizen die ohnehin

angespannte Stimmung vor der Großdemonstration am 10. Oktober zusätzlich an und vertiefen

die politische Konfrontation zwischen Staatsregierung und WAA-Gegnern.

22. Februar 1989 – Der Streit um die „richtige Inschrift“ am Eisner-Bodendenkmal

München-Graggenau * Bei der Stadtrats-Sitzung stehen zwei Vorschläge für die „richtige

Inschrift“ am Bodendenkmal für Kurt Eisner zur Auswahl. Während die Vertreter der

verschiedenen Parteien rasch überein kommmen, das ursprünglich vorgesehene „erschossen“

durch „ermordet“ zu ersetzen, entwickelt sich um die Verwendung der Begriffe „Freistaat“ und

„Volksstaat“ eine scharf geführte Auseinandersetzung.  Soll man nun Kurt Eisner als den

Begründer des Freistaates Bayern bezeichnen oder gründete er bloß den Volksstaat

Bayern? Beide Begriffe wurden im Jahr 1918 gleichzeitig und synonym verwendet und sollten

nichts anderes als Republik bedeuten. Aber im Rückblick will man den heute so geschätzten

Begriff Freistaat nicht ausgerechnet einem linken Politiker zuschreiben. Dagegen denkt man bei

Volksstaat eher an die Sprache des Dritten Reiches und der damaligen DDR.  Der

SPD-Vorschlag für die Gedenkplatte lautet: „Kurt Eisner. 1867 - 1919. Begründer des Freistaats

Bayern und Ministerpräsident wurde am 21. Februar 1919 hier vor seinem Amtssitz ermordet.“ 

Es soll aber derjenige die Mehrheit erhalten, der das Reizwort Freistaat vermeidet. Der Vorschlag

von Bürgermeister Dr. Winfried Zehetmeier [CSU] setzt sich bei der Abstimmung mit einer

Mehrheit aus CSU, FDP und Grüne/ALM gegen die Stimmen der SPD durch. Die Inschrift auf der

Gedenktafel - als die „offizielle Wahrheit“ - lautet deshalb:    „KURT EISNER, DER AM 8.

NOVEMBER 1918 DIE BAYERISCHE REPUBLIK AUSRIEF,NACHMALIGER

MINISTERPRÄSIDENTDES VOLKSSTAATES BAYERN, WURDE AN DIESER STELLE AM 21.

FEBRUAR 1919ERMORDET.“
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16. April 1989 – Hoffnung auf das Ende der WAA

Wackersdorf * Rund 6.000 WAA-Gegner versammeln sich am Baugelände und feiern das sich

abzeichnende Scheitern des Projekts. Anlass sind die bekannt gewordenen Pläne der

Energiewirtschaft, abgebrannte deutsche Brennelemente künftig im französischen La Hague

aufarbeiten zu lassen.   Die Stimmung ist von Freude, aber auch von Vorsicht geprägt: Ein

offizieller Baustopp ist noch nicht beschlossen, und die Arbeiten auf dem Gelände gehen

zunächst weiter. Die Kundgebung zeigt dennoch, dass selbst viele langjährige Beteiligte das

Ende der WAA nun für wahrscheinlich halten. 

20. Dezember 1991 – Der Jugendstil-Verein wird aufgelöst

München-Haidhausen * Der Stuck-Jugendstil-Verein wird aufgelöst. Hans Joachim und Amélie

Ziersch schenken die Villa Stuck an die Landeshauptstadt München. Zudem stellen sie eine

beträchtliche Geldsumme als „Zustiftung Ziersch“ zur Verfügung. Mit deren jährlichen Zinsen

sollen Ankäufe von Kunstwerke ermöglicht werden. 

23. September 1995 – Kardinal Wetter heizt die Stimmung gegen das Intoleranzedikt an

München-Graggenau • Bei der an der Feldherrnhalle stattfindenden Demonstration gegen das

Karlsruher Kruzifix-Urteil unterzieht sich Kardinal Friedrich Wetter nicht der Mühe, die Debatte zu

versachlichen. Im Gegenteil, er heizt die emotional eh schon aufgeheizte Stimmung gegen das

vermeintliche Karlsruher Intoleranzedikt noch an. 

1997 – Ein Neuanfang für das Künstlerhaus

München-Kreuzviertel * Peter und Maja Grassinger gelingt es, den langjährigen

Dauernutzungsvertrag mit dem Hotel Bayerischer Hof aufzulösen. Damit schaffen sie die

Voraussetzung, das Münchner Künstlerhaus wieder seiner ursprünglichen Bestimmung als Ort

der Kunst, Kultur und Begegnung zuzuführen. 

24. Februar 1998 – Den  Grundstein des Maximilianeums wiederentdeckt

München-Haidhausen * Die Lage des Grundsteins des Maximilianeums geriet im Laufe der Zeit in
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Vergessenheit und wurde erst bei Umbauarbeiten zufällig wiederentdeckt. In einer Bleikassette

fanden sich mehrere Objekte, darunter Deutschlands älteste Modelllokomotive.   Die 1838 in

Dresden gefertigte und ursprünglich funktionsfähige Kleinlokomotive ist ein Modell der

„Adler“-Lokomotive mit Schlepptender im Maßstab 1:10. Sie besteht aus Eisen, Messing, Kupfer

und Holz und konnte mit Spiritus betrieben werden. Vermutlich handelte es sich um ein

Werbegeschenk der englischen Firma Robert Stephenson & Co., die auch Deutschlands erste

Lokomotive baute. Die „Adler“ verkehrte ab 1835 auf der Strecke zwischen Nürnberg und Fürth.  

Der Grundstein enthält außerdem Baupläne, die Urkunde über die Bestimmung des Gebäudes,

Porträts des Königs und seiner Frau Marie von Preußen auf Nymphenburger Porzellan sowie

seltene Münzen. 

3. April 2003 – Eine Kunstaktion im Luftschutzbunker

München-Untergiesing * Bevor die Umbaumaßnahmen für das Projekt „Wohnen im Turm“

beginnen, muss erst eine mehrmonatige Wartezeit überbrückt werden. Das geschieht mit einer

„Kunstaktion“ unter dem Titel „120 Tage Kunst im Bunker“.     Die Eigentümer verfolgen mit dieser

Aktion das Ziel, einerseits das Image des „Betonkastens aus Kriegszeiten“ zu verbessern,

andererseits wollen sie „durch die Kunst versuchen, das bedrückende des Bunkers aufzubrechen

und ihn bis zur tatsächlichen Bautätigkeit mit Leben zu füllen“.     Die Kunstaktion dauert bis zum

26. Juli. Dabei herrscht eine breite Übereinstimmung. Doch mit dem anschließenden

Genehmigungsverfahren der Umbauplanung scheiden sich wieder die Geister. Während sich

Rathauspolitiker von der „Bunker-Kreativität“ begeistert zeigen, melden Architektur- und

Denkmalschutzexperten ihre Bedenken an.    Und obwohl das Gebäude gar nicht unter

Denkmalschutz steht, meinen sie, dass „so ein Bunker fast das Einzige [sei], das uns heute noch

an den Krieg erinnert“. So ein „Wehrbau“ habe deshalb eine ebenso hohe Aussagekraft wie eine

Stadtmauer oder eine Burg.

2005 – Aufruhr um die Plastikmass 

2005:   München * Der Löwenbräu-Festwirt Ludwig „Wiggerl“ Hagn schlägt vor, auf dem

Oktoberfest versuchsweise Masskrüge aus Kunststoff einzusetzen. Die Idee stößt auf heftigen

Widerstand. Dabei liegen die praktischen Vorteile für Hagn auf der Hand: Kunststoffkrüge sind

fast einen Kilogramm leichter als Glaskrüge, nahezu unzerbrechlich und lassen sich nach dem

Spülen schneller abkühlen. Auch die Bedienungen müssten deutlich weniger Gewicht tragen.  

Hagn verweist auf die Bilanz des vorausgegangenen Oktoberfests: Rund 36.000 Masskrüge sind

in seinem Festzelt abhandengekommen; viele werden als Souvenir mitgenommen, ein großer

Münchner Zeitensprünge Seite 93/94



Teil geht jedoch zu Bruch. Nach seinen Angaben liegen zuletzt mehr als 26 Tonnen

Glasscherben auf dem Zeltboden. Auch die Polizei begrüßt den Vorschlag, da gläserne

Masskrüge bei Auseinandersetzungen als gefährliche Waffen eingesetzt werden können.   Für

viele Münchner und Wiesnwirte gehört der schwere Glaskrug jedoch untrennbar zum Oktoberfest.

Sie vermissen vor allem das vertraute Klirren beim Anstoßen und fürchten um die Tradition der

Wiesn. Hagn macht den geplanten Versuch schließlich von der Zustimmung der Gäste abhängig.

Die Kunststoffmass setzt sich nicht durch.

19. März 2013 – Denkmal-Pläne im Bezirksausschuss

München-Au - München-Isarvorstadt * Der Deutsche Eiche-Wirt Dietmar Holzapfel trägt seine

Pläne zur Wiedererrichtung des Ludwig II.-Denkmal auf der Corneliusbrücke im zuständi­gen

Bezirksausschuss 2 vor, wo sich nach anfänglichen Bedenken eine grundsätzliche Zustimmung

heraus­kristallisiert. 

2018 – Im Tierpark wird das Hellabrunner Mühlendorf eröffnet

München-Giesing * Im Tierpark Hellabrunn wird die Orang-Utan-Halle wiedereröffnet und das

Hellabrunner Mühlendorf seiner Bestimmung übergeben.
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